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Gesamtschau der österreichischen Wirtschaft im Jahre 1946 
Allgemeiner Uberblick 

Außerordentliche Minderung des Volksvermögens und 
Volkseinkommens 

Die Substänzverluste, die der österreichischen 
Wirtschaf t durch Kr iegs- und Nachkriegseinwirkun­
gen zugefügt wurden, haben das österreichische 
Volksvermögen s tark vermindert . Da die erlittenen 
Schäden in den einzelnen Wirtschaftszweigen nach 
verschiedenen Methoden ermittelt wurden, ist es 
schwierig, auf Grund der einzelnen Schätzungen 
die Höhe der gesamten wirtschaftlichen Einbußen 
genau festzustellen. Nach vorsichtiger P rüfung der 
vorliegenden Zahlen kann jedoch angenommen wer­
den, daß der Substanzwert des Österreichischen 
Volksvermögens, der im Jahre 1937 auf rund 
38 Mrd. S geschätzt wurde, im Jahre 1946 kaum 
mehr als zwei Drit tel des Vorkriegswertes betragen 
haben dürfte. 

In Industrie und Gewerbe entstanden, abgesehen von 
dem Substanzverzehr durch die Entblößung von Waren­
vorräten und durch die Unterlassung von Ersatzinvesti-
tionen in allen nicht kriegswichtigen Bereichen, vor allem 
durch Bombenschäden und Abtransport von Maschinen, 
Rohstoffen ' und Fertigwaren, schwere Verluste. Starke 
Einbußen hat das Fremdenverkehrsgewerbe besonders durch 
die Zerstörung und Ausplünderung zahlreicher Hotels er­
litten. In der Landwirtschaft verursachte der Raubbau an 
der Bodenkraft sowie die Verminderung an lebendem und 
totem Inventar großen Schaden. Die Überschlägerungen 
in der Forstwirtschaft während des Krieges werden auf 
10 Mill. fm geschätzt und belasten die österreichische 
Volkswirtschaft auf Jahre hinaus. Im Verkehr wurden das 
gesamte Betriebsnetz der Eisenbahnen, aber auch sonstige 
Betriebsanlagen schwer beschädigt. Der größte Teil des 
rollenden Materials und des Kraftwagenparlcs sind nach 
Vorkriegsbegriffen nur mehr als Altmaterial zu bewerten. 
Weiters wurden durch die Bombenangriffe und unmittel­
baren Kampfhandlungen zehntausende Wohnhäuser sowie 
öffentliche Gebäude und Betriebsstätten zerstört. Durch den 
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Raub des Kcsrnnlcii Haid- und Pevisanbcsilses bereits im 
Jahre 1938 wurde die Österreichische Volkswirtschaft eben­
falls schwer geschädigt. 

Die obige Bewertung des Substanzverlustes 
zum Kostenwert gibt jedoch nur ein unvollkommenes 
Bild von der Hohe des tatsächlich erlittenen Scha­
dens, da im reinen Kostenwert die qualitativen Ver­
änderungen in der Zusammensetzung und eine all-
fällige Unverwer tbarkei t der verbliebenen Substanz 
nicht berücksichtigt werden können. F ü r das Volks­
einkommen und für den Lebensstandard der Be­
völkerung ist letzten Endes aber nicht der Kosten­
wert , sondern der Brlra.gswe.rt entscheidend. 
Gemessen an diesem ist das österreichische Volks­
vermögen ohne Zweifel auf bedeutend weniger als 
auf zwei Drit tel vermindert worden. Der zur Zeit 
oft erhebliche Unterschied zwischen dem Kosten- und 
Er t r agswer t in der Österreichischen Volkswirtschaft 
ergibt sich vor allem daraus, daß durch die, Bom­
bardierungen und Beschlagnahmungen einzelner 
wichtiger Anlagen und Maschinen vielfach der 
innere Funkt ionszusammenhang der Wirtschaft ge­
stört wurde, wodurch der Kostenwert der verblie­
benen Produktionsmit tel erheblich höher ist als ihr 
Er t ragswer t . Anderersei ts können gegenwärt ig oft 
schon durch kleinere Reparaturen und durch die 
Schließung von Produktionslücken mi t verhältnis­
mäßig geringen Aufwänden außerordentliche E r ­
träge erzielt werden. 

Bei der Bewertung des VoJksVermögens im 
Jahre 1946 wurde nicht außeracht gelassen, 
daß während des Kri eges eine Reihe. von 
Investit ionen, insbesondere in der Schwerindustr ie, 
in der chemischen Industr ie und in der Energie­
wirtschaft vorgenommen wurde. Dieser Zuwachs an 
wirtschaftlichen Objekten kommt ' jedoch , - sowei t er 
nicht durch Bombenschäden und Abmontierungen 
wieder verlorenging, nur zu einem geringen Teil 
der österreichischen Wirtschaft zugute. Die meisten 
Investitionen dienten der Rüstungswirtschaft und 
waren auf den deutschen Wirtschaftsraum zuge­
schnitten. Sie können daher in der österreichischen 
Friedenswirtschaft nur beschrankt verwendet wer­
den und sind in vielen .Fällen eher eine Belastung 
als ein Gewinn. 

Zu den materiellen Substanzverlusten kommt 
der Ausfall an Arbeitskräften durch die hohen 
menschlichen Kriegsverluste. Durch den Tod von 
ungefähr 400.000 Männern der wirtschaftlich lei­
stungsfähigsten Jahrgänge wurde der Altersaufbau 
des österreichischen Volkes, der bereits vor dem 
Kriege sehr ungünst ig war, noch mehr verschlech­
tert . Weiters bedeutet die große Zahl der Kr iegs­

beschädigten (ungefähr 170.000 Personen) und die 
Verminderung der Leistungsfähigkeit der verfüg­
baren Arbeitskräfte durch Überal terung und man­
gelnde Berufsschulung eine außerordentliche Schwä­
chung des arbeitsmäßigen Leistungspotentials der 
österreichischen Volkswirtschaft. Schließlich gingen 
auch durch die übermäßig lange Zurückhaltung 
hundert tausender österreichischer Kriegsgefangener 
im Jahre 1946 wertvolle Arbeitsstunden für den 
Wiederaufbau verloren. 

Stärker .noch als das Volksvermögen wurde im 
Jahre 1946 das reale VOlkseinkommen geschmälert. 
Dies ist darauf zurückzuführen, daß die Größe des 
realen Volkseinkommens, außer durch die Schwä­
chung des volkswirtschaftlichen Leistungspotentials 
(materielle Substanzeinbußen und Verluste an Ar­
beitskräften) auch noch durch eine Reihe zusätz­
licher, quant i ta t iv schwer abschätzbarer Faktoren, 
wie ungeordnete Währungsverhäl tnisse, indirekte 
Auswirkungen der Besatzung und unsichere Rechts­
verhältnisse, ungünst ig beeinflußt wurde. Wenn es 
auch nicht möglich ist, auf Grund der vorhandenen 
Unter lagen das Volkseinkommen für das Jahr 1946 

genau und einwandfrei zu berechnen, so ergeben sich 
doch aus dem Vergleich zwischen den realen 
Leistungen in den Jahren 1946 und 1 9 3 7 , , d e r zu­
mindest für die wichtigsten Wirtschaftsgebiete vor­
genommen werden kann, Anhal tspunkte über die 
Veränderung des realen Volkseinkommens gegenüber 
der Vorkr iegsze i t 1 ) . Dieses Verfahren ist allerdings 
nur sehr grob und vermittelt nur einige größen­
mäßige Vorstellungen. Immerhin bietet-die Schätzung 
doch einige wertvolle Erkenntnisse, so daß der Ver­
such, auch wenn einzelne Annahmen nicht ganz den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen, gerecht­
fertigt erscheint. 

Während die Zahl der Beschäftigten im Jahre 
1946 um 3 9 % ' stieg und am Ende des Jahres (mit 
1,827.000 krankenversicherten Beschäftigten) erheb­
lich größer wa r als im Jahre 1937 (1,333.000), 

kamen die Leistungen in fast allen Wirtschafts­
zweigen bei weitem nicht an die Ergebnisse der 
Vorkriegszeit heran und reichten nicht aus, de rös te r -

*) Das Volkseinkommen kann für 1946 nicht durch 
Summierung der Nominaleinkommen der einzelnen Ein­
kommensbezieher gewonnen werden, da mangels einer Ein­
kommensstatistik die Einkommen der Unselbständigen nur 
ungefähr und die der Selbständigen überhaupt nicht erfaß­
bar sind. Außerdem hat das nominelle Volkseinkommen 
nur dann reale Bedeutung, wenn es zu einem einheitlichen 
Preisniveau realisiert wurde und mit Hilfe eines Preisindex 
mit dem Volkseinkommen eines vergangenen Zeitabschnittes 
verglichen werden kann. Dies ist jedoch nicht der Fall, da 
im Jahre 1946 mehrere Preisniveaus nebeneinander mit ver­
schiedenen Entwicklungstendenzen bestanden. 
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reichischeu Bevölkerung ein bescheidenes Exis tenz­
minimum zu sichern. In den Sommermonaten des 
Jahres 1946 stiegen zwar, insbesondere in einzelnen 
Industriezweigen, die Leistungen an und näherten 
sich im Herbs t sogar der friedensmäßigen P r o ­
duktion. Dieser erfreuliche Aufschwung war jedoch 
nur von kurzer Dauer und wurde durch die Ver­
schärfung der Energielage im Winter wieder unter­
brochen. 

Die landwirtschaftliche Produktion, auf die vor 
dem Kriege etwa 2 5 % ' des Volkseinkommens entfiel, 
erreichte im gewogenen Durchschnit t nur rund 4 8 % ' 
des Jahres 1 9 3 7 1 ) , und zwar die Getreideernte 4 7 % , 
die Hackfruchternte 4 2 % , die Feldfutterernte 4 8 % , 
die Milcherzeugung 5 4 % ' und die Fleischproduktion 
4 4 % ' . Überdurchschnitt l ich dagegen war die Wein­
ernte ( 1 2 3 % ) . 

Die industriell-gewerbliche Produkt ion ein­
schließlich des Bergbaues bet rug im ganzen nur 
etwa ein Dri t te l der Vorkriegszeit . Dieser starke 
Leis tungsrückgang fällt besonders ins Gewicht, da 
diese Gruppe mit 40 bis 5 0 % ' den größten Anteil 
am Österreichischeil Volkseinkommen hatte. Verhält­
nismäßig gut waren im Bergbau die Salzerzeugung 
( 9 8 % ) sowie die Förderung von Braunkohle ( 7 4 % ) 
und Steinkohle ( 4 7 % ) . Die äußerst s tark gestiegene 
Erdölförderung (schätzungsweise 800.0001 gegen­
über 33.000 i im Jahre 1937) kam nur zu einem 
kleinen Tei l der Österreichischen Wirtschaft zugute. 
In der Indust r ie sind im allgemeinen die Leistungen 
in den konsumnäheren Produktionsstufen starker 
gegenüber 1937 zurückgeblieben als in der indu­
striellen Urerzeugung und in den Schlüsselindustrien. 
Dies deutet darauf hin, daß vielfach eine bedeutende 
neue Realkapitalbildung stattgefunden hat. Anderer­
seits bestand auch im Jahre 1946 in den meisten 
Industr ien keine Möglichkeit, Ersatzinvesti t ionen 
durchzuführen und vielfach wurden alte Lager­
vorräte aufgebraucht. Dieser Substanzverzehr wurde 
aber, im Ganzen gesehen, nicht nur in der Industr ie , 
sondern auch in anderen Wirtschaftszweigen durch 
die Wiederaufbauarbeiten vermutlich überkompen­
siert. (Viele Betriebe beschäftigten einen großen 
Teil ihrer Arbeiterschaft lange Zeit überwiegend 
mit Aufräumungs- und Wiederinstandsetzungsarbei­
ten.) Wesentlich für das industrielle Leistungsniveau 
war, daß gerade in den wichtigsten Industr iezweigen 
— wie in der Eisen- und Metall industrie so­
wie in der Text i l industr ie , die vor dem Kriege zu-

*) Berechnet nach den offiziellen Angaben über Ernte­
erträge, Milchleistungen und Schlachtungen ; die Gewichtung 
erfolgte nach den Preisrelationen im Jahre 1937. 

sammen etwa 45 % der Industriebeschäftigten um­
faßten, — nur ein Bruchteil der Vorkriegsleistungen 
erreicht wurde. Die mäßigen Ergebnisse in der 
Eisenerzeugung (Roheisen 1 5 % , Rohstahl und Walz­
werkswaren je 2 9 % , Stahlformguß 2 9 % ) bildeten 
für die weiterverarbeitenden Industr ien einen 
schwierigen Engpaß. Die Text i l indus t r ie erreichte 
rund ein Dri t te l der Produktion von 1937 (Baum­
wollspinnerei 39%. , Wollspinnerei und Baumwoll­
weberei je 3 5 % , Wollweberei 2 4 % ) . Dabei wurde 
das in der Text i l indus t r ie erzielte Sozialprodukt 
mehr geschmälert, als in den ausgewiesenen P ro -
duktionsergebnissen zum Ausdruck kommt, weil ein 
großer Teil der ausgeführten Arbeiten im gesamt­
wirtschaftlich verhältnismäßig weniger ergiebigen 
Lohnarbei tsverhäl tnis verrichtet wurde. Die Nah­
rungs- und Genußmittelindustrie nützte ihre Ka­
pazität durchschnittlich nur zu 30 bis 4 0 % und die 
Holzindustr ie zu 40 bis 5 0 % ' aus. Die Baustoff­
erzeugung (u. a. Mauerziegel 2 4 % , Dachziegel 3 2 % , 
Zement 8 6 % ) und die Papier industr ie (Hölzschliff 
29 %;, Zellulose 1 3 % , Papier 4 1 % , Pappe 3 3 % ) 
litten" besonders unter dem Mangel an Kohle. In der 
chemischen Industr ie war die Erzeugung von Kalk­
stickstoff ( 5 1 7 % ) sowie von Soda, Ätznatron und 
Kalziumkarbid ( 1 2 9 % ) relativ hoch, während die 
wichtige Schwefelsäureproduktion und die Gummi­
erzeugung stark hinter der der Vorkriegszeit zurück­
blieben. 

Die Leistungen im Handwerk waren insbeson­
dere in den arbeitsintensiven Zweigen, die vom 
Rohmater ia l -und Hilfsstoffmangel weniger betroffen 
wurden, im allgemeinen höher als in der Industrie, 
dürften jedoch kaum mehr als 40 bis 5 0 %' der 
Vorkriegszeit betragen haben, zumal sich die Zahl 
der zünftigen Handwerker teilweise stark vermindert 
hat. Im ganzen bestand der Beitrag des Handwerks 
zum Volkseinkommen mehr in der Ausführung 
werterhaltender und werterhöhender Repara tur ­
arbeiten als in Neuanfertigungen. 

Die erzielten V erkehr sleistungen (bei den 
Staatseisenbahnen 8 0 % Nutzlasttonnenkilometer und 
im öffentlichen Postkraf twagenverkehr 9 0 % ' Be­
triebskilometer des Jahres 1937) befriedigten nur 
teilweise die Bedürfnisse der heimischen Wirtschaft . 

Der Handel l itt unter der geringen inländischen 
Produkt ion. Außerdem wurde in vielen Fällen der 
Zwischenhandel ausgeschaltet, so daß der Leistungs­
rückgang im Binnenhandel mit mindestens 7 0 % an­
genommen werden muß. Das Außenhandelsvolumen, 
das im kommerziellen Handelsverkehr abgewickelt 
wurde, bet rug unter Berücksichtigung der erierlgTen 
Preissteigerungen sogar nur 8 % des Jahres 1937. 

r 
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Gegenüber der Vorkriegszeit stark zugenommen 
haben lediglich die persönlichen Dienstleistungen 
sowie die Leistungen der öffentlichen Körperschaften 
und insbesondere des Staates. Der Anteil dieser 
beiden Gruppen am Volkseinkommen ist jedoch nur 
gering (etwa 1 0 % ) und vermag den starken Rück­
gang in den übrigen Wirtschaftszweigen nur zu 
einem kleinen Teil zu kompensieren. 

Wie tief die Produktionsfähigkeit der Wir t ­
schaft und mit ihr der Lebensstandard des öster­
reichischen Volkes im Jahre 1946 gesunken war, 
geht daraus, hervor, daß auch im Vergleichsjahr 1937 
nur mit einer 70 % igen Kapazi tä tsausnutzung ge­
arbeitet wurde und ein gewaltiges Heer von Arbei ts­
losen bestand. 

Unter der Annahme, daß die landwirtschaftliche Er­
zeugung im Jahre 1946 rund 5 0 % und die gewerbliche P ro ­
duktion rund 35%' von 1937 betragen haben und von den 
übrigen Realeinkommen vermutlich nur verschiedene Dienst­
leistungen sowie die Leistungen des Staates erheblich hoher 
waren, dürfte das , aus den eigenen Wirtschaftskräften 
stammende Volkseinkommen im Jahre 1946, bei entsprechen­
der Gewichtung der einzelnen Posten und Einrechnung einer 
Sicherheitsmarge für nicht erfaßte Leistungen 1 ) , ungefähr 
50% des Realeinkommens von 1937 erreicht haben. In 
Schilling-Werten 1937 ausgedrückt, ergibt sich damit ein 
Betrag von 3.000 Mill. S gegenüber 6.000 Mill. S im 
Jahre 1937. 

Zu dieser Summe kommen noch der W e r t der Güter 
und Dienstleistungen, die die Besatzungsmächte sowie 
sonstige internationale Hilfsorganisationen im Jahre 
1946 dem österreichischen Volk z u r Verfügung^ stellten. 
Umgerechnet in Schilling-Werten 1937 betragen 

die alliierten .Hilfssendungen . . . rund 140 Mill. S ' 
die Lieferungen der U N R R A \ . „ 235 „ ,< 
die von der U N R R A vergüteten 

alliierten Beiträge weitere . . . ,, IOO „ „ 

die.aus der Ruhr bezogene Kohle . ,, 50 „ „ 
verschiedene internationale Lebens­

mittel-Hilfssendungen 30 „ „ 
das zur Verfügung gestellte Demo-

6 „ „ 
Rundet man diesen Betrag unter Berücksichtigung dei 

weiteren, durch die alliierten Besatzungsniächte gebotenen 
Realleistungen, wie Brückenbauten, Beistellung von Trans­
portmitteln, Sprit u. a. Produktionsmitteln, auf 600 Mill. S 
auf, dann erhöht sich das österreichische Volkseinkommen 
im Jahre 1946 auf rund 3.600 Mill. S. 

Von diesem Betrag ist jedoch, um die wirkliche Große 
des dem österreichischen Volke im Jahre 1946 zur Ver­
fügung gestandenen Sozialproduktes zu ermitteln, der 
Gegenwert der von den Besatzungsmächten mit Hilfe des 

*) Es muß vor allem berücksichtigt werden, daß die 
offiziellen Produktionsangaben vielfach zu niedrig sind. 
Außerdem kommt in den -Produktionsleistungen ein Teil 
der neuen Realkapitalbildung, wie Aufstockung der Vieh­
bestände, Wer t der Aufräumungs- und Ingangsetzungs­
arbeiten in den Betrieben, abzüglich der Vorleistungen 
anderer Betriebe, nicht zum Ausdruck. 

Besatzungsgeldes erworbenen Güter und Leistungen abzu­
ziehen. Wenn angenommen wird, daß von der Besatzungs­
geldsumme von 2-8 Mrd. S (Wert 1946) nur r 8 Mrd. S 
ausgegeben wurden und die Einkäufe der Besatzungsmachfe 
im großen Durchschnitt zu ungefähr gegenüber 1937 dop­
pelten Preisen getätigt wurden, dann ergibt sich ein Betrag 
von 900 Mill. S (Wert 1937), der von 3.600 Mill. S abge­
zogen werden muß. 

Weitere Entnahmen der Besatzungstruppen aus dem 
österreichischen Sozialprodukt über die finanziellen Be­
satzungskosten hinaus sind quantitativ nicht erheblich und 
können bei einer rohen Schätzung vernachlässigt werden. 
Soweit W aren aus den von den Besatzungsmächten be­
schlagnahmten Betrieben ohne Gegenleistung exportiert 
wurden, mußten die im Inland anfallenden Kosten, insbe­
sondere die Arbeitslöhne aus den Besatzungsgeldern, die 
bereits in der Schätzung berücksichtigt wurden, bezahlt 
werden. 

Nach diesen Überlegungen und groben Schätzun­
gen läßt sich das österreichische Volkseinkommen 
im Jahre 1946, ausgedrückt in Schill ing-Werten 1937, 
ungefähr mit 2.700 Mill. S oder 4 5 % ' des Sozial­
produktes von 1937 beziffern. 

Überwiegend ungünstige Auswirkung der Besatzung 

Die Besetzung Österreichs durch die vier Be­
satzungsmächte wa r im Jahre 1946 (am Jahresende 
befanden sich noch rund 120.000 Mann Besatzungs­
truppen, auf österreichischem Boden gegenüber rund 
700.000 Mann zu Jahresbeginn) mit verschiedenen 
Vor- und Nachteilen verbunden, wobei jedoch die 
gesamtwirtschaftlich ungünstigen Wirkungen zwei­
fellos weitaus überwogen. 

Die Besatzungsmächte haben vor allem in den 
ersten Monaten des Jahres 1946 durch die Bereit- -
Stel lung von Lebensmitteln der österreichischen Be­
völkerung über die schwierigsten Versorgungs­
perioden hinweggeholfen. Die L,ebensmittellieferun-

, gen der Alli ierten betrugen bis zum Beginn der 
UNRRA-Lie fe rungen (Jänner bis März 1946) rund 
35 Mill. Dollar . Ähnlich wichtig waren die Kohlen--
lieferungen aus Deutschland im Wer te von etwa 
16 Mill. Dollar (1 i Steinkohle bewertet zu 10 Dol­
lar) , die durch den österreichischen St romexpor t nur 
teilweise kompensiert wurden. Ohne diese Lebens- , 
mittel- und Kohlenlieferungen wäre die österreichi­
sche Bevölkerung einer Hungerkatas t rophe preis­
gegeben und die österreichische Indust r ie weitgehend 
zum Stil lstand verurteil t gewesen. Allerdings kann 
hier eingewendet werden, daß ein unbesetztes, über 
seine eigenen Hilfsquellen frei verfügendes Öster­
reich vermutlich ohne größere Schwierigkeit an in 
der Lage gewesen, wäre, die zu seiner Exis tenz­
sicherung notwendigen Lebensmittel- und Kohlen­
importe durch ausländische Kredi te bzw. durch er­
höhte eigene E x p o r t e zumindest in gleichem Um-



fange zu finanzieren. Nebet; der Lieferung von 
Lebensmitteln und Kohle haben die alliierten Mächte 
aber auch durch die Überlassung von deutschein 
Heeresgut, Beistellung von Transpor tmi t te ln für 
Wiederaufbauarbeiten, Rohstoff lief erringen, Über­
lassung von Medikamenten und Kleiderspenden dem 
Österreichischen Volk wertvollste Hilfe geleistet. 

Anderersei ts ergab sich jedoch aus der Be­
setzung des Landes für die österreichische Wir t ­
schaft eine Reihe schwerster Nachteile und Hemmun­
gen. Der Betrag, den Österreich seit dem Schilling­
gesetz (Dezember 1945) bis Ende Dezember 1946 an 
Besalsungskosien bezahlte (2.792 Mill. S) , hätte aus­
gereicht, das gesamte österreichische Sozialprodukt 
im Jahre 1946 zu den offiziellen Preisen zu kaufen. 
Wenn auch ein Teil der Besatzungskosten nicht aus­
gegeben wurde, so steht doch noch nicht fest, ob die 
Alliierten diese Kaufkraftsummen nicht später gel­
tend machen werden. Neben den reinen Finanzkosten 
wurde der Österreicbisehen Wirtschaft weiters ein im 
einzelnen nicht feststellbarer Teil des Österreichischen 
Sozialproduktes ohne Bezahlung, durch Beschlag­
nahme und durch den E x p o r t aus den von den Be­
satzungsmächten besetzten Betrieben, ohne Gegen­
leistung entzogen. . 

Fast ebenso schwer wie die direkten Belastun­
gen waren die indirekten Auswirkungen der Be­
setzung, durch die der Wiederaufbau entscheidend 
verzögert und eine optimale Ausnützung der verfügT 
baren Produkt ivkräf te verhindert wurde. Diese in­
direkten Wirkungen ergaben sich ganz allgemein aus 
der eingeschränkten Souveränität der österreichischen 
Regierung. 

Die hohen B.esatzunglcosten sowie die großen 
Guthahen der Alli ierten an inländischen Zahlungs­
mitteln waren zumindest bis Ende 1946 das stärkste 
Hindernis für eine Neuordnung der Währung. Da­
durch aber blieb die österreichische Wirtschaft den 
ungünstigen Einflüssen einer übermäßigen Geld­
menge mit allen damit für die Produkt ion und den. 
Wiederaufbau nachteiligen Folgen ausgesetzt (siehe 
Abschnit t W ä h r u n g ) . Der Geldüberhang wirkte sich 
um so s tärker aus, als die Bewirtschaftung, Pre i s -
und Lohuko ri trolle — teilweise ebenfalls durch die 
Besetzung bedingt — nicht wirksam genug waren, 
das Pre is - und Lohnniveau gegen die Einflüsse eines 
überdimensionierten Geldvolumens abzuschirmen. 

Als eines der schwierigsten Hindernisse für die 
wirtschaftliche Gesundung Österreichs im Jahre 1946 
erwies sich die mit der Besetzung in unmit telbarem 
Zusammenhang stehende Aufteilung Österreichs in 
vier Zonen, in denen jede einzelne Besätzungsmacht 

ihre eigene Wirtschaftspoli t ik verfolgte. Seit dem 
Kon troll abkommen vom Juni 1946 wurden zwar 
schrittweise die bedrückendsten Hemmnisse im inner-
Österreichischen Personen- und Güterverkehr ge­
lockert, aber nicht beseitigt. 

Das Warenverkehrsgesetz, das die gesetzliche 
Grundlage für eine bundeseinheitliche Bewirtschaf­
tung bilden sollte, wurde in Ostösterreich von der 
Besatzungsmacht nicht anerkannt. Damit mußte die 
Bewirtschaftung notwendigerweise lückenhaft blei­
ben, da ein erheblicher Teil der österreichischen 
Wirtschaft nicht der Österreichischen Gesetzgebung 
untersteht, sondern exterr i tor iale Rechte bean­
sprucht. Im Laufe des Jahres wurden unter den 
Begriff „deutsches E igen tum" fallende Betriebe in 
Ostösterreich bis zu einem gewissen Grad aus dem 
Zusammenhang der übrigen Wirtschaft herausgelöst 
und verfolgten eine eigene Pre i s - und Lohnpolitik. 
Selbst soweit die Erzeugnisse dieser praktisch ex­
territorialen Betriebe auf dem Österreichischen 
Markt abgesetzt wurden, bewirkte die autonome 
Wirtschaftspoli t ik dieser Betriebe eine Schmälerung 
des österreichischen Sozialproduktes, da die verfüg­
baren Produkt ivkräf te nicht optimal nach gesamt­
wirtschaftlichen Gesichtspunkten eingesetzt werden 
konnten. 

Darüber hinaus lähmte die allgemeine Rechts­
unsicherheit die Entwicklung der 'Wirtschaft. Viel­
fach wurden in den einzelnen Besatzungszonen 
durch die Besatzungstruppen Verfügungen erlassen, 
die mit den Anordnungen österreichischer Stellen 
im Widerspruch standen. Die Furch t vor Beschlag­
nahmen und neuen diskriminierenden Verordnungen 
hemmte die Investi t ions- und Arbeitsfreudigkeit . 
Un te r diesen Umständen waren die Bemühungen 
um die Er langung von ausländischen Aufbau- und 
Überbrückungskredi ten wenig erfolgreich und 
selbst die Anknüpfung von Handelsbeziehungen 
wurde äußerst erschwert, da die österreichische Re­
gierung keine Sicherheit für die Erfül lung der über­
nommenen Verpflichtungen bieten konnte. 

Zwischen Wirtschaftslenkung und Wirtschaftsfreiheit 

I m Laufe des Jahres 1946 wurde die Wir t ­
schaftsgesetzgebung weiter ausgebaut und eine Reihe 
staatlicher oder vom Staat kontrollierter Lenkungs­
organe geschaffen. Wenn die weitreichenden Fern­
wirkungen berücksichtigt werden, die jeder einzelne 
Eingriff in das Wirtschaftsleben auslöst, so hätten 
die bis Ende des Jahres geschaffenen legislativen 
und organisatorischen Handhaben der Wirtschafts­
politik ausreichen müssen, den gesamten Wirtschafts-
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ablauf — Produkt ion, Vertei lung und Verbrauch — 
weitgehend durch staatliche Lenkungsmaßnahmen zu 
beeinflussen. Pre ise und Löhne wurden durch die 
Preisbildungsbehörden bzw. durch die Zentrallohn­
kommission geregelt, den Wirtschaftsverbänden war 
die Sicherstellung der Ernährung übertragen, für die 
Bewirtschaftung auf dem Gebiet der gewerblichen 
Produkt ion wurden Bewirtschaftungsstellen errichtet, 
die Kredit lenkungskommission sollte eine zweck­
mäßige Vertei lung der Kredi te ermöglichen, der 
Verbrauch der Konsumenten war durch Lebensmittel­
karten und durch Bezugscheinpflicht für Mangel­
waren der gewerblichen Produkt ion reglementiert 
und für den Außenhandel boten die Devisenbewirt­
schaftung der Nationalbank sowie das Waren­
verkehrsbüro ausreichende Lenkungsmöglichkeiten. 
Prakt isch haben jedoch diese Lenkungsinstrumente 
nur teilweise und in den einzelnen Besatzungszonen 
in verschiedenem Ausmaß funktioniert. Die Gründe 
hiefür sind mannigfal t ig: Das Inkraft t reten vieler 
Gesetze wurde durch das komplizierte Genehmigungs­
verfahren durch die alliierten Behörden, das erst 
nach Abschluß des Kontroll abkommen s im Juni 1946 
etwas vereinfacht wurde, meist um Monate ver_-
zÖgert. Die praktische Durchführung vieler Gesetze 
scheiterte oft daran, daß sie von den einzelnen Be­
satzungsmächten in den von ihnen besetzten Zonen 
nicht anerkannt wurden bzw., daß die von ihnen 
verwalteten Betriebe nicht der österreichischen Ge­
setzgebung unterlagen. Vielfach fehlte aber auch ein 
geschulter Beamtenapparat , der die geschaffenen Or­
ganisationen mit Leben erfüllt hätte. 

Eine besondere Schwäche lag in der mangel­
haften Koordinierung der einzelnen wirtschafts­
politischen Maßnahmen. Dadurch entstanden Lücken 
im System der Wirtschaftslenkung, die auch durch 
ein freies Spiel der Kräfte nicht ausgefüllt werden 
konnten, da ein befriedigendes Funktionieren des 
Marktmechanismus eben durch die direkten Ein­
griffe in das Wirtschaftsleben sowie durch die be­
sonderen Verhältnisse der Mangellage nicht möglich 
war. Das Wirtschaftsleben wurde nicht mehr aus­
schließlich durch die staatliche Wirtschaftspoli t ik 
bestimmt,, sondern vielfach durch Zufälligkeiten so­
wie durch das Spiel, von Angebot und Nachfrage. 
So zeigte sich auf vielen Gebieten ein Widerspruch 
zwischen der tatsächlichen und der auf Grund der 
wirtschaftlichen Maßnahmen beabsichtigten Wir t ­
schaftsentwicklung. Die Ubersicht über das W i r t ­
schaftsgeschehen ging zum Teil verloren und die 
staatliche Wirtschaftsführung wirkte dadurch häu­
fig produktionshemmend. Da in vielen Fäl len die 
Einha l tung der staatlichen Vorschriften offensicht­

lich unmöglich war, mußte die staatliche Wirtschafts­
führung oftmals, zumindest stillschweigend, die 
Durchbrechimg und Umgehung ihrer Anordnungen 
anerkennen. 

Wirtschaftliche Strukturänderungen 

Die Wir tschaf tss t ruktur Österreichs hat sich 
durch die Eingl iederung in das Deutsche Reich und 
durch die mit telbaren und unmittelbaren Kriegs­
folgen s tark verändert . Obwohl noch keine aus­
reichenden statistischen Unter lagen über die gegen­
wärt igen Bevölkerungs-, Berufs- und Betriebsver­
hältnisse in Österreich vorliegen, so deuten doch 
verschiedene Einzelbeobachtungen auf stärkere struk­
turelle Verschiebungen hin. Eine Verlagerung des 
wirtschaftlichen Schwergewichtes von den industriell 
stärker erschlossenen Ostgebieten in die bisher 
weniger entwickelten westlichen Bundesländer hatte 
bereits im Kriege eingesetzt. Der Umstand, daß der 
Osten Österreichs von den unmittelbaren Kriegs­
und Nachkriegseinwirkungen stärker betroffen wurde 
als der Westen, begünstigt weiters das Abwandern 
von Industr ien nach dem Westen. Wenn auch mit 
der Vereinheitl ichung des österreichischen W i r t ­
schaftsgebietes Ostösterreich den relativen Vor­
sprung dks Westens zum Teil wieder aufholen wird 
und sich eine Reihe von standortmäßig- ungünst ig 
gelagerten Neugründungen im gesamtösterreichisehen 
Wirtschafts räum als Fehlinvestitionen erweisen 
wird, so wird doch eine stärkere Verlagerung der 
Industr ie nach dem Westen für die zukünftige 
S t ruk tur der Österreichischen Wirtschaft charak­
teristisch bleiben. 

E in Vergleich der anwesenden Bevölkerung im 
Jahre 1939 (auf Grund der Volkszählung im Mai) 
und im Jah re 1946 (auf Grund der ausgegebenen 
Lebensmit telkarten Ende Dezember) zeigt in den 
östlichen Bundesländern (Wien, Niederösterreich 
und Burgenland) insgesamt ein Minus von 238.000 
Personen und in den westlichen und südlichen 
Bundesländern (Oberösterreich, Salzburg, Steier­
mark, Kärnten , Tirol und Vorar lberg) insgesamt 
ein Plus von 527.000 Personen. Auch die Ver-
schiebungen in der Betr iebsgrößenordnung und in 
der berufsmäßigen Zusammensetzung der Arbeiter­
schaft sind vielfach strukturbedingt . So war z. B. 
in Oberösterreich im Jahre 1946 die Zahl der Be­
triebe mit 100 bis 1.000 Beschäftigten um rund 
5 2 % und der Betriebe mit mehr als 1.000 Beschäf­
tigten um rund 2 5 0 % größer als im Jahre 1937, 
während sich die Zahl aller in der Industr ie be­
schäftigten Personen .gegenüber 1937 verdoppelte. 
E ine Beschäftigtenerhebung im Lande Salzburg 
(November 1945) wiederum ergab, daß einzelne 



Industr iezweige, die vor dem Kriege unbedeutend 
waren, im Jah re 1945 die Zahl ihrer Betriebe und 
Beschäftigten vervielfacht hatten (z. B. das Leder­
gewerbe, die Musikinstrumenten- und Spiel Waren­
erzeugung, die feinmechanische und die optische 
Indus t r ie ) . 

Streben nach einem neuen wirtschaftlichen Gleichgewicht 

Die österreichische Wirtschaft steht vor der 
Aufgabe, sich den veränderten wirtschaftlichen Ge­
gebenheiten anzupassen und sich wieder in die welt­
wirtschaftliche Arbeitstei lung einzuschalten. Dieser 
Anpassungsprozeß wird längere Zeit in Anspruch 
nehmen und erfordert weitreichende Umstel lungen 
auf allen Gebieten des Wirtschaftslebens. 

Im Geldwesen muß ein neues monetäres Gleich­
gewicht und ein neuer Innen- und Außenwer t der 
Währung gefunden werden. Dami t im Zusammen­
hang steht das Problem der Stabil is ierung des Pre is -
und Lohnniveaus und der Anpassung der P r e i s -
und Kostens t ruktur an 'die Verhältnisse auf dem 
Wel tmarkt . Die österreichische Industr ie ist zum 
Teil überal ter t und unorganisch aufgebaut. Uber­
dimensionierte Industr iekapazitäten, die für die 
österreichische Friedenswirtschaft nur eine Be­
lastung darstellen würden, müssen abgebaut • und 
dafür neue, zweckentsprechende produktive Kom­
binationen gebildet werden. Die Beschäftigtenstruk­
tur ist unausgeglichen und größere Berufsumschich­
tungen werden nicht nur zwischen Arbei tern und 
Angestellten, sondern auch zwischen verschiedenen 
Arbeiterkategorien notwendig sein. Die heimischen 
Wasserkräf te bieten die Möglichkeit einer weit­
gehenden Umste l lung der Energiewirtschaft auf 
heimische Energiequellen. I m Außenhandel ist 
schließlich die Frage des Grades der Wir tschaf ts-
verflechtung mit dem Ausland und der künftigen 
Außenhandelsorientierung zu klären. 

Wenn in dieser Hinsicht im Jah re 1946 außer 
planenden Vorarbei ten nur geringe Fortschr i t te er­
zielt wurden, so liegt dies vor allem daran, daß die 
Souveränität der österreichischen Regierung durcli 
die Besetzung stark eingeschränkt war und die 
labilen Wirtschaftsverhältnisse des In- und Aus­
landes eine einwandfreie Beurtei lung der wirtschaft­
lichen Möglichkeiten Österreichs noch nicht ge­
statteten. Eine Anlehnung an die Verhältnisse im 
Jahre 1937 ist nur beschränkt möglich, da sich in 
der Zwischenzeit sowohl in der inländischen Wir t ­
schaftsstruktur als auch in der Weltwirtschaft 
starke Veränderungen ergeben haben, die sich zu­
mindest zum Teil als dauerhaft erweisen werden. 
Außerdem war auch die innere Wir tschaf tss t ruktur 

Österreichs und seine Außen'handclsverlleclitung in 
der Vorkriegszeit unorganisch und daher gegen die 
depressiven Einflüsse der Dreißigerjahre besonders 
empfindlich. Wenn trotzdem im Folgenden bei der 
Einzeldarstel lung der wirtschaftlichen Entwicklung 
in den einzelnen Wirtschaftszweigen immer wieder 
Vergleiche mit der Vorkriegszeit und insbesondere 
mit dem Jahre 1937 angestellt werden, so geschieht 
dies deshalb, weil einerseits zur Zeit keine anderen 
zahlenmäßigen Unter lagen verfügbar sind, und 
andererseits ersichtlich wird, welche strukturellen 
Veränderungen gegenüber der Vorkriegszeit ein­
getreten sind und wie weit die wirtschaftlichen 
Leistungen des Jahres 1946 selbst hinter den 
Leistungen der s tark unterbeschäftigten Wirtschaft 
des Jahres 1937 noch zurückgeblieben sind. 

Währung 

Mit dem Umtausch der Reichsmarknoten in 
Schilling wurde im Dezember 1945 die Österreichi­
sche W ä h r u n g von der deutschen losgelöst und 
gleichzeitig das verfügbare Geldvolumen stark re­
duziert . Gegenüber einem Zahlungsmittelumlauf von 
rund 8 Mrd. R M und 1 Mrd. All i ierter Mili tär­
schill inge 1 ) vor dem Schillinggesetz bet rug der 
Notenumlauf anfangs 1946 einschließlich der den 
Besatzungstruppen beim Notenumtausch zur Ver­
fügung gestellten Zahlungsmittel (1*5 Mrd. S) nur 
3.265-4 Mill. S-

Obwohl damit der Notenumlauf auf fast ein 
Dri t te l reduziert wurde, war er jedoch im Vergleich 
zum Preisniveau und zum realen Umsatzvolumen 
noch immer überdimensioniert . Das „normale" Ver­
hältnis zwischen Notenumlauf und Volkseinkommen 
war vor dem Jahre 193S ziemlich konstant 1 :6 . Da 
das reale Volkseinkommen um die Jahreswende 
1945/46 kaum 5 0 % des Volkseinkommens im Jahre 
1937 (siehe S. 4) erreichte und die Preise zu diesem 
Zeitpunkt im wesentlichen das Preisniveau des 
Jahres 1937 noch nicht überschrit ten hatten, hat te 
selbst unter Einrechnung einer Sicherungsmarge für 
die verminderte Umlaufsgeschwindigkeit ein Noten­
umlauf von höchstens 1 Mrd. S ausgereicht, um 
das reale Umsatzvolumen zu den Stoppreisen zu 
bewältigen. Darüber hinaus war aber auch das freie 
Giralgeldvolumen weitaus größer als im Jahre 1937-

*) Bis zum Schillinggesetz wurden bei der österreichi­
schen Nationalbank 8 Mrd. B.M und 1 Mrd. Alliierte Militär-
schillinge eingeliefert. Wie groß der Zahlungsmittelumlauf 
tatsächlich vor dem Schillinggesetz war, läßt sich nicht­
genau feststellen, da nicht sämtliche Alliierte Militär­
schillinge abgeliefert wurden und ein Teil der in Öster­
reich zirkulierenden Reichsmarknoten über die Grenze nach 
Deutschland abströmte. 
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Die freien Giroverbindlichkeiten der Nat ionalbank 
betrugen 3.S97 Mill. S gegenüber 312 Mill. S im 
Jahre 1937, die freien Spareinlagen 3 .718 Mill. S 1 ) 
gegenüber 2.34S Mill. S und die freien Scheck­
einlagen 2.923 Mill. S 1 ) gegenüber schätzungs 
weise 1 Mrd. S im Jahre 1937 . Das gesamte 
Geldvolumen, wie es durch das Schillinggesetz 
geschaffen wurde, war daher überdimensioniert 
und die Liquidi tä t der Wirtschaf t im Vergleich 
zu der durch den Kr ieg und die Mangellage 
der Nachkriegszeit verstärkten Verbrauchsneigung 
der Bevölkerung und der lnvesti t i t ionsabsichten der 
Uhterncbmer zu groß, als daß ein monetäres Gleich­
gewicht hät te hergestellt werden können. Der Ver­
such einer tatsächlichen Währungsordnung hätte 
viel s tärkere Eingriffe in das Wirtschaftsleben und 
vor allem eine weitgehende Beseitigung der liquiden 
H o r t e entsprechend dem gesunkenen Liquidi tä ts­
bedürfnis der Wirtschaft erfordert. Außerdem wäre 
aber auch eine grundlegende Regelung des Ver­
hältnisses zwischen offiziellen Löhnen und Preisen 
notwendig gewesen 2 ) . 

Das Schillinggesetz war daher nur ein Schritt 
zur Ordnung der Währung . Im Laufe des Jahres 
1946 erwies sich jedoch in erster Linie infolge der 
hohen Besatzungskosten, die aus den laufenden 
Staatseinnahmen nicht gedeckt werden konnten, 
eine endgültige Währungsordnung als unmöglich 
und die Wirtschaf t war auch im Jahre 1946 noch 
den Einflüssen einer übermäßigen Geldmenge aus­
gesetzt. Charakterist isch für die monetäre Entwick­
lung im Jahre 1946 ist, daß durch das Auflösen von 
liquiden Hor ten eine Reihe von inflationistischen 
Tendenzen ausgelöst wurde, daß aber trotz vieler 
Durchbrechungen die Pre i s - und Lohnkontrolle 
noch so weit funktionierte, eine chaotische Auf­
wärtsentwicklung der offiziellen Preise und Löhne 
weitgehend zu verhindern. So wurde einerseits 
durch die Finanzierung der Besatzungskosten durch 
die No tenbank 3 ) , durch das Auflösen von Spargut-

A) Stand Ende Marz 1946; genaue Angaben für Ende 
Dezember liegen nicht vor. 

s ) Ein typisches -Beispiel einer Währungsordnung bei 
einem stark verminderten Sozialprodukt bietet die unga­
rische Währungsstabilisierung. Da das reale Volksein­
kommen gegenüber der Vorkriegszeit auf die Hälfte ge­
sunken war, wurden die Preise im Durchschnitt auf das 
3fache, die Löhne aber nur auf das iMfache der Vorkriegs­
zeit erhöht, während der Notenumlauf erst nach und nach 
bis auf den Vorkriegsstand erweitert wurde. 

3 ) Von den bis Ende 1946 ausgegebenen Besatzungs­
kosten von 2.792 Mill. S wurden 812 Mill. S durch Aus­
gabe von Schatzscheinen bedeckt, die von den Kredit­
instituten übernommen wurden. Dadurch wurde zwar eine 

haben und liquider Hor te der Betriebe sowie durch 
das Budgetdefizit von rund y 2 Mrd. S der Geld­
strom vermehrt , während andererseits durch das 
Ansammeln von Schleichhandelsgewinnen in liqui­
der Form und vor allem durch die Erlöse aus dem 
Verkauf der U N R R A - W a r e n , die im Jahre 1946 
nicht verausgabt wurden, der Einkommensstrom 
unterbrochen und Geld der aktiven Zirkulation ent­
zogen wurde. 

Die Umschichtung der liquiden Mittel von 
den Sparern und von den Betrieben zu den Schleich­
händlern und zum Teil zu der Landbevölkerung hat 
vor allem die Lage der Kredi t inst i tute verschlech­
tert, deren Liquidi tät im Laufe des Jahres ständig 
abnahm. Zahlungsschwierigkeiten traten jedoch da­
durch nicht ein, da die Notenbank gesperrte Nat io-
nalbank-Giroguthaben freigab. Immerhin 'wurden 
die Kredi t inst i tute durch die Abnahme der Liquidi­
tätsreserven zu einer vorsichtigen Kredi tgewährung 
veranlaßt. Bis Ende 1946 wurde der Notenumlauf 
teils durch die Notenausgabe für Besatzungskosten, 
von denen allerdings ein Teil nicht beansprucht 
wurde, und teils durch das Entsparen der Konsu­
menten auf 5.656 Mill. S erhöht und die gesamte 
verfügbare Geldmenge (einschließlich der freien 
Spar- und Scheckeinlagen und der Liquidi tätsreser­
ven der Banken) war Ende Dezember 1946 mit 
i6-2 Mrd. S fast viermal so hoch wie im Jahre 1937. 

Die Währungsluge Bnde 1946 

0 1937 Dez. 
Mit!. Schi l l ing 

Notenumlauf 849 5.656 
davon für Besatzungskosten . — 2.792 

Giroverbindlichkeiten 
der Nationalbank . . . . . . 312 6.914 
davon gesperrt — 4 - O I 5 

Spareinlagen 2.348 9.603 
davon gesperrt — 6-247 

Scheckeinlagen i .ooö j ) 6.384 
davon gesperrt . . . . . . . — 2.136 

gesamtes Geldvolumen . . . . 4.'509 28.557 
davon gesperrt . . . . . . . — 12.398 

*) Schätzung. 

Auswirkungen des Geldüberhanges 

Der Geldüberhang hätte nur dann keinen 
wesentlichen Einfluß auf die Wirtschaft ausgeübt, 
wenn der gesamte Wirtschaftsablauf bis ins ein­
zelne von der staatlichen Wirtschaftsführung ge­

Ausweitung des Geldvolumens vermieden, aber trotzdem 
die inflationistischen Wirkungen des Besatzungsgeldes nicht 
neutralisiert, da durch die Schatzscheinemission nur still-
liegende Geldhorte erfaßt wurden. (Siehe Monatsberichte 
Nr. 9 — ' 2 , 1946, S. 173O 
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lenkt und kontrolliert worden wäre. Eine derart ige 
weite Kontrolle, die nicht nur eine Lenkung der 
sachlichen Produktionsmit tel , sondern auch eine 
straffe Lenkung der Arbeitskräfte und des Konsums 
erfordern würde, war aber weder beabsichtigt noch 
unter den Verhältnissen der Nachkriegszeit durch­
führbar. Durch die realen Kontrollen des W i r t ­
schaftslebens konnte zwar eine Inflation verhindert 
werden, aber es war nicht möglich, die übrigen 
wirtschaftsschädlichen Auswirkungen eines Geld­
überhanges ganz zu paralysieren. 

Durch die Auflösung- von liquiden Hor ten 
konnte der große aufgestaute Nachholungsbedarf 
der Nachkriegszeit sowohl in der Produkt ions- als 
auch in der Konsumsphäre als effektive Nachfrage 
auf dem Mark t in Erscheinung treten, so daß die 
Unternehmer praktisch alles, was sie erzeugten, 
auch tatsächlich absetzen konnten und das Schwer­
gewicht ihrer Bemühungen und Disposit ionen auf 
die Bezugsseite verlegten. Da auch die Preiskon­
trolle nur unvollkommen funktionierte, bestand für 
die Unternehmer kein besonderer Zwang, rationell 
zu erzeugen und die Kosten zu senken. Durch die 
Kostenverteuerung büßte die Österreichische In­
dustr ie vielfach ihre Wettbewerbsfähigkeit gegen­
über dem Ausland ein. Dieser Sachverhalt konnte 
zunächst unsichtbar bleiben, weil der zu niedrig 
bemessene Schill ingkurs wie eine indirekte Expor t -
subventionierung wirkte. Gegen Ende des Jahres 
jedoch wa r dieser künstlich geschaffene Vorsprung 
teilweise bereits verloren gegangen, und einzelne 
Expor tzweige erreichten schon das Wel tmarktpre is ­
niveau, obwohl die Importpreise, insbesondere für 
Lebensmittel , noch weit über den genehmigten In­
landspreisen lagen (siehe Abschnit t Außenhandel) . 
Der ausgesprochene „sel lers-market" veranlagte die 
Unternehmer zu äußerst optimistischen Zukunfts­
hoffnungen, die nur zu einem Bruchteil realisiert 
werden können. Damit wurden Fehlinvestit ionen 
und die Bindung von sachlichen Produkt ionsmit te ln 
und Arbeitskräften in Produktionszweigen begün­
stigt, wo sie nicht voll ausgenützt werden konnten. 
Die Rechenhaftigkeit der Wirtschaft ging immer 
mehr verloren und das Denken in Wer tgrößen 
wurde zunehmend durch ein ingenieurhaftes Denken 
in objektiven Bedarfs Ziffern, Rohstoffmengen und 
Arbeitskräften ersetzt, das, auf einzelne Produk­
tionszweige angewendet, den Zusammenhang alles 
wirtschaftlichen Geschehens nicht erfassen konnte 
und zu falschen Vorstellungen über die zukünftigen 
Entwicklungsmöglichkeiten führte. 

• Auch auf die Leistungen der Arbeiterschaft 
wirkte sich der Geldüberhang ungünst ig aus. E s 

Ö 

bestand kein Anreiz zur Mehrarbeit , da ein zusätz­
licher Verdienst nur zu unverhäl tnismäßig höheren 
Preisen realisiert werden konnte und der Zwang zu 
rationeller Arbei t fehlte, da der Arbeitsplatz infolge 
der großen Nachfrage nach Arbeitskräften auch bei. 
geringerer Leis tung gesichert erschien. 

Wei ters entstand durch die ungeordneten 
Währungs Verhältnisse eine starke Tendenz zur 
Flucht in die Sachwerte, die noch durch die Auf­
wärtsentwicklung der offiziellen Löhne und Preise 
vers tärkt wurde. Die Tendenz ( zur Warenhor tung 
zeigte sich besonders deutlich in der Landwir t ­
schaft bei de r äußerst zögernden Weinablieferung 
und der Aufstockung des Viehbestandes und in der 
Forstwirtschaft , wo die geringen Schlägerungen im 
abgelaufenen Jah r nicht nur auf den Mangel an 
Holzarbei tern zurückzuführen waren, sondern auch 
auf das Bestreben der Waldbesitzer, ihr im Wald­
bestand wertsicher investiertes Kapital zu erhalten. 

S t a a t s h a u s h a l t 

Der Einfluß des Staatshaushaltes . auf das 
Wirtschaftsleben ist in einer Mangelwirtschaft be­
sonders groß, da gerade in Notzeiten dem Staat 
zusätzliche Aufgaben übert ragen und zusätzliche 
Belastungen auferlegt werden. Es besteht dann die 
Gefahr, daß die vermehrten Ausgaben des Staates 
aus den ordentlichen Einnahmen, die infolge des 
verr ingerten Sozialproduktes s tark zurückgehen, 
nicht gedeckt werden können und durch ein Über­
maß iges Budgetdefizit inflationistische Tendenzen 
ausgelöst werden. U m so bemerkenswerter ist es, 
daß trotz dieser Gefahren der Bundesvoranschlag 
für das Jah r 1946 in der laufenden Gebarung aus­
geglichen werden konnte und nur die außerordent­
lichen Auf Wendungen durch die laufenden Einnahmen 
nicht gedeckt wurden. 

Bundesvoranschlag 1046 

•a- , A I Uberschuß (A-) E i n n a h m e n Ausgaben w^ D e J k i tY_) 
in Mil l . Schi l l ing 

Laufende Gebarung . 2.530-2 2.526-0 -|- 4-2 
Außerordentliche Auf­

wendungen und In­
vestitionen . . . . — 584*2 — 584'2 

Insgesamt . . , 2.530-2 3.110-2 •—580-0 

Die Budgetsumme der laufenden Gebarung war 
etwa so hoch veranschlagt wie im Jahre 1938.- Diese 
hohen Einnahmen waren bei einem stark vermin­
derten Volkseinkommen nur durch eine rigorose 
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Besteuerung 1 zu erreichen. Tatsächlich wurden nicht 
nur die während des Krieges eingeführten außer­
ordentlichen Kriegssteuern beibehalten, sondern vor 
allem durch die Einhebung eines Wiederaufbauzu­
schlages für Tabakwaren, der allein eine halbe 
Mrd. S einbringen sollte, der Bevölkerung zusätz­
liche Belastungen auferlegt. Die außerordentlichen 
Aufwendungen, deren Deckung nicht aus den 
laufenden Einnahmen vorgesehen war, umfaßten in 
erster Linie Ausgaben, die sich aus den besonderen 
wirtschaftlichen und politischen Verhältnissen der 
Nachkriegszeit ergaben, wie Aufwendungen für die 
Beseitigung von Kriegsschäden, den Unterhal t der 
„Displaced Persons 1 ' , für Leistungen an die Be­
satzungstruppen, für Famil ienunterhal t , Heim­
kehrerfürsorge und anderes mehr. Nicht im Budget 
enthalten waren die direkten Besatzungskosten, 
deren Deckung aus den laufenden Staatseinnahmen 
unmöglich war. 

Der Rechnungsabschluß für das J ah r 1946 
wurde bisher noch nicht bekanntgegeben. Wie je­
doch aus den Gebarungsergebnissen bis Ende 194.6 
hervorgeht, wurden in den ersten elf Monaten des 
Jahres 1946 3.001-5 Mill. S ausgegeben und 
2.467-2 Mill. S eingenommen. Die Gebarungsergeb­
nisse zeigen somit größenmäßig eine weitgehende 
Übereinst immung mit dem Voranschlag, obwohl 
die im Laufe d e s ' J a h r e s 1946 eingetretenen Lohn-
imd Preiserhöhungen auch den Staatshaushal t beein­
flußten. Allerdings wichen die Gebarungsergebnisse 
in einzelnen Kapiteln s tark vom Voranschlag ab 
und das günstige Gesamtergebnis konnte nur da­
durch erzielt werden, daß bei den Ausgaben eine 
Reihe von ' Einsparungen möglich war und da­
durch die erhöhten Personalaufwendungen kompen­
siert werden konnten. So wurde z. B. die vorge­
sehene Ausgabensumme von 150 Mill. S für den 
Anleihedienst der Österreichischen Vorkriegsanleihen 
im Jah r 1946 nicht verausgabt und eine Reihe von 
Wiederaufbauarbeiten mußte infolge Arbeitskräfte-
und Materialmangels unterbleiben. 

Die E r t r äge der Öffentlichen Abgaben im 
Jah r 1946 waren hauptsächlich infolge der Erhöhung 
des . P re i s - und Lohnniveaus um 11 % größer als 
veranschlagt. Die Lohnsteuer brachte trotz der 
Lohnsteuerermäßigungen im November 1946 2 0 5 % 
und die Vermögenssteuer 1 5 6 % des Voranschlages 
ein, während bei der Einkommensteuer nur 86%' , 
bei den Verbrauchssteuern infolge der verspäteten 
Ausgabe der Tabakwaren bloß 95 % ! . der veran­
schlagten Er t r age erzielt wurden und die Umsatz ­
steuer nur infolge der starken Preiserhöhungen die 
veranschlagte Hohe erreichte. 

Öffentliche Abgaben im Jahre 1946 

Voranschlag Erfo lg Erfolg in % 
des Voran­

in Mill. . Schi l l ing schlages 

Direkte Steuern insges, . . . 620-1 80CT2 130-5 
darunter: 

veranlagte Einkommen- -

. 300-0 258-8 86-3 
Lohnsteuer . 170-0 348-9 205-2 
Körper,schaftssteuer . . . . 50-0 5 7 7 115-4 
Vermögenssteuer und 

Aufbringungsumlage . 30-0 46-9 156-3 
89-6 128-0 

JQ9-8 99-9 

Zölle 9 7 97-0 

. 584-Ö 554*3 94'8 
Gebühren und Verkehr sst euer n 70-5 75*5 107-1 

öffentliche Abgaben msg. . . 1.485-6 1.650-2 n i ' i 

Preise, Löhne und Lebenshaltungskosten 

Die Entwicklung der Preise 

Durch die kriegs- und nachkriegsbedingte Ver­
schlechterung der „realen" Kostenlage der öster­
reichischen Wirtschaft sowie durch eine Reihe 
anderer Faktoren, wie Wegfall der Reichszuschüsse, 
überhöhte Auslandspreise usw. 1 ) , entstanden stär­
kere Preisauftriebstendenzen, die ein Festhalten an 
den Stoppreisen der Kriegswirtschaft unmöglich 
machten. Da fast für sämtliche preisgestoppte Wa­
ren und Dienstleistungen Ausnahmegenehmigungen 
erteilt werden mußten, geriet im Laufe des Jahres 
das gesamte Preis-Lohngefüge in Bewegung. Ende 
1946 lagen die offiziellen Großhandelspreise für 
Nahrungsmit te l um rund 7 6 % über den Stoppreisen 
des Jahres 1 9 4 4 2 ) (die Erzeugerpreise sind etwas 
weniger gestiegen, weil die Reichszuschüsse wegge­
fallen sind) und um rund 95 % über den Preisen des 
Jahres 193S (3 alte = 2 neue S) , während die ge­
nehmigten Großhandelspreise für Industr ieerzeug­
nisse die Stoppreise etwa um 1 0 0 % und die Preise 
des Jahres 1938 um 1 5 0 % überschrit ten haben. Die 
offizielle Preisbi ldung und -kontrolle vollzog sich 
nach denselben Methoden, die in der Kriegswir t ­
schaft angewendet wurden, d. h. jede einzelne Pre is ­
erhöhung bedurfte der Genehmigung der Preisbil­
dungsstellen, mit Ausnahme einiger Warengruppen , , 
für die Kalkulationsvorschriften in Geltung waren. 
Die Methode der Einzelpreisgenehmigungen konnte 
•jedoch nur solange befriedigend funktionieren, als 
sich die Preiserhöhungen auf Einzelfälle erstreckten, 
sie war aber nicht in der Lage, den Anforderungen 
an die offizielle Preisbi ldung bei einer heftigen 

*) Siehe insbesondere Monatsberichte Nr. T — 2 , 1945. 
a ) Nach dem Großhandelsindex für Nahrungs- und 

Genußmitiel des statistischen Zcntralamles. 
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Preisdynamik, von der sämtliche Preise ergriffen 
wurden, zu entsprechen. Prakt isch hat sich die 
Preisdynamik, begünstigt durch eine mangelhafte 
Preiskontrolle, weitgehend selbständig gemacht. Die 
Preisvorschriften wurden vielfach mehr oder weni­
ger durchbrochen, so daß mehrere voneinander stark 
abweichende Preisniveaus entstanden. Die unorgani­
sche Pre i s s t ruk tur wurde noch dadurch verschärft, 
daß bei einigen Waren, wie z. B. bei Kohle, die 
offiziellen Preise an die Wel tmarktpre ise ange­
glichen wurden, während auf anderen Gebieten die 
offiziellen Preise nur geringfügig das Stoppreis-
ntveau überschrit ten haben. 

Die Entwicklung der Löhne 

Die ersten Lohnerhöhungen setzten im April 
1946 ein. In zwei aufeinanderfolgenden Lohnerhö­
hungswellen, die zum Teil ineinander übergriffen, 
stiegen die Löhne in Wien bis Ende Dezember 1946 

im gewogenen Durchschnit t um rund 5 9 % . 

Arbeiter-Nettotariflöhne in Wien 

(April 1945 — 100) 

April Dezember 

Facharbeiter 113-2 1-51-5 
Hilfsarbeiter 138-3 m8-o 
Arbeiterinnen 98-8 I39'5 

Insgesaml U 4 ' 7 158-6 

Die Löhne durften nur mit Zust immung der 
Zentrallohnkommission erhöht werden. Die Aufgabe 
der Zentrallohnkommission war deshalb besonders 
schwierig, weil vielfach den Forderungen der Ar ­
beitnehmer von Seilen der Arbeitgeber nur geringer 
Widers tand entgegengesetzt wurde, wenn sie mit 
ihren höheren Lohnkosten in höhere Preise auswei­
chen konnten. Obwohl im einzelnen die Lohner­
höhungen ungleichmäßig erfolgten, gelang es doch, 
eine übermäßige Differenzierung der Löhne zwi­
schen verschiedenen • Berufskategorien zu verhin­
dern. Wären die Löhne der freien Vere inbarung 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer überlassen 
gewesen, so wären z. B. die Lohne der in der ge­
werblichen Produkt ion beschäftigten Arbei ter be­
deutend s tärker gestiegen als die Löhne der im 
öffentlichen Dienst stehenden Arbeiter, da die 
Öffentlichen Körperschaften nicht im gleichen Aus­
maß wie die gewerbliche Produkt ion in der Lage 
waren, höhere Lohnkosten durch höhere Pre i se aus­
zugleichen. 

Gerade in einer Mangelwirtschaft ist es wich­
tig, daß die Einkommen nicht allzusehr differenziert 
werden, um auch den untersten Einkommensschich­

ten das Exis tenzminimum zu gewährleisten. Ta t ­
sächlich zeigt sich in der Lohnpolit ik der Zentral­
lohnkommission deutlich die Tendenz, die Ein­
kommen der unteren Einkommens schichten relativ 
stärker zu erhöhen. Die Lohne für Hilfsarbeiter 
stiegen z. B. vom Apr i l 1945 bis Ende Dezember 
j-946 um 98%' , die der Facharbeiter dagegen nur um 
rund 52%' . Auch die einheitliche Erhöhung der Ge­
hälter der Industrieangestell ten um 70 S bedeutete 
für die unteren Gehaltsstufen prozentuell eine be­
deutend stärkere Erhöhung als für die höher bezahl­
ten Angestellten. Allerdings bleibt die Nivell ierung 
der Nominaleinkommen zwischen verschiedenen Be­
rufen nur bei nicht konkurrierenden Beschäftigten­
gruppen ohne Auswi rkung auf. die Leistung, und 
wie später (siehe Seite 26) ausgeführt wird, kann 
auf bestimmte Einkommensdifferenzierungen im In­
teresse einer raschen Leistungssteigerung bei be­
sonders wichtigen Mangelberufen nicht verzichtet 
werden. Daneben darf nicht vergessen werden, daß die 
Differenzierung der Nominaleinkommen kaum etwas 
über die tatsächliche Höhe des Realeinkommens 
aussagt, da die Pre ise auf den verschiedenen 
Märkten stark differenziert waren und „gute Be­
ziehungen" ein höheres Realeinkommen ermöglichten 
als bedeutend höhere Nominaleinkommen, die nur 
auf dem schwarzen Markt realisiert werden k o n n ­
ten. Allein durch den schwarzen Markt wurden die 
Realeinkommen zwischen den Beziehern von niedri­
gen und hohen Nominaleinkommen stärker nivel­
liert als durch das relativ stäi-kere Steigen des 
Geldeinkommens der unteren Einkommensschichten, 
weil der Mehrverdienst nur zu einem bedeutend 
höheren Preisniveau realisiert werden konnte. 

Da sich parallel mit den Löhnen die Zahl der 
Beschäftigten erhöht hat, ist die Lohnsumme im 
Laufe des Jahres s tark angewachsen. Allein in 
Wien erhöhte sich die Zahl der beschäftigten Ar ­
beiter im Jahre 1946 um rund 5 4 % , so daß die Lohn­
summe der Arbei ter Ende 1946 um rund 1 4 5 % höher 
lag als zu Beginn des Jahres . Bei den Angestellten 
war die Steigerung der Gehaltsumme etwas geringer 
und dürfte schätzungsweise 100 bis u o % ' betragen 
haben, da sich der Beschäftigtenstand nur um rund 
3 5 % vermehrt hat und insbesondere die Gehälter 
der besser bezahlten Angestellten weitaus weniger 
erhöht wurden als die der Arbeiter . Damit dürfte 
das Gesamteinkommen der Nichtselbständigen in 
Wien im Jah re 1946 (bei einem Verhältnis zwi­
schen Arbei tern und Angestellten von 2 : 1) um 
rund 120 bis 1 3 0 % gestiegen sein. Diese Schätzung 
wird durch die Er t räge der Lohnsummensteuer be­
stätigt, die sich vom 4. Quartal 1945 bis zum 
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4- Quar ta l 1946 um rund 1 3 3 % erhöht haben. 
Demgegenüber sind die Konsumgüterumsätze wert­
mäßig im gleichen Zeitraum in Wien nur um 
rund 1 0 0 % gest iegen 1 ) , d. h. die Vermehrung des 
Konsumgüterangebotes zu offiziellen Preisen hat 
selbst unter Berücksichtigung der Preissteigerungen 
nicht mit der Erhöhung der Einkommen der U n ­
selbständigen Schritt gehahen. Man müßte also an­
nehmen, daß die auf dem regulären Markt nicht 
verwertbare Kaufkraft die Nachfrage auf dem 
schwarzen Mark t vers tärkt hätte. Tatsächlich je­
doch zeigt der schwarze Markt ein Sinken der 
Preise, das offenbar nicht ausschließlich durch ein 
erhöhtes Güterangebot erklärt werden kann. Die 
Lösung dieses Widerspruches dürfte vermutlich 
darin liegen, daß die aus freien Emkommeustei len 
resultierende verstärkte Nachfrage bei weitem nicht 
die Verminde rung ,de r Nachfrage aufwog, die sich 
aus der Auflösung der Geldhorte und insbesondere 
aus dem Aufzehren der Sparguthaben der kleinen 
und mittleren Einkommensschichten ergab. 

Die Lage auf dem Gebiete der Löhne und 
Preise war Ende 1946 äußerst unausgeglichen und 
unübersichtlich. Die im Sommer 1946 begonnene 
wechselseitige Pre is - und Lohndynamik hat sich 
gegen Jahresende vers tärkt und zu bedeutenden 
Pre i s - und Einkommensverschiebungen geführt, die 
eine Stabil is ierung äußerst erschweren. Auf der 
einen Seite deckten die offiziell genehmigten Preise 
sowohl in der Landwir tschaf t als auch in der ge­
werblichen Produkt ion in den meisten Betrieben 
nicht mehr die Erzeugungskosten, so daß viele U n ­
ternehmungen nur dadurch aufrecht erhalten werden 
konnten, daß sie entweder die Pre isvorschr i f tea 
durchbrachen oder einen Teil ihrer Produkt ion auf 
dem schwarzen Mark t absetzten. Während sich 
viele Pr iva tunternehmer auf solche, allerdings die 
allgemeine Wirtschaftsmoral untergrabende Weise 
behalfen, wa r dieser Ausweg für die unmit telbar 
unter staatlicher Kontrolle stehen'den Betriebe 
nicht gangbar , so daß sich in ihren Kassen in be­
denklichem Umfange Defizite zeigten. Auf der 
anderen Seite waren die Lebensmittel rationen und 
die sonstigen Bedarfsgegenstände, die die Arbei ter 
zu niedrigen offiziellen Preisen erhielten, so gering, 
daß damit ihr Exis tenzminimum nicht gesichert 
werden konnte. Die Arbeiterschaft begründete daher 
Lohnforderungen damit, daß jeder auch noch so 
bescheiden geführte Haushal t unentbehrliche zu­
sätzliche Ausgaben für Nahrungsmit te l oderDiens t -

1 ) Index der Einzelhandelsumsätze des ü l f W auf 
Crtmd der monatlichen Umsätze von repräsentativen 
Wiener Firmen. 

leistungen machen müsse, die nur zu- Überpreisen 
erhältlich waren. 

Die Auswirkungen dieses verhängnisvollen Zir­
kels lassen sich auf allen Gebieten des Wirtschafts­
lebens verfolgen. Der Ablieferuugswille der Land­
wirtschaft sowie die Arbeitsfreudigkeit der Ar ­
beiterschaft ging zurück und die realen Kontrollen 
der Wirtschaf t konnten nicht mehr funktionieren, 
da die Einhal tung der gesetzlichen Vorschriften zum 
Teil offensichtlich unmöglich war. Ebenso wie der 
Normalverbraucher mit einem Kaloriensatz zwi­
schen Soo bis 1500 Kalorien seit der Befreiung sein 
physiologisches Exis tenzminimum nicht decken 
konnte, w a r es für viele Kleingewerbetreibende, 
deren geplünderte Warenbestände infolge der dar­
niederliegenden Produkt ion nicht wieder aufgefüllt 
werden konnten, angesichts der geringfügigen Um­
sätze unmöglich, ihre Waren zu offiziellen Preisen 
zu verkaufen, weil die Erlöse nicht einmal zur Dek-
kung ihrer Regien ausgereicht hätten. Als logische 
Folge zeigte sich in zunehmendem Maß das Bestre­
ben, die tatsächlichen wirtschaftlichen Vorgänge zu 
verschleiern und unter Durchbrechung der wir t ­
schaftspolitischen Anordnungen und Maßnahmen 
einen Ausw reg zu suchen, teils durch „indirekten E x ­
por t" zu überhöhten Preisen an die Besatzungs­
mächte, teils durch Kauf oder Verkauf im Schleich­
handel oder durch Schwarzarbeit . Damit ergab sich 
auch für die Wirtschaftsführung eine schwerwie­
gende und vor allem moralisch bedenkliche Konse­
quenz, da sie früher oder später stillschweigend die 
Umgehung ihrer Gesetze anerkennen mußte. 

Lebenshaltungskosten 

Repräsentat ive Berechnungen über die Ent ­
wicklung der Lebenshaltungskosten, die einen un­
mittelbaren Vergleich mit den Verhältnissen der 
Vorkriegszeit gestatten würden, waren für das Jahr' 
1946 nicht möglich, da die Voraussetzungen für 
eine eindeutige Berechnung von Lebenshaltungs­
kostenindizes nicht gegeben waren. Die freie Kon­
sumwahl w a r durch ein Rationierungssystem er­
setzt, A r t und Größe des Konsums der Verbraucher 
war gegenüber der Vorkriegszeit s tark verändert 
und durch das Nebeneinander verschiedener Märkte 
mit s tark differenzierten Preisen war selbst eine 
eindeutige Preisbest immung für die einzelnen Ver­
brauchsmengen unmöglich. U m wenigstens ein 
einigermaßen zutreffendes Bild über die zeitliche 
Entwicklungstendenz der für den Konsumenten be­
deutungsvollen Preise zu gewinnen, wurde vom 
ö l f W eine Reihe verschiedener Berechnungen ange­
stellt, die zwar auf Annahmen beruhen, die im ein-
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zelnen von der Wirklichkeit abweichen, aber doch 
wertvolle Einsichten vermitteln, solange man . sich 
des beschränkten Erkenntniswertes der Berechnun­
gen bewußt ist. ' 

Die Entwicklung der Lebenshaltungskosten 
nach einem friedensmäßigen Verbrauchsschema in 
Wien, in dem die für den friedensmäßigen Konsum 
typischen Güter zu den offiziellen Preisen zu einem 
Preis index zusammengefaßt sind, zeigt vom Apri l 
.1945 bis Dezember 1946 eine Steigerung von 12S-0 
(April 1 9 3 8 = 1 0 0 ) auf 1 8 3 7 . Die relativ geringe 
Steigerung gegenüber dem Jahre 1938 ist darauf 
zurückzuführen, daß der • Wohnungsaufwand unver­
ändert geblieben ist und einige Aufwandsgruppen, 
wie die Aufwendungen für Verkehrsmittel sowie 
für Beheizung und Beleuchtung, nur geringfügig ge­
stiegen sind. Demgegenüber haben sich die Preise 
für Bekleidungs- und Haushaltungsgegenstäi lde seit 
1938 auf das Dreifache bzw. Zweieinhalbfache er­
höht. 

Lebenshaltungskosten nach einem friedensmäßigen 

V erbrauchsschema 

(April 193S — 100) 
, r April April Dezenil ier 

B cd arf S t r u p p e n ^ l g 4 Ö 

Nahrungs- und Genußmittel 127*1 I43 ' i 188*6 
Wohnung . 100*0 ioö*o 100*0 
Beheizung und Beleuchtung 91*2 102*5 I 2 3 ' 5 
Bekleidung 202*2 218*4 2 9 4 ' i 
Haushaltsgegenstände . . . 105*6 199*2 252*6 
Reinigung und Körperpflege 130*6 I47"9 !75'6 
Bildung und Unterhaltung . 150*6 206*7 206*7 
Verkehrsmittel 9 8 7 9 8 7 H7 '5 

Insgesamt 128*0 145*2 183*7 

Dieser Index beruht nur auf einer fiktiven Le­
benshaltung und besagt : Wenn die für den frie­
densmäßigen Verbrauch typischen Warenmengen zu 
den offiziellen Preisen unbeschränkt erhältlich ge­
wesen wären, hätten die Konsumenten im Dezember 
1946 um 83-7%' mehr als im Jahre 1938 ausgeben 
müssen, um die gleiche Güterkombination wie im 
Jahre 1938 zu kaufen. Vergleicht man damit die 
Erhöhung der Löhne in Wien, die bis Ende 1946 
gegenüber der Vorkriegszeit im Durchschnit t um 
rund 1 0 0 % gestiegen sind, so zeigt sich, daß das 
durchschnittliche Nominaleinkommen eines Ar ­
beiters ausgereicht hätte, um mehr zu konsumieren 
als vor dem Krieg, wenn sämtliche Waren zu den 
offiziellen Preisen unbeschränkt erhältlich gewesen 
waren. Tatsächlich waren jedoch gerade die wich­
tigsten Bedarfsgegenstände entweder überhaupt 
nicht oder nur in völlig unzureichenden rationierten 

Mengen zu offiziellen Preisen zu kaufen und; der 
tatsächliche Lebensstandard des Arbeiters war der­
art tief, daß er sich und seine Familie nicht einmal 
ausreichend ernähren konnte. Der Lebenshaltungs-
kostenindex auf Grund eines Nörmalverbrauchs-
schemas gibt daher lediglich Aufschluß über die 
zeitliche Entwicklungstendenz der offiziellen Preise 
bestimmter, für die Lebenshaltung wichtiger Wa­
rengruppen. 

Neben den. rationierten, zu offiziell genehmig­
ten Preisen erhältlichen Waren wurden im Jahre 
1946 im legalen Handel bereits Waren angeboten, 
die vielfach als Ersa tz für wichtige Bedarfsgegen­
stände eine bedeutende Rolle spielten. Die Preise 
für diese Güter sind jedoch weitaus s tärker gestie­
gen als die Preise für rationierte Waren. 

Kleinhandelspreise nicht rationierter Konsumwaren 

in Wien1') 

. . . , , r., - Herbst Frühjahr Wai-engattung S t o p p i e i s ^ ] y 4 ? 

0 j 9 3a = 100 

Diverser Hausrat 103 33 J 340 • 
Kosmetik, Hygiene . . . . . 65 386 296 
Nahrungszusatzerzeugnisse . 88 386 ' 477 
Schreibwaren 87 616 525 ' 
Rauchrequisiten 100 1160 . 715 
Lederwaren 90 585 400 
Spielwaren 100 5 2 5 3§S 

-1) Auf Grund einer Stichenquete des ö l f W in ein­
schlägigen Wiener Fachgeschäften. Die Einzelpreise wurden 
entsprechend der Bedeutung der einzelnen Wa r e n für den 
Konsum gewichtet. 

Die Preisentwicklung dieser Waren wurde, ob­
wohl es sich keineswegs um Schleichhandelspreise 
handelt, dennoch weitgehend von Angebot und Nach­
frage bestimmt. Die vermehrte Produkt ion und die 
im Laufe des Jahres 1946 durch das Aufzehren der 
Sparguthaben verminderte Kaufkraft der Konsu­
menten losten bei diesen Warengruppen im Gegen­
satz zu der Masse der offiziellen Preise eine sin­
kende Preisentwicklung aus. 

Die tatsächlichen Aufwendungen für die meis­
ten Bedarfsgegenstände waren durch die Rat io­
nierung weitgehend s tarr festgelegt, so daß aus dem 
Vergleich zwischen dem Aufwand für die rationier­
ten Lebensmittel und für die sonstigen Zuteilungen 
mit den Nettolöhnen Anhaltspunkte gewonnen wer­
den können, welcher Betrag einem durchschnitt­
lichen Arbei terhaushal t nach Abzug dieser Aufwen­
dungen übr ig blieb, um sonstige notwendige, aber 
nicht rat ionierte Bedarfsgegenstände oder zusätz­
liche Lebensmittel auf dem schwarzen Markt 



kaufen . zü können. Auf Grund der Ausgaben für 
rationierte Lebensmittel sowie für die sonstigen Z u s ­

tellungen an Bedarfsgegenständen, die durch die 
Aufwendungen für Wohnungsmiete , Verkehrsmittel , 
Reinigung und Unterha l tung ergänzt wurden, be­
rechnete das ö l f W Mindestaufwendungen für die 
Lebenshaltung. 

Im allgemeinen waren die Nettoverdienste der 
verschiedenen Arbeiterkategorien mehr als aus­
reichend, diese Minimalaufwände zu bestreiten. 
N u r in einigen Kartenperioden, in denen verhältnis­
mäßig teure Lebensmittel aufgerufen wurden, über­
stiegen selbst diese für eine Arbeiterfamilie mit zwei 
Kindern berechneten Minimalaufwände, in denen 
keine Ausgaben für Bekleidung, Haus ra t , Woh­
nungsinstandhal tung und sonstige- kleinere Bedürf­
nisse des täglichen Lebens enthalten sind, die Net to­
verdienste zahlreicher Hilfsarbeiter und sogar 
einiger Facharbei tergruppen (siehe Abb . i ) . 

Abb. i . Entwicklung des Mindestaufwandes für die Le­
benshaltung bei einer Arbeiterfamilie mit zwei Kindern 
und der Nettowochenlöhne in Wien von September 1945 

bis Dezember 1946 in Schilling 

(Logarithmischer Maßstab) 

E r n ä h r u n g 
Österreich zahlte im Jahre 1946 zu den Ländern 

mit dem tiefsten Ernährungss tandard . Die durch 
die Kriegseinwirkungen stark beeinträchtigte Ern te 
1945 und der verminderte Viehbestand haben die 
heimische Ernährungsbas is wesentlich geschmälert. 
E ine ausreichende Einfuhr von Lebensmitteln auf 
kommerzieller Basis war infolge der äußerst an­
gespannten Welternährungslage und der Schwierig­
keiten im Österreichischen Außenhandel unmöglich. 
Österreich war daher in der E rnäh rung haupt­
sächlich von den Lieferungen der Besatzungsmächte 
und seit Apri l 1946 von der U N R R A abhängig. 
Obwohl die von der U N R R A und den Besatzungs­
mächten Österreich zur Verfügung gestellten Lebens­
mittel über 9 0 % der Lebensmitteleinfuhren im 
Jahre 1937 erreichten, deckten die offiziell zugeteil­
ten Lebens m ittelrat ionen bei weitem nicht das 
physiologische Exis tenzminimum der NichtSelbst­
versorger. Die Kalorienzuteilungen für Normalver­
braucher betrugen in 8 % von 13 Zuteilungsperioden 
1220 Kalorien ( 5 0 % des physiologischen Bedarfes) 
und nur am Anfang und am Ende des Jahres wurde 
die 1550-Kalorien-Basis erreicht ( 6 5 % des physiolo­
gischen Bedarfes). Im gewogenen Jahresdurchschnit t 
wurden rund 1770 Kalorien je T a g und NichtSelbst­
versorger ausgegeben. Zur Erfül lung dieser kargen 
Rationen waren Lebensmittel mit einem Kalorienwert 

' von insgesamt rund 3 Billionen Kalorien notwendig; 
6 0 % ' dieses .Kalorienbedarfes wurden durch die 

*UNRRA und die Lieferungen der Besatzungs­
mächte, 39 % : aus der eigenen Aufbringung und nur 
1 %| durch die kommerzielle Einfuhr gedeckt. 

Deckung des Kulorienbedarfes der Nichtselbsi-

versorger 

Kalorien 
pro Tag 

UNRRA und ßesatzungsmäehte . . 1.062 
Eigenaufbringung 600 
Kommerzielle Einfuhr 18 

'Vi 
60 

39 
1 

II III IV V Vi VIIVIIIIX X XI XII 

1.770 

Selbst diese niedrigen Rationen konnten oft nur 
unter den größten Schwierigkeiten aufgebracht wer­
den und es ist im Laufe des Jahres 1946 nicht ge­
lungen, auch nur einen bescheidenen Ernährungs­
vorra t für vier Wochen anzulegen, der eine plan­
mäßige Ausgabe von Lebensmitteln ermöglicht hätte. 
Gegenüber den vorliegenden unzureichenden Ra­
tionen der NichtSelbstversorger waren die etwa 2 7 % 

der Bevölkerung umfassenden Selbstversorger, die 
ihren Ernährungsbedarf in annähernd friedens­
mäßigem Umfange aus der eigenen Erzeugung 



decken konnten, in einer ungleich besseren Lage. 
Die Tatsache, daß nach der schwierigen Ernährungs ­
lage im Jah re 1945 (in Wien wurden lange Zeit nur 
Soo Kalorien pro T a g für den Normalverbraucher 
ausgegeben) auch die im Jahre 1946 ausgegebenen 
Kationen nicht ausreichten, um auf die Dauer einen 
Menschen am Leben zu erhalten und trotzdem eine 
Hungersnot vermieden werden konnte, lassen den 
Schluß zu, daß es nahezu sämtlichen Bevölkerungs­
schichten gelungen ist, über die Rationen hinaus, 
sich zusätzlich Nahrungsmit te l zu verschaffen. Die 
hauptsächlichsten Quellen für die zusätzliche Ver­
sorgung der Bevölkerung der Städte mit Nahrungs­
mitteln waren vor allem: die internationalen Hilfs­
aktionen und Liebespaketsendungen aus dem Aus­
land, Hamsterfahr ten auf das Land, Tausch­
geschäfte, Schwarzarbeit gegen Lebensmittel und 
schließlich der schwarze Markt . Die quanti tat ive 
Bedeutung der zusätzlichen Versorgungsmöglich­
keiten läßt sich jedoch nur schwer abschätzen. Die 
Sterblichkeit und Geburtenziffern in Wien nähern 
sich zwar wieder ihrer friedensmäßigen Höhe, Ge-
wichtskbntrollen zeigen jedoch, daß insbesondere 
ein großer Prozentsatz der Kinder und der alten 
Leute s tark unterernähr t i s t 1 ) . 

Spargroschen und Hingabe von dringend benötigten 
Bekleidungsgegenständen und von Hausra t , gelungen 
ist, über die Rationen hinaus soviel Lebensmittel 
zu konsumieren, daß sie zumindest ihre nackte 
Exis tenz fristen konnten. Die Menge und Zusammen­
setzung der E rnäh rung reichte jedoch zweifellos bei 
vielen Bevölkerungsschichten nicht aus, um dauernd 
ihre Gesundheit und ihre Arbeitskraft zu erhalten. 

Die zusätzlichen Versorgungsmöglichkeiten bzw. 
die Nachfrage waren regional sehr verschieden, wie 
auch aus den unterschiedlichen Preisen des schwar­
zen Marktes in den einzelnen Bundesländern hervor­
geht. 

Preise auf dem schwarzen Markt in den Bundes­

ländern 

(November 1946; Preise in Wien =1 106) 

Bundes länder Mehl 
(weiß) 

Rind­
fleisch But ler Eier 

Burgenland . . • 93 - 3 6o -o I40*0 37 : 5 
Oberösterreich . • 7 6 7 46*0 25*7 31*3 
Salzburg . . . . . IIO'O 46*0 S I - 4 5o-o 
Steiermark . . . . 7 6 7 40*0 42*9 * 43-8 
Kärnten . . , . - 83-3 6o - o 37-i 37'5 
Tirol • .. 93"3 66-o 74-3 75-o 
Vorarlberg ' . . . . 6 6 7 ^6-0 Sr*4 3TS 

Geburten und Sterblichkeit 

je iooo E inwohner 1946 in % 
1937 1946 v o n IQ37 

- Geburten (Lebendgeborene} 12*8 15*2 118*8 
Sterblichkeit (ohne Totgeb.) 13*4 14*2-*) 106*0 
•Auf i'.ooo Lebendgeburten 

Kinder Sterblichkeit 
(unter 1 Jahr) 91*9 77-0 83*8 

x ) Ohne Militärsterblichkeit. 

Gewisse Anhaltspunkte über die E rnäh rungs ­
lage bietet ferner der Unterschied zwischen den 
Preisen des schwarzen Marktes und den offiziellen 
Preisen. T ro t z einer starken Ermäß igung der Preise 
des schwarzen Marktes im Laufe des Jahres ist der 
Unterschied noch immer weitaus größer als in allen 
übrigen Ländern Europas, mit Ausnahme Deutsch­
lands. Anderersei ts "ist bemerkenswert , daß trotz 
des Mangels an Nahrungsmit te ln die sozialen Wider­
stände gegen einen Berufswechsel so groß waren, 
daß in der Landwirtschaft ein Bedarf von 50.000 

bis 70.000 Arbeitskräften nicht 'gedeckt werden 
konnte. Im allgemeinen kann gesagt werden, daß 
es auch den unteren Bevölkerungsschichten, aller­
dings vielfach nur durch Aufzehren der letzten 

*•) Siehe hiezu Monatsberichte Nr. 10—12, 1946, Seiten 
205/207. 

Die Preisunterschiede auf dem schwarzen 
Markt spiegeln vor allem die. unterschiedliche E r ­
nährungslage in den einzelnen Bundesländern wider. 
Die Preisrelat ionen werden jedoch-auch durch die 
unterschiedliche Zusammensetzung der offiziellen 
Rationen in den einzelnen Bundesländern beeinflußt. 

Auch zwischen einzelnen Bevölkerungsschichten 
der NichtSelbstversorger war der Ernährungs -
standard sehr verschieden, wobei nicht immer 
die Unterschiede der Geldeinkommen maßgebend 
waren. Vor allem zeigen die s tark differenzierten 
Preise des schwarzen Marktes für verschiedene 
Lebensmittel , daß die kaufkräftigsten Schichten be­
reits annähernd ihren normalen Ernährungss tandard 
erreicht haben dürften und ihre Nachfrage in erster 
Linie auf höherwert ige und schmackhaftere Nah­
rungsmittel erstrecken. 

Preis je 1000 Kalorien in S auf dem schwarzen 

Markt in Wien 

1946 

Jänner Dezember 

Brot, schwarz 14*33 5 7 3 
Mehl, weiß 17*82 10*23 
Schmalz 79-46 20-72 ' 
Öl 5 r o 8 19*86 
Rindfleisch 62-50 25*63 
Zucker 56*25 30*00 
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Konsumentwicklung und Verbrauchszusammen­

setzung 

Die Versorgung der Bevölkerung mit industriel­
len und gewerblichen Erzeugnissen besserte sich im 
Laufe des Jahres mit dem Anlaufen der Gewerbe-
und Industr ieproduktion. Die steuerlich erfaßten 
Wer tumsätze stiegen im Jahre 1946 um 9 5 % und 
die .Linzelhandelsumsätze in Wien um 1 0 0 % . 
Unte r Berücksichtigung der Preissteigerungen im 
Jahre 1946 erhöhten sich allerdings die Umsätze nur 
um rund 50 bis 6 0 % . T ro tzdem war jedoch das 
Angebot, vor allem an unentbehrlichen gewerblichen 
Erzeugnissen, wie Bekleidung, Schuhen und Haus­
rat, äußerst ungenügend und vermochte nur einen 
verschwindend kleinen Teil des während des Krieges 
aufgestauten Bedarfes zu decken. 

Charakterist isch für die gegenwärtige Mangel­
lage ist eine starke Verschiebung in der Zusammen­
setzung des Konsums gegenüber der Kr iegs- und 
Vorkriegszeit . Solange das kriegswirtschaftliche Be­
wirtschaftungssystem und die Preiskontrol le be­
friedigend funktionierten und die Bevölkerung die 
z w a r knappen, aber im ganzen doch auskömmlich 
rat ionierten Nahrungsmit te l und lebensnotwendig­
sten Bedarfsgüter zu gestoppten Preisen erhielt, und 
solange außerdem der Handel auf dem schwarzen 
Markt mit schweren Strafen bedroht war, wurden 
die den Einkommensbeziehern verbleibenden Kauf­
kraftüberschüsse entweder für die Besorgung von 
minder wichtigen Gütern und Dienstleistungen bzw. 
für die Befriedigung von Luxusbedürfnissen ver­
wendet oder mangels anderer Verwertungsmöglich­
keiten mehr oder minder freiwillig auf Sparkonten 
gelegt. Nach Beendigung des Krieges setzte anfangs 
nur zögernd und später in s tärkerem Ausmaß eine 
entgegengesetzte Entwicklung ein. Die absolute Unter ­
versorgung mit den lebensnotwendigsten Nahrungs­
mitteln und Gebrauchsgütern auf dem legalen Markte 
in Verb indung mit einer weitgehenden Lockerung 
der Bewirtschaftung und Preiskontrol le sowie der 
während des Krieges gepflegten Spardiszipl'in be­
günstigten das Aufkommen eines mit einem nur 
geringen Risiko belasteten schwarzen Marktes . W ä h ­
rend die Menschen noch während des Krieges nur 
einen Bruchteil ihrer Einkommen für die Besorgung 
von Nahrungsmit te ln und unentbehrlichen Bedarfs­
gütern verwendeten, stiegen nunmehr die Ausgaben 
für die unmit telbar lebensnotwendigsten Güter unver­
häl tnismäßig an und nahmen — trotz geringer Be­
zugsmöglichkeiten — einen immer größeren Raum im 
Haushal tsbudget der unteren und mittleren Ein­
kommensbezieher ein. Damit vollzog sich nicht nur 
gegenüber der Kriegszeit , sondern auch gegenüber 

der Vorkriegszeit eine starke Verschiebung der Ein­
kommensverwendung. Die Lebensnot zwang breite 
Schichten der Bevölkerung, den minder wichtigen 
Konsum stärker einzuschränken und' innerhalb 
des lebensnotwendigen Verbrauches sich möglichst 
den billigeren und schlechteren Quali täten zu­
zuwenden. 

Dieser Prozeß der immer stärkeren Hinwendung' 
der Einkommen zu den lebensnotwendigsten Gütern 
ist in Fluß und wird vorläufig noch durch die 
derzeitige Preispoli t ik behindert, die vielfach gerade 
den lebenswichtigsten Produktionen noch keine 
kostendeckenden Preise zugesteht. Dadurch ist es 
möglich, daß minder wichtige Produktionen und 
sogar Luxusfer t igungen einen unverhäl tnismäßig 
großen Anteil am Sozialprodukt haben. 

Diese • Entwicklung läßt sich mehr an Hand 
verschiedener charakteristischer Symptome verfol­
gen, als durch konkrete statistische Unter lagen nach­
weisen. Immerhin gewährt die Haushal ts ta t is t ik der 
Wiener Arbei terkammer über die Aufwendungen 
typischer Arbeiterfamilien in den Jahren 1935, 1945 
und 1946 einige wertvolle Aufschlüsse in dieser 
Richtung. Leider liegen die Ergebnisse nur für das 
letzte Quar ta l 1945 und für das erste Quar ta l 1946 
vor. 

Haushaltstatislik . der Wiener Arbeiterkammer 

Aufwand je Na V E 

(Gesamtaufwand = 100} 

0 1 9 3 5 I V - Q u « t a l I. Quart 
1946!) 

Nahrungsmittel : . . 4 0 7 2 40'25 46-38 
a) auf Grund der 

Zuteilungen . . ' 12-85 12-45 
b) Kauf auf dem 

schwarzen Markt 4 0 7 2 • 15 "02 22-74 
c) Tausch . . . . 12-38 11*19 

8-14 I I -77 9-38 
Wohnungszins, 

Instandhaltung . . 8-47 7H3 8-84 
Unterhaltung . . . 2'6l IO-99 3'79 
Bekleidung 8-14 4'9S 4-69 
Beheizung, 

Beleuchtung . ' . . 5'2I 4-33 
2-28 2"17 2 7 1 

Übrige Ausgaben . . 24-43 18-88 ig-88 

Insgesamt . . . ioo -oo IOO'OO ioo-oo 

Gesamtaufwand einschließlich der Käufe auf dem 
schwarzen Markt und Tauschgeschäfte. 

In der Zusammensetzung des rationierten 
Nahrungsmit tc lkonsums zeigte sich eine starke Ver­
schiebung zugunsten der billigen Nahrungsmit te l 
wie Brot und Kartoffeln, die allerdings nicht durch 
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Abb. 2. Nahrungsmittelverbrauch eines Normalver­
brauchers in Wien im Jahre 1946 

(Logarithmischer Maßstab; 0-Verbrauch' einer Vollperson 
1935 = 100) 

500 

'10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 
- Zuteilungsperiode 

die f re ie -Konsumwahl der Konsumenten, sondern 
durch die eigenen Erzeugungsmöglichkeiten, durch 
Zufälligkeiten in der Anlieferung sowie aus dem 
Bestreben, mit den verfügbaren UNRRA-Be t r ägen 
möglichst viel Kalorien zu importieren, hervor­
gerufen wurde. 

Verbrauch wichtigster Nahrungsmittel in Wien 

a) Offizielle Zuteilungen 
(Vi er woch en ve rb r au ch) 

0 1 9 3 7 * 0 194Ü 6 

Verbrauch in kg je •r l ' n , 
„ Normal - 1 , 1 / o 

VoUnerson v e r b r a u c h e r von 1 9 3 7 ' ) 

Brot 2 ) 12-54 9*10 72-6 
Fett 3 ) . . . . . . 1-30 0-297 22 - 8 
Fleisch') 2-80 . 0-71 25-4 
Hülsenfrüchte 5) . . 0-24 0*633 263-8 
Zucker . . . . . . r 8 o 0-295 16-4 

b) Zufuhren 
( Jahressummen) 

1937 1946 1946 in % 
in q v o n 1937 

Kartoffeln . . 591.232 1,805.060 - 305-3 
' Obst 681.328 258.837 38-0 

Gemüse . . . . 1,418.790 484.894 34*2 

Abb. 3. Umsätze in Wien im Jahre 1946 
(Logar i thmischer M a ß s t a b ; 0 1937 = 100) 
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*) Eine Vollperson im Jahre 1937 entspricht nicht ganz 
einem Normalverbraucher im Jahr 1946 ; es dürften daher 
nicht die Verbrauchsveränderungen einer einzelnen Waren­
art gegenüber 1937, sondern nur die relativen Verbraucbs-
veränderungen zwischen verschiedenen Warenar ten ver­
glichen werden. 

-') Mehl, Keks oder Teigwaren auf Brot umgerechnet. 
3 ) Speck, Butter, Margarine, umgerechnet auf Rein­

fett (Schmalz und Öl sind Reinfett). 
*) Fleisch und Wurstwaren sowie Trocken fleisch, um­

gerechnet auf Frischfleisch. 
°) Einschließlich Suppenpulver (Erbsen- oder Bohuen-

mehl). 
3 



Die Verbrauchs Verschiebung zugunsten des 
Brot- und Kartoffelkonsums würde noch deutlicher 
hervortreten, wenn die zusatzlichen Versorgungs-
möglichkeiten erfaßt werden könnten. 

Landwirtschaft 

Im Jahre 1937 konnte Österreich seinen Nahrungs­
mittelbedarf bei einem friedensmiißigen Ernährungs-
s tandard zu 7 5 % aus der eigenen landwirtschaft-
l icbemErzeugung decken. Schon während des Krieges 
ist jedoch die landwirtschaftliche Produkt ion stark 
zurückgegangen und im Jahre 1946 wurden nur 
etwa 5 0 % des Nahrungsmit telverbrauchs der öster­
reichischen Bevölkerung und iS % des Verbrauchs 
der Nicbtselbstversorger durch die heimische land­
wirtschaftliche Produkt ion gedeckt. 

Ern tee rgebn i s se 

Die E rn t e des Jahres 1946 be t rug nach der 
offiziellen Erntes ta t is t ik — berechnet zu den Preisen 
des Jahres 1937 — bei Getreide 4 7 % und bei 
Hackfrüchten nur 4 2 % der Ernte des Jahres 1937. 

Ernteergebnisse wichtiger Feldfrüchte^)2) 

1937 19^(1 

F r u c h l i r t Anbaufläche lernte Anbaufläche Ernte 
in iooo ha in TOOO q in iooo hu in iooo 1/ 

Weizen 250-5 4-003-3 200-3 2.275-3 
Roggen 358-2 4.766-8 228-0 2.444-4 
Hafer 2 8 7 ^ 4.748-1 198-6 1.881-3 
Gerste 167-1 2.881*4 114-9 1.124-0 
Mais . . . . . . . . 69-9 2.063-4 52"i 853-5 
Kartoffeln . . . . 215-6 36.117-5 156-1 15.328-3 
Zuckerrüben . . . . 40-4 1O.075-6 16-1 2 . 2 4 9 7 

*) Nach der offiziellen Erntestatist ik. 
a ) Ein detaillierter Vergleich der Veränderung der 

Anbauflächen, der Ern te -und Hektarer träge der wichtigsten 
Feldfrüchte in Österreich im Durchschnitt der Jahre 1930/36 
sowie in den Jahren 1944 und 1946 wurde bereits im 
Monatsbericht Nr. 7—9/1946, S. 143, angestellt 

Besonders nachteilig für die Versorgung der 
nicht landwirtschaftlichen Bevölkerung mit Brot­
getreide wirkt sich der Umstand aus, daß gerade 
die Hauptanbaugebiete für Getreide im östl ichen' 
Osterreich, die praktisch allein als Überschußgebiete 
für die Versorgung der städtischen Bevölkerung 
in Frage kommen, während die Ernten in den Alpen­
gebieten vorwiegend nur den Bedarf der Selbst­
versorger decken, besonders unter den Kriegsein­
wirkungen gelitten haben und die größten Ern te­
rückgänge aufweisen. So hat sich die Getreideernte 
einschließlich der Kartoffelernte mengenmäßig (be­
wertet zu den Preisen des Jahres 1937) in Ost-
Österreich (Wien ,Niederösterreich und Burgenland) 

um 5 7 ' 2 % , im übrigen Österreich dagegen nur um 
51 % vermindert . 

Die Anbauflächen sind seit dem Jahre ' 1937 bei 
Brotgetreide um 2 9 % und-bei Hackfrüchten um 31 % . 

gesunken. Gegenüber dem starken Rückgang der 
Anbauflächen bei Feldfrüchten, die direkt der 
menschlichen E r n ä h r u n g dienen, haben sich.die An­
bauflächen für typische Futtermit tel (Fut terrüben 
und Feldfutter) um 9 % gegenüber der Vorkriegs­
zeit vermehrt, doch war die Fut termit te lernte in­
folge der anhaltenden Trockenheit äußerst schlecht. 
Stärker stieg die Anbaufläche (um 337 7«) ferner 
bei Kaps- und Rübsen als Folge der Anbaupolit ik 
während des Krieges. Die Verr ingerung der gesam­
ten Ackerfläche um 1 8 % ist teilweise daran f. zurück­
zuführen, daß der Landwirtschaft während des 
Krieges bedeutende Bodenflächen oft bester Quali tät 
für rein • militärische Zwecke (Flugplätze, Trup­
penübungsplätze, Schutz wall bauten sowie zur Er ­
richtung von Industrieanlagen)- entzogen wurden, 
und teilweise darauf, daß besonders aus Mangel an 
Arbeitskräften zu extensiver Wirtschaft (Vergröße­
rung der Grünlandflächen) übergegangen wurde. 

Neben dem Rückgang der Anbauflächen wirkte 
sich das s tarke Absinken der Hektarerträge ungünstig 
auf die Ernteergebnisse aus. Die Hektare r t räge sind 
gegenüber 1937 bei Brotgetreide von 14-4 auf i i ' O , 
bei Kartoffeln von 167-6 auf 98-2 und bei Zucker­
rüben sogar von 249-6 auf i 3 9 - S zurückgegangen. 
Die Ursachen hiefür sind mannigfacher Ar t . Wäh­
rend des Krieges wurde durch ungenügende Dün­
gung Raubbau am Boden betrieben. Der Mangel 
an Kunstdünger machte sich umso stärker bemerk­
bar, als auch die Erzeugung von Naturdünger durch 
den verminderten Viehbestand zurückgegangen ist, 
für eine intensive Bodenbearbeitung vielfach die 
notwendigen Arbeitskräfte und sachlichen Betriebs­
mittel fehlten. Teilweise mußte beim Anbau auch, 
minderwert iges Saatgut verwendet werden. Gegen­
über den schlechten Ernteergebnissen im Feldfrucht­
anbau wurde im Obstbau eine gute Durchschnrtts-
ernte und im Weinbau, begünstigt durch das bis in 
den Herbs t andauernde hochsommerliche Wetter , 
sogar eine Spitzenernte erzielt. 

Weinernte, 

Im E r t r a g stehende Reb-
fläche in iooo ha. 30-7 33-8 106-8 

Gesamte Weinernte in 1000 hl . 983-5 1.265-8 128-7 
Weinernte je ha ertragsfähige 

Flache in hl 32-0 3 8 7 120-9 
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Viehbestand und Produktion tierischer Erzeugnisse 

Oer Viehbestand, der durch die Kriegsereignisse 
vor allem in den Ostgebieten vermindert wurde, hat 
sich im Laufe des Jahres 1946 bei fast allen Arten 
erhöht und betrug Ende 1946 in Großvieheinheiten 
gerechnet 84-5% des Jahres iq38. 

Viehbesland-

ViL'hifrl ICH'' ViL'hifrl 
in 1 iinu Slik'Ii 

Werde 246 •(] 263-6 ^7-T4 
2.578-8 2.186vj 2.206-0 

f.030-0 1.490-4 
Ziegen u. Schafe 664-3 6 3 8-6 670-7 

Am .stärksten hat sich, infolge der Schnei 1-
wüchsigkeit und großen Fruchtbarkeit , der Schweine-
bestand erhöht. T ro t z der Vermehrung um 460.000 
Stück gegenüber dem Jahre 1945 ist der Schweine­
bestand aber noch immer nur halb so hoch wie im 
Jahre 193S. 

Die Vergrößerung des Viehbestandes ist vor 
allem deshalb auffallend, weil im Jahre 1946 eine 
außerordentliche Futterknappheit herrschte, die eine 
ausreichende- Füt terung unmöglich machte. Die 
Heuernte war infolge der langen Trockenheit des 
Sommers sehr gering und die Einfuhr von Fut ter­
mitteln be t rug im Jahre 1946 (einschließlich der 
UNRRA-Lie fe rungen) , berechnet zu den Einfuhr-
durchschnittspreisen 1937, nur 0-9 Mill. S gegenüber 
3r Mill. S im Jahre 1937. 

Die Marktprodukt ion an tierischen Nahrungs-
mi tteln hat sich durch die quali tätsmaß ige Ver-
schlechterung des Viehbestandes bedeutend stärker 
venninder t als der Viehbestand selbst. Darüber hin­
aus ist zu berücksichtigen, daß durch eine Ver­
schlechterung der Produkt ion die Markt le is tung 
überproportional zurückgeht, weil der Eigenbedarf 
der Selbstversorger vorweg gedeckt wird und nur 
die verbleibenden Überschüsse dem Markt zugeführt 
werden. F ü r die Zahl der Schlachtungen ist nur ein 
Vergleich mit der Kriegszeit möglich, da vor dem 
Krieg die privaten Schlachtungen nicht erfaßt 
wurden. 

' Anteil der Schlachtungen am Viehbestand 

Rinder (einschl. Kälber) . . . . 39-5 29'5 
Schweine 38*1 65-2 
Pferde 1 0 7 4"5 
Schafe 17-7 12-2 

1 ) Viehbestand Anfang Dezember, Schlachtungen 
Summe Jänner bis Dezember. 

• Die Zahl der Schlachtungen im Vergleich zum 
Viehbestand ist bei sämtlichen Vieharten, mit Aus­

nahme der Schweine, zurückgegangen. Die auffällige 
Steigerung bei den Schweinen ist darauf zurück­
zuführen, daß im Jahre 1940 hauptsächlich Fett­
schweine mit einer längeren Mastzeit und im 
Jahre 1946 vorwiegend Fleischschweine geschlachtet 
wurden. 

Von größerer Bedeutung als der Rückgang der 
Zahl der Schlachtungen ist jedoch, daß die Schlacht­
gewichte der Tiere und damit die Fieischproduktion 
stark zurückgegangen ist. Unter Berücksichtigung 
der durchschnittlichen Schlachtgewichte (nach An­
gaben des Viehwirtschaftsverbandes) bet rug die 
Fleischproduktion im Jahre 1946 nur 104.800 /. 

Fieischproduktion im Jahre 1946 

Scil laen- v-piiavt- Schlachtgewicht Ficischagflji-, 
tun gen * l e " d ' 1 (F le i sch; in kg je Si . t 

253.002 Rinder 178 45-034 
392.133 Kälber 30 n . 7 6 4 
672.007 Schweine . . . . 70 47.040 

4 7 7 5 1 Schafe 20 955 

Insgesamt . . . 104.793 

Demgegenüber wurden im Jahre . 1937 rund 
257.800 t, also um 1 4 6 % mehr Fleisch im Inland 
produziert . • "* 

Ebenso ist die Milchproduktion s tark gesun­
ken. Der Bestand an Milchkühen hat gegenüber 1937 
um rund 90.700 Stück oder um 7-5% abgenommen, 
Die jährliche Milchproduktion je Kuh wurde im 
j a h r e 1946 - auf nur 1.270 / geschätzt, gegenüber 
2.100 / im Jahre 1937. Die Milchproduktion hat 
sich demnach um 4 4 % vermindert." 

Hauptprobleme der Landwirtschaft 

Die vorkriegsmäßige Produkt iv i tä t der Land­
wirtschaft kann infolge der unmittelbaren Kriegs­
schäden und der Substanzeinbußen während der 
Kriegsjahre (die ICriegsschaden durch direkte Feind­
einwirkungen werden allein auf 2 ] / 2 Mrd. S ge­
schätzt) nicht innerhalb kurzer Zeit wieder her­
gestellt werden. Nach dem ersten Weltkr ieg dauerte 
es fünf Jahre , bis in der Landwirtschaft wieder 
friedensmäßige Er t räge erreicht werden konnten. 
Eine relativ rasche Steigerung der landwirtschaft­
lichen Produkt ion hängt davon ab, daß der Land­
wirtschaft ausreichend Arbeitskräfte und sachliche 
Produkt ionsmit te l zur Verfügung gestellt werden. 

E in bedeutender Teil der Kriegsverluste an 
Menschen entfällt auf die Landwirtschaft und der 
Mangel an geschulten Arbeitskräften wirkte sich 
auch auf die Ern teer t räge ungünstig aus. Abgesehen 
von einem Mangel an geschulten Saisonarbeitern 
besteht ein , ungedeckter Bedarf von 50.000 bis 

3* 



1 

70.000 landwirtschaftlichen Arbeitskräften. Die Zahl 
der kranken versicherten landwirtschaftlichen Arbei ter 
ist zwar bereits annähernd so groß wie vor dem 
Kriege, reicht aber nicht aus, um den Ausfall an 
selbständigen Landwir ten und mithelfenden Fa­
milienmitgliedern auszugleichen. Da der Landwir t ­
schaft vielfach nur mangelhaft geschulte Arbei ts­
kräfte zur Verfügung stehen, so sind die Leistungen 
der Landarbei ter auch im Durchschnit t stark zu­
rückgegangen. 

Tro tz der Kriegsschäden war die Zahl der 
landwirtschaftlichen Maschinen im Jahre 1946 zum 
Teil erheblich größer als vor dem Kriege. Ver­
gleichbare Ziffern über den Landmaschinenbestand 
gegenüber der Vorkriegszeit liegen jedoch nur für 
einige wenige Maschinengattungen vor. 

Bestand an landwirtschaftlichen Maschinen 

Masch inengat tung 19301) 1 9 3 g 1 ) 
in Stück 

. 50-384 88.051 I 4 2 . 5 2 6 

Verbrennungsmotoren . . • iy-336 38.892 44-237 
Traktoren . . . . . . . . 753 1.782 7-465 

. 26.535 40.724 53-892 
Bindemäher • ) 1-955 8.564 
Andere Mäh- \ 24.866 

/ 39-547 49.659 
Kartoffelerntem aschinen 6-193 35-564 

: ) Landwirtschaftliche Betriebszählung. 
•) Landmaschinenzählung. 

• Diese Vergleichsziffern lassen zwar keinen 
Schluß auf die Bestands Veränderungen der übrigen 
landwirtschaftlichen Maschinen zu; sie zeigen jedoch 
deutlich die zunehmende' Tendenz zur Mechanisie­

rung der Landwirtschaft, die insbesondere in den 
Kriegsjahren durch den Mangel an Arbeitskräften 
gefördert wurde. Wenn trotzdem ein ungedeckter 
Bedarf an landwirtschaftlichen Maschinen und Ge­
räten besteht, so liegt dies daran, daß der Mangel 
an Arbeitskräften eine s tärkere Verwendung von 
Maschinen erforderlich machte und daß nur ein Teil 
der Maschinen tatsächlich einsatzbereit war . Ks 
fehlte an Treibstoff, viele notwendige Repara turen 
konnten nicht durchgeführt werden und vor allem 
war die Nachschaffung von Ersatzteilen für Ma­
schinen deutscher Herkunft nicht möglich. Außer­
dem wirkte sich die ungleichmäßige regionale Ver­
teilung dieser Maschinen produktionshemmend aus. 
Während in Ostösterreich ein empfindlicher Man­
gel an Zugvieh und motorischen Betriebsmitteln 
herrschte, war im Westen ein nicht ausgenützter 
Überschuß an Zugmitteln vorhanden, da sich in 
diesen Gebieten sowohl der Pferdebestand als auch 
der Stand an motorischen Zugmitteln vergrößerte. 

Weiters muß berücksichtigt werden, daß schon in 
den letzten Kriegsjahren eine Nach Schaf fung von 
landwirtschaftlichen Geräten mit einer relativ kurzen 
Lebensdauer nicht möglich war und daher ein 
großer Nachholungsbedarf besteht, dessen Deckung 
besonders dringlich ist. 

Die Österreichische Lanclmaschinenindustrie 
konnte im abgelaufenen Jahr infolge mannigfacher 
Produktionshemmnisse nur einen geringen Teil des 
laufenden Bedarfes der Landwirtschaft befriedigen. 

Anderersei ts wurden der Landwirtschaft durch 
die U N R R A größere Mengen an Maschinen und 
Geräten zur Verfügung gestellt. Vom Gesamtbetrag 
der Landwirtschaftshilfe der U N R R A von 12 Mill. 
Dollar entfielen 2-3 Mill. Dollar, das sind 1 9 % , auf 
landwirtschaftliche Maschinen und Geräte. 

Von besonderer Bedeutung ist die zukünftige 

Produkiionsaasrichtung der österreichischen Land­
wirtschaft. Auf lange Sicht wird der gemischtwirt­
schaftliche Betriebstypus und eine stärkere Inten­
sivierung der Viehzucht und der VeredlungsWirt­
schaft den natürlichen Produktionsgegebenheiten der 
österreichischen Landwirtschaft am ehesten entspre­
chen. F ü r die unmittelbare Zukunft ist aber aus den 
verschiedensten Gründen, die auch ein rein auf Vieh­
zucht abgestelltes L a n d wie die Schweiz zu. einer 
Ausdehnung der Ackerflächen auf Kosten der Vieh­
wirtschaft veranlaßt haben, eine Schwergewichts­
verlagerung zugunsten der Getreidewirtschaft zu 
erwägen. Einmal sind die pro Hektar erzeugbaren 
Nährwerteinhei ten bei pflanzlichen Nahrungsmit te ln 
bedeutend höher als bei tierischen Produkten. Un te r 
friedensmäßigen Produktionsverhältnissen lassen 
sich je H e k t a r beim Brotgetreideanbau um rund 
2 2 0 % und beim Zuckerrübenanbau sogar um 1 2 0 0 % 

mehr Kalorien erzeugen als bei der Aufzucht von 
Schweinen. 

Weiters ist zu berücksichtigen, daß sich die 
relativen Preise für Nahrungsmit te l am Wel tmarkt 
s tark .zugunsten des Getreides verschoben haben, 
so daß es -zunächst verhäl tnismäßig günstiger ist, 
möglichst viel Getreide anzubauen ' und tierische 
Nahrungsmit te l einzuführen als umgekehrt . 

Preisrelationen für je eine Tonne Nahrungsmittel 

im Dezember 1946 

Weltmarkt Inland 
fob N e w York {Großhandelspreise) 

(Weizenpreis = 100) 

Fleisch 1) 850 955 
Fet t 1 ) 500 836 

*) Durchschnittspreis. 

Anderersei ts ist zu bedenken, daß die zur Zeit 
überhöhten Getreidepreise auf dem Wel tmarkt vor-
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liehen. Stand der Kriegsverluste, weil in ihnen nur 
die bis zu diesem Zeitpunkt unmit telbar im Zuge 
der Kampfhandlungen Gefallenen und Vermißten 
enthalten sind. Un te r Berücksichtigung der bis 
Kriegsende gefallenen und in Kriegsgefangenschaft 
gestorbeneu Wehrmachtsangehörigen, der Verluste 
der Zivilbevölkerung durch Bombenangriffe, der 
Opfer der Konzentrat ionslager und der abgewander­
ten jüdischen Bevölkerung muß mit einem außer­

ordentlichen Bcvölkerungsverlusi von mindestens 
400.000 Personen gerade der leistungsfähigsten 
Jahrgänge gerechnet werden. Dieser Verlust wird 
nur zum Teil durch den natürlichen Bevölkerungs­
zuwachs (Geburten minus zivile- Sterbefälle) von 
rund 130.000 Personen von 1939 bis Ende 1946 

ausgeglichen. Da bis Ende 1946 noch immer 
schätzungsweise 200.000 Kriegsgefangene 1 ) nicht 
aus der Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt waren, 
müßte ohne Berücksichtigung der Wanderungs­
bewegung die Bevölkerung Österreichs Ende 1946 

um rund 470.000 Personen kleiner sein als im 
Jahre 1939 und rund 6,1 So.000 Personen gegenüber 
rund 6,650.000 Personen im Jahre 1939 betragen. 
Demgegenüber weist die Kartenstel lenstat ist ik eine 
Bevölkerung von 7,2öS.000 Personen für Anfang 1946 

und von 6,972^000 Personen für Ende 1946 aus. 
Diese Ziffern enthalten jedoch neben Doppelzählun­
gen vor allem auch die derzeit in Österreich be­
findlichen Ausländer, deren Zahl freilich nicht genau 
erfaßt werden kann. Allein die als „Displaced 
Pe r sons" registrierten Ausländer wurden Ende 1946 

noch immer mit rund 550.000 Personen 2 ) angegeben, 
von denen rund 100.000 in der Österreichischen 
Wirtschaft beschäftigt sind. 

Die Verminderung der Lebensmit telkarten be­
ziehenden Bevölkerung im Jahre 1946 um etwa 
200.000 ist auf die Repatr i ierung von D P sowie 
auf die Auflösung von auf österreichischem Boden 
befindlichen Kriegsgefangenenlagern zurückzuführen, 
wodurch der Bevölkerungszuwachs durch die Rück­
kehr der Kriegsgefangenen überkompensiert wurde. 

Die Aufgliederung der Bevölkerung nach 
Bundesländern zeigt eine starke Ver lagerung der Be­
völkerung nach dem Westen, die zum Großteil auf die 
Anwesenheit der D P , aber auch auf die Verschie­
bung des Wirtschaftspotentials nach dem Westen 
und auf die noch nicht zurückgekehrten Flüchtlinge 
aus Ostösterreich zurückzuführen ist. 

*) Diese Zahl dürfte etwas zu hoch sein und außer den 
noch lebenden Kriegsgefangenen auch Vermißte enthalten. 

2 ) Zu den registrierten „Displaced Persons" dürften 
noch weitere 100.000 versetzte Personen zu zählen sein, die 
sich bisher einer Erfassung entzogen haben. 

aus sieht lieh in einigen Jahren wieder rückläufig sein 
werden. Ks könnte daher sein, daß die stärkere Be-
\wrzugung des Getreidebaues sich erst in einem 
Zeitpunkt auswirken würde, in dem sich die Pre i s ­
relationen zwischen pflanzlichen und tierischen P ro ­
dukten bereits wiederum zugunsten der letzteren 
verschoben haben werden. 

Eine stärkere Intensivierung des österreichischen 
Getreidebaues in der unmit telbaren" Zukunft wird 
aber nicht allein durch einen Anbauzwang erreicht 
werden können, sondern muß auch von der Pre i s ­
seite her gefördert werden. Die landwirtschaftlichen 

Erzeugerpreise haben sich jedoch gegenüber dem 
Jahre 1937 im allgemeinen zugunsten der tierischen 
Produkte verschoben. 

Erzeugerpreise im Jahre 1946 im V er gleich zum 

Jahre 1937 

(Erzeugerpreis 1937 = 100) 

Weizen 129 Milch 185 
Gerste 137 Eier . . . . . . 325 
Roggen 158 Fleischschweine . 189 
Zuckerrüben . . . 255 Scnlachtrinder . 186 
Kartoffeln . . . . 180 Butter 221 

Selbst unter Berücksichtigung, daß das J ah r 1937 

als Vergleichsbasis nur eingeschränkt geeignet ist, 
da gerade in diesem Jahr eine Preisschere zuun­
gunsten der tierischen Produkte festzustellen war, 
sind die Preise der tierischen Produkte im Vergleich 
zu den Preisrelat ionen der Vorkriegszeit überhöht. 
Eine Förde rung des Getreidebaues auf Kosten der 
Viehwirtschaft verlangt jedoch umgekehrt eine ver­
hältnismäßig s tärkere Erhöhung der Pre ise der 
pflanzlichen Nahrungsmit te l gegenüber den Preisen 
der tierischen Erzeugnisse. 

Arbeitslage 

Bevölkerung und Arbeits kr äftepotential 

Durch den Kr ieg haben sich sowohl die Ge­
samtzahl als auch der Altersaufbau und die Berufs­
s t ruktur der Bevölkerung stark verändert , so daß 
ein zuverlässiger Überblick über die der österreichi­
schen Wirtschaft zur Verfügung stehenden Arbei ts­
kräfte erst durch eine neue Volks- und Berufs­
zählung gewonnen werden kann. Obwohl die durch 
den Kr ieg ausgelöste Bevölkerungsbewegung noch 
nicht abgeschlossen ist, lassen sich immerhin aus 
einzelnen statistischen Angaben die wichtigsten Ver­
änderungen gegenüber der Vorkriegszeit zumindest 
in groben Zügen erkennen. Nach offiziellen Angaben 
betrugen die Kriegsverluste Österreichs bis Anfang 
'944, rund 105.000 Gefallene und So.000 Vermißte. 
Diese Zahlen liegen jedoch weit unter dem tatsäch-
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Die Bevölkerung Österreichs 

><w HJ4d 
l iumlcs laml 

in 
18. 11.. s ) 8. 

1000 Personen 
. X 1 1 . ; 

Wien 1.767 M 4 0 J.548 
NiederÖsler reich • . 1.458 1.743 I.4ÖS 

28y 285 263 
Oberösterreich • . . 938 I.167 1-139 

257 348 346 
KUH) 1.104 

Kärnten 450 543 53i 
Tirol 331 ' 4"5 394 
Vorarlberg T58. 1 7 8 182 

Österreich insgesamt 6-653 7.208 6,972 

' ) Auf Grund der Volkszählung im Jahre 1939. 
2 ) Anwesende Bevölkerung auf Grund der ausge­

gebenen Lebentiiu ittelkar.ten. 

Neben der Größe der Bevölkerung ist für das 
Arbeitskräftepotential der Altersaufbau der Bevöl­
kerung entscheidend. Die Bevölkerungsverluste 
während des Krieges haben in erster Linie die 
leistungsfähigsten Jahrgänge betroffen, so daß der 
Anteil der Erwerbsfähigen an der Gesamtbevöl-
rung stark zurückgegangen sein muß. Besonders 
deutlich zeigt sich die Uberal terung in Wien, das 
bereits vor dem Kriege eine äußerst ungünst ige Be­
völkerungsstruktur aufwies. -

Altersaufbau der Wiener Bevölkerung 

1934 1940 
Alter in Jahren " Männer Frauen Mannet Vraucn Alter in Jahren 

(Gcsamtbevölkerung = tooo} 

O—18 . . . 8-58 8-43 8-02 7-78 
18—6«) . .' . 31-17 3 8 4 8 26-49 38-28 

über 60 . . . 5M2 7-92 7-46 11-97 

1 nsgesamt . . 45-17 54-83 41-97 58-03 

Wie weit der Ausfall der erwerbsfähigen in­
ländischen Bevölkerung durch die in Österreich 
lebenden Ausländer im Jahre 1946 kompensiert 
wurde, läßt sich mangels geeigneter Unter lagen 
nicht feststellen. Auf Grund der hohen Beschäftigten-
zahlen ist jedoch anzunehmen, daß über die in der 
Österreichischen Wirtschaft eingesetzten 100.000 D P 
hinaus noch weitere, nicht in Österreich seßhafte 
Arbei tskräf te beschäftigt wurden -und daher nicht 
nur die Zahl de r . potentiellen, sondern auch der 
effektiv Beschäftigten größer war, als auf Grund 
der natürlichen Bevölkerungsbewegung und der 
Kriegsverluste zu erwarten gewesen wäre. 

Bei der Beurtei lung des österreichischen Ar ­
beitskräftepotentials muß jedoch auch eine Reihe 
qual i tat iver Faktoren berücksichtigt werden. Durch 
die Unterbrechung der Berufsausbildung und die 
mangelnden Ausbildungsmöglichkeiten während des 
Krieges haben die fachlichen Quali täten der Er­
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werbsfähigen, insbesondere bei spezialisierten Be­
rufen, s tark gelitten. Weiters wird das Arbei ts-
kräftepoteutial durch die außerordentlich große ZaJil 
von Kriegsversehrten ungünst ig beeinflußt. Nach 
den bisherigen Angaben sind etwa 170.000 Personen 
kriegsversehrt , d. h. rund 1 0 % der erwerbsfähigen 
männlichen Bevölkerung sind nicht voll arbeitsfähig. 
Darüber hinaus wirkt sich der Umstand besonders 
schwerwiegend aus, daß die im staatlichen und wir t­
schaftlichen Leben führenden Schichten innerhalb 
von acht Jahren zweimal wechselten. Nach der Ok­
kupation Österreichs im Jahre 193S wurden die ein-
llußreichen Positionen mit Nationalsozialisten be­
setzt bzw. die T räge r dieser Stellen in ein Ab­
hängigkeitsverhältnis zur Par te i gebracht. Durch 
die Ausschal tung der Nationalsozialisten aus allen 
Stellen des wirtschaftlichen und staatlichen Lebens 
entstanden gerade in den leitenden Stellen große 
Lücken, die zunächst vielfach nur unvollkommen 
durch fachlich weniger qualifizierte Kräfte ge­
schlossen werden konnten. Durch das National-
sozialistengesctz, das. die Beschäftigungsmöglichkeit 
für belastete Personen stark einschränkt, werden 
rund 540-ooo registr ierte Nationalsozialisten be­
troffen. Ein erheblicher Teil dieser Personen darf 
ihren früheren Beruf nicht mehr ausüben. Die da­
durch in erheblichem Umfange hervorgerufene 
Berufsunischichtung belastet den an sich unorganisch 
aufgebauten Arbei tsmarkt zusätzlich und erschwert 
die Wiederherstel lung einer ausgeglichenen Be­
schäftigtenstruktur. 

Stand und Entwicklung der Beschäftigten 
Die Gesamtzahl der Krankenversieiterten stieg 

im Jahre 1946 von 1,504.000 auf 1,823.000 (ohne Ge­
meindeangestellte) und liegt damit um fast y% Mill. 
höher als im Jahre 1937. Allerdings ist die Zahl der 
Krankenversicherten Ende 1946, 'die etwa der po­
tentiellen Beschäftigtenziffer (Beschäftigte plus Ar­
beitslose) des Jahres 1937 entspricht, nicht ganz 
mit dem Jahre 1937 vergleichbar, da En ihr u. a. 
Doppelzählungen und Scheinarbeitsverhältnisse ent­
halten sind. 

Auffallend ist, daß allein in der Landwirtschaft 
der ausgewiesene Stand der Krankenversicherten 
niedriger war als im Jahre 1937 (der Jahresdurch­
schnitt 1946 liegt um 6 % tiefer als im Jahre 1 9 3 7 ) . 

Selbst die unzureichenden Ernährungsverhältm'sse 
in den Städten konnten also keinen wirksamen An­
reiz zu einer, wenn auch nur vorübergehenden 
Berufsumschichtung zugunsten der Landwirtschaft 
ausüben. Dagegen ' ist die Zahl der Krankenver­
sicherten in der gewerblichen Wirtschaft im Jahre 

1 9 4 
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Stand der Krankenversicherten 

Luid- und Forst­
wirtschaft . . , 

Bergbau, Industrie, 
Gewerbe, Handel 

Staalseisenbahnen . 
Bundesangestellte 

in IOOO I J e r s t i i i t i i 

285-6 

897'^ 

73-3 
76-3 a ) 

260-8 

991-8 
94'8 

118-0 

268-5 

1.377-5 
92'2 

Zusammen 1.332-8 1-465-4 1.827-2 
l ) Dezember. 
a ) Schätzung. , 
3 ) Die Kranken V e r s i c h e r u n g s a n s t a l t d e r Bundesange­

stellten zahlt jene (22.000) Mitglieder, deren Versicherungs-
pflicht nicht zuverlässig feststeht, nicht mehr mit. 

1946 um 480.500 oder um 54% gestiegen. Dabei 
war die Erhöhung des Beschäftigtenstandes je nach 
den Beschäftigungsmöglichkeiten und den verfüg­
baren Arbeitskräftereserven in den einzelnen Zwei­
gen der gewerblichen Wirtschaft stark verschieden 
(siehe Abb. 4) . Am . mei sten bat die Zahl der 
Beschäftigten in der Industr ie in Steinen und Erden, 
im Baugewerbe, in der Eisen- und Metall industrie 
und in der chemischen Industr ie zugenommen, wo­
gegen die Text i l indust r ie und der Handel nur eine 
geringe Erhöhung 'des Beschäftigtenstandes auf­
weisen. Die Abnahme des Standes der Beschäftigten 
bei den Staatseisenbahnen sowie der Bundesange­
stellten ist vorwiegend auf den Personalabbau im 
öffentlichen Dienst zurückzuführen. 

Auf das Mißverhältnis zwischen dem hohen 
Beschäftigtenstand und den geringen Produkt ions­
leistungen wurde schon wiederholt hingewiesen. An­
gaben über die Prodnklivitäisverminderimg in den 
einzelnen Wirtschaftszweigen stehen allerdings nur 
für den Kohlenbergbau zur Verfügung. Die-Förder ­
leistung pro Kopf ist im - Steinkohlenb'ergbau auf 
rund 58% und im Braunkohlenbergbau auf rund 
6 1 % der Leistungen des Jahres 1937 gesunken. 

Produktivität im Kohlenbergbau 

Braunkohle 
Jahresproduktion 

1000 i 3.241-8 
Beschäftigte 0 . . . . 9.520 
Jahresproduktion 

pro Beschäftigten in i 340*5 
Steinkohle 
J ahresproduktion 

1000*? 230*2 
Beschäftigte & . . . 1.318 
Jahresproduktion 

pro Beschäftigten in t 174*7 

•940 

2.402-1 

I T . 5 3 2 

1946 in % 
v o n 1937 

74*1 
12F1 

208-3 6l*2 

I 0 8 - 3 
1.1171 

47" t 

ST *3 

57'9 

, Die Ursachen für die außerordentlich geringe 
Produkt iv i tä t liegen ganz allgemein in der ver­

minderten physischen Leistungsfähigkeit des ein­
zelnen Arbeiters (Überalterung, mangelnde Berufs­
schulung, schlechte Ernährung) , , dem fehlenden 
Arbei tsaureiz infolge ungeordneter Währungs Ver­
hältnisse, der schlechten Ausrüs tung mit sachlichen 
Produktionsmit teln sowie den vielen Hemmnissen, 
die einer geregelten Produkt ion entgegenstehen. So 
konnten die beschäftigten Arbeitskräfte vielfach 
nicht voll ausgenutzt werden, wie aus den ver­
minderten Arbeitszeiten in den einzelnen Industr ie­
zweigen ersichtlich ist. 

Wöchentliche Arbeitszeit in Industrie und Bergbau 

Arbeitszeit 
0 0 

1937 -94<> 
\ 011 100 A r b e i t e r n hatten 
nebenstehende Arbeitszeit 

Unter 48 Stunden . -. . . 11*29 23-02 

• • 81*33 67-93 
Über 4 8 Stunden . . . - • 7-38 9-05 

Insgesamt . . . . 100*00 roo-oo 

Die Struktur der Beschäftigten 

Die große Nachfrage nach Arbeitskräften 
sowie der Ausfall der leistungsfähigsten Jahrgänge 
durch die Kriegsereignisse haben zu einer verstärk­
ten Heranziehung älterer und vielfach schon pen-
M o n s r e i f e r Jahrgänge geführt. Nur dadurch war es 
möglich, trotz der Verminderung der potentiell 
Erwerbsfähigen (Bevölkerung zwischen iS und 
60 Jahren) die hohe Beschäftigtenziffer zu erreichen. 
Besonders groß ist die Überalterung der Beschäftig­
ten in Wien. 

Altersaufbau der Beschäftigten in Wien 

Altersgruppe 
'9,19 ') [*)4Ö"J 

Miimicr Frauen Männer Frauen 
in n/o 

Arbeiter 
bis jjo Jahre 

41 bis 50 „ 
51 bis 60 ,, 

über 60 „ 

Insgesamt 

bis 40 Jahre 
41 bis 50 „ 
51 bis 60 „ 

über 60 ,, 

. 6o*8 62*7 42*8 52-3 
20*1 iS-5 27*0 2370 

• I 4 ' 7 13-6 18*4 16*9 

4*4 5-2 u - 8 7*S 

. ioo-o 100*0 100 - 0 100*0 

Angestellte 
• 57'9 7 3 7 41-4 64*0 
- 24*3 T7'4 28-8 22*8 
. 14-2 7*1 20*9 10-8 
. 3-6 1-8 8-9 2-4 

. 100-ü IOO'O IOO'O 1 OO'O 1 nsgesaml 

•) Nach der Volkszählung am 17. Mai 1939. 
-') Nach der Statistik der Wiener Gebietskrankenkasse 

für den 30. Juni 1946. 

Neben der Überal terung der Beschäftigten ist 
gegenüber 1937 auch der relativ hohe Anteil der 
Angestellten an der Gesanitzahl der Beschäftigten 
auffallend. Nicht nurdei 'BcanUenapparat der offen t-
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liehen Körperschaften wurde s tark vergrößert , son­
dern auch in der gewerblichen Wirtschaft und in 
der Land- und Forstwirtschaft nahm der Anteil der 
Angestellten an der Zahl aller Beschäftigten zu. 

Verhältnis zwischen Arbeitern und Angestellten1) 

Dezember 
0 1937 1945 

% 
'94Ö 

Arbeiter . 82-9 78-6 79'6 
. 37 ' i ' 2 1 ' 4 20 '4 

Insgesamt . . I O O ' O J O O ' O J00 -0* 

1 ) In Land- und Forstwirtschaft sowie in Bergbau, 
Industrie, Gewerbe und Handel. 

Über die Veränderungen in der berufsmäßigen 

Zusammensetzung der Beschäftigten liegen ver­
gleichbare Angaben nur für die gewerbliche W i r t ­
schaft in Wien vor. 

Berufsmäßige Gliederung der Arbeiter in Wien2) 

Industr iezweig 30. Juni 1937 30. Juni 1946 j 946 i 11 "/ 
von 1937 

42.201 59.815 141'7 

Nahrungs- und Genußmittel 
24-939 15-421 61-8 

Bekleidungsindustrie . . . 24.482 24-730 101*0 
Gast- u. Schankgewerbe . • 18.915 9.784 5 1 7 
Handel 16 .650 10.133 60*9 

. 20.030 35-433 176*8 

• 12.345 8.780 71-1 

• 9-509 9-893 104-0 

Graphische Industrie . . . 8.826 8.416 95*4 

• 5-239 4-617 88* 1 
Chemische Industrie . . . • 5-125 8.510 i 6 6 ' o 

-) Statistik der Krankenversicherten der Wiener Ge­
bietskrankenkasse. 

Diese Ziffern zeigen deutlich jene strukturellen 
Veränderungen, die auf Grund der Kr iegs- und 
Nachkriegsereignisse zu erwarten waren. Der Be­
schäftigtenstand hat sich in jenen Wirtschaf ts­
zweigen stärker erhöht, die entweder in der Kr iegs­
wirtschaft ausgebaut wurden und auch im Kriege 
ihren Arbeiterstock weitgehend erhalten konnten, 
wie die chemische Industrie, die Eisen- und Metall­
industrie, oder denen unmit telbar nach Kriegsende 
beim Wiederaufbau besondere Bedeutung zukam, 
wie das Bau- und Bauhilfsgewerbe. Dagegen ist 
der Beschäftigtenstand in jenen Wirtschaftszweigen 
geringer, die während des Krieges s tärk eingeschränkt 
wurden, wie die Text i l - und Bekleidungsindustrie 
oder der Handel . 

Die durch die Arbei tsämter der westlichen 
Bundesländer erhobenen Bcschäftigtenzahlen lassen 
gegenüber 1937 eine starke Zunahme erkennen. 
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Dieser Zug nach dem Westen entspricht der all­
gemeinen innerösterreichischen Bevölkerungsbewe­
gung im Zusammenhang mit den Kriegsereig­
nissen. Einwandfreie Vergleichszifferu über die 
Veränderungen der regionalen Gliederung der in der 
Industr ie und im Bergbau beschäftigten Arbeiter 
und Angestellten liegen allerdings zur Zeit nicht 
vor, da die bisherigen statistischen. Erhebungen der 
Sektion Indust r ie der Bundeskammer der gewerb­
lichen Wirtschaft noch zu wenig repräsentativ sind. 
(Nach dieser Erhebung würden in Ostösterreich im 
Jänner 1936 rund 6 2 % , im November 1946 da­
gegen nur noch rund 5 0 % aller beschäftigten Ar ­
beiter und Augestellten tät ig gewesen sein.) 

Bemerkenswert ist, daß trotz des starken Rück­
ganges der erwerbsfähigen männlichen Bevölkerung 
das Verholtnis zwischen männlichen und weiblichen 

Beschäftigten gegenüber der Vorkriegszeit fast un­
verändert geblieben ist. Sowohl im Dezember 1937 
als auch im Dezember 1946 waren ungefähr 2 6 % 
der in der gewerblichen Wirtschaft Österreichs be­
schäftigten Arbeitskräfte Frauen. Innerhalb der ein­
zelnen Wirtschaftsgruppen ergeben sich allerdings 
stärkere Verschiebungen. So hat vor allem die 
Frauenarbei t in der Papier industr ie stark zuge­
nommen, während sie in der Nahrungs- und Genuß­
mittel industrie sowie in der Leder- und Schuh­
industrie bedeutend zurückgegangen ist. Die Be­
schäftigung der Frauen hat im Laufe des Jahres 1945 
stark abgenommen, nachdem während des Krieges 
der Anteil der Frauenarbei t weit über das Friedens­
niveau hinausgewachsen war. Unter dem Einfluß 
steigender Lebenshaltungskosten ergab sich im Laufe 
des Jahres 1946 allerdings für viele Frauen die 

Abb. 4 . Entwicklung der Beschäftigung in 1203 gewerb­
lichen Betrieben von August 1945 bis Dezember 1946 

(Logar i tbmischer Maßs t ab ; Augus t 1945 = J O O ) 



Notwendigkeit , sich wiederum in den Arbeitsprozeß 
einzuschalten, so daß sich die Zunahme der Beschäf­
t igung im Jahre 1946 fast in gleicher Weise auf die 
männlichen und weiblichen Berufsträger bezog. 

r 
1 

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt 

Die Lage auf dem Arbei t smarkt war im 
Jahre 1946 durch eine sehr starke Nachfrage nach 
Arbeitskräften gekennzeichnet, die nur zum Teil 
befriedigt werden konnte. Die Zahl der bei den 
Landesarbei tsämtern vorgemerkten Stellensuchenden 
betrug anfangs 1946 nur 6 2 % und Ende 1946 nur 
6 4 % ' der offenen Stellen. Die Zahl der unfreiwillig 
Arbeitslosen verminderte sich im Laufe des Jahres 
von So.300 auf 61.200 Personen. Demgegenüber 
waren im Jahre 1937, einschließlich der nicht unter­
stützten Arbeitslosen, rund 600.000 Personen be­
schäftigungslos. Die große Nachfrage nach Arbei ts­
kräften ist besonders bemerkenswert, da der Be­
schäftigtenstand, zumindest in der gewerblichen 
Produktion, weit höher w;ar als im Jah re 1937 

und die Produkt ion durch eine Reihe anderer Eng­
pässe gehemmt wurde. Die Befürchtung, daß durch 
den Abt ranspor t von Maschinen die komplementären' 
Produktionsfaktoren für eine ausreichende Beschäf­
t igung der Arbeiterschaft fehlen würden, hat sich 
als unbegründet erwiesen. Es zeigte sich vielmehr, 
daß in den meisten Industr iezweigen Arbe i t und 
Kapi ta l gegenseitig ver t re tbar waren und die Ver­
minderung der Kapi ta lausrüs tung zu einer erhöhten 
Verwendung von Arbeitskräften führte. Die U r ­
sache für die große ungedeckte Nachfrage nach 
Arbeitskräften liegt nicht nur in der Erse tzung von 
maschineller Arbeit durch Handarbei t , in der ver­
minderten Leistungsfähigkeit der Arbeiterschaft und 
in der großen Güternachfrage als Folge des auf­
gestauten Bedarfs, sondern vor allem auch in 
den ungeordneten Währungsverhäl tnissen und den 
niedrigen Reallöhnen. F ü r viele Arbei ter bestand 
kein ausreichender Anreiz zur Arbeit , weil das En t ­
gelt für die Arbei t nur einen Bruchteil dessen aus­
machte, was er gegebenenfalls bei Tauschgeschäften 
verdienen konnte. Auf der anderen Seite bewirkte 
die Geldflüssigkeit, daß viele Unternehmer ihre 
Arbei ter auch dann behielten,, wenn sie diese nicht 
ausreichend beschäftigen konnten, wodurch wieder­
um ein sinnvoller Arbeitskräfteausgleich behindert 
wurde. 

Wie aus den Angaben über die in den einzelnen 
Industr iezweigen fehlenden Arbeitskräfte hervor­
geht, sind die Unternehmer in Bezug auf den zu­
künftigen Bedarf an Arbeitskräften sehr optimi­
stisch. Selbst unter den Einwirkungen der Energie­

krise dieses Winters wurden nur in bescheidenem 
Ausmaß Arbeitskräfte freigesetzt und die Betriebe 
hiel ten-ihren Arbeiterstand, so lange sie noch über 
liquide Hor te verfügten, die sie zur Ausbezahlung 
von Löhnen verwenden konnten. Es ist allerdings 
unwahrscheinlich, daß alle diese Erwar tungen nach 
Ordnung der Währungsverhäl tnisse erfüllt werden. 
Die ungeordneten Währungs Verhältnisse verhin­
derten somit jenen Arbeitskräfteausgleich von weni­
ger wichtigen in dringlichere Produktionszweige, 
der früher oder später doch erfolgen muß. 

Neben dem allgemeinen Arbeitskräftemangel ist 
besonders die strukturelle Unausgeglichenheit des 
Arbei tsmarktes auffallend. Während bei den Arbei­
tern nur ein Bruchteil des Arbeitskräftebedarfes ge­
deckt wurde, überst ieg die Zahl, der stellensuchenden 
Angestellten die der angebotenen Stellen ziemlich 
unverändert • während des ganzen Jahres um das 
Zehn- bis Zwölffache. Der dauernde Überschuß von 
20.000 bis 25.000 Angestellten, der durch den zu 
erwartenden Personalabbau der öffentlichen Körper­
schaften noch vers tärkt werden wird, stellt ein 
schwer zu losendes Problem dar, da ein Berufs­
wechsel vom Angestell ten zum Arbei ter auf große 
soziale Widers tände stößt. 

Trotz des allgemeinen Mangels an Arbei tern 
war die Lage in den einzelnen Wirtschaftszweigen 
sehr verschieden. Aus den Meldungen der Landes-
arbei tsämter geht hervor, daß in jenen Wirtschaf ts­
zweigen, die von den Nachkriegsverhältnissen am 
meisten betroffen wurden, wie z. B. das Nahrungs-
und Genußmittelgewerbe, das Hotelgewerbe und 
zum Teil auch der Verkehr, das Angebot an Ar ­
beitskräften die Nachfrage überstieg. Andererseits 
bestand in jenen Berufen ein großer Mangel an Ar ­
beitskräften, die entweder schwere körperliche Ar ­
beit erfordern oder einen großen Verschleiß an Klei­
dern und Schuhen haben, wie der Bergbau und das 
Baugewerbe,- oder die auf Grund der Mangellage 
und der Kriegszerstörungen besonders dringlich 
sind, wie die Land- und Forstwirtschaft , oder 
schließlich die in der Kriegswirtschaft s tark vernach­
lässigt wurden, wie die Text i l - und die Bekleidungs­
industrie. Charakterist isch für die unausgeglichene 
S t ruk tur des Arbei tsmarktes ist, daß in vielen Be­
rufszweigen gleichzeitig eine ungedeckte Nachfrage 
nach Arbei tskräf ten und ein Überangebot an Ar ­
beitskräften herrschte, ohne daß infolge regionaler 
Unterschiede bzw. fachlicher Spezialisierung ein 
Ausgleich erzielt werden konnte. 

Einen besseren Uberblick über den Arbei ts­
kräftebedarf als die von vielen Zufälligkeiten beein­
flußten Statist iken der Landesarbei tsämter gibt für 

4 
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die Industr ie eine Statist ik der Jndustr ievcrbäade. 
Diese umfaßt zwar nur einen Teil der Betriebe, so 
daß die absoluten Zahlen über die benötigten Ar­
beitskräfte im typisch sind, gibt dafür aber wertvolle 
Aufschlüsse über das Verhältnis zwischen Beschäf­
tigtenzahl und ungedecktem Arbeitskräftebedarf. 

Der Bedarf an Arbeitskräften in der Industrie im 

November 19461) 

(nach Angaben der Betriebe) 
Fehlende Arbeitskräfte 

in % der 
l>esch;iflifiten Arbeiter 

Industrie insgesamt . 34-6 
darunter : 
Nahrungsmittelindustrie . . . . . 62-9 
Bekleidungsindustrie . . . . . . . 6 r 8 
Textilindustrie 59'9 
Gießereiindustrie 52-9 
Eisen- und Metallwaremndustrie . 3 3 7 . 
Masch inenindustric 23-4 
Chemische Industrie 24*8 
Berg- und Hüttenwerke iö - 2 

' ) Statistik der Sektion Industrie der Bundeskammer 
der gewerblichen Wirtschaft. 

Probleme der Arbeitskräftelenkung 

Der Ausgleich der unorganischen Beschäftigten­
s t ruktur ist eine besonders dringliche Aufgabe, die 
insbesondere in den wichtigen Schlüsselindustrien 
und in jenen Wirtschaftszweigen gelost werden muß, 
in; denen, wie etwa in der Forstwirtschaft oder in 
der Text i l indust r ie , der Arbeitskräftemängel das 
einzige oder zumindest das ausschlaggebende Hemm­
nis für eine rasche Produkt ionsste igerung ist. Theo­
retisch bestehen drei Möglichkeiten, um die Ar ­
beitskräfte in die vordringlichen Bereiche zu lenken 
bzw. die Arbeitsleistungen in jenen Wirtschafts­
zweigen zu steigern: 

Ers tens durch eine s tärkere Einkommensdiffe­
renzierung zugunsten der Mangelberufe. Das ist 
im wesentlichen das marktwirtschaftl iche Pr inzip , 
dem unter den gegenwärtigen Wirtschafts Verhä l t ­
nissen etwa ein Prämiensystem für bestimmte Be­
rufe und Leistungen entspräche, 

zweitens durch staatlichen Arbei tszwang und 
dri t tens, allerdings nur ergänzend, durch eine 

aufklärende Propaganda für bestimmte Berufe, in 
Verbindung mit einer entsprechenden Umschulung. 

Prakt isch konnte im Jahre 1946 keine dieser 
Methoden in ausreichendem Umfang angewendet 
werden. Wohl t ra t im Laufe des Jahres eine leichte 
Besserung der strukturellen Unausgeglichenheit 
innerhalb der Arbeiterberufe ein (dies ist daraus 
ersichtlich, daß sich die Zahl der offenen Stellen 
und der Stellensuchenden zusammen von 210.400 

anfangs Jänner auf 156.500 Ende Dezember ver­
minderte) , jedoch konnte keines der grundlegenden 
Probleme des Arbei tsmarktes gelöst werden. Das 
Arbeitsdienstpflichtgesetz wurde nur in wenigen 
Fällen angewendet und hat auf die Beschäftigten­
s t ruktur und die Arbeitsleistungen keinen nennens­
werten Einfluß ausgeübt. Die Bindung der Aus­
gabe der Lebensmittelkarten an den Arbeits­
nachweis dürfte sich allerdings vielfach in einer Er ­
höhung des Arbeiterangebotes ausgewirkt haben, 
ohne daß direkte Zwangsmaßnahmen notwendig ge­
wesen wären. Ein erster größerer Erfolg in den Be­
mühungen um eine Hebung der Leistungen d e r Ar­
beiterschaft bzw. um die Beseitigung des Arbeits­
kräftemangels wurde um die Jahreswende im Koh­
lenbergbau durch bevorzugte Zuteilung von Be­
darfsgegenständen- und durch Leistungsprämien an 
die Bergarbeiter erzielt. 

Ene rg iewi r t scha f t 
Die Leistungen der wichtigsten Energieträger 

Durch den Ausbau der Wasserkraf twerke sowie 
durch die Ersehließung-der Erdölquellen hat sich das 
Leistungsvermögen der Energiewirtschaft gegenüber 
d e r Vorkriegszeit bedeutend erhöht. 

Die Ausbauleis tung der Elektrizitätswerke war 
im Jahre 1946 mit rund i 'S Mill. KW (darunter 
rund 1-3 Mill. KW Wasserkräfte) um 5 6 % großer 
als im Jahre 1937. Außer den ausgebauten Wasser­
kräften mit einem Jähresarbeitsvermögen von rund 
,V9 Mrd. kWh (1937 2-4 Mrd. kWh) sind weitere 
Wasserkraf twerke mit einem Arbeitsvermögen von 
' und 2 Mrd. kWh im Bau. 

Ausbau./eist ung der österreichischen Elektrisiiäts-

werke 

1937 194Ü 1946 in 0 

Mill . Watt t o n ii)3J 

W asserkraftwerke • - 744 1.263 I09.-8 
Kalorische Werke • - 431 572 1 ) J 3 2 7 

. . 1.175 1.835 150-2 

' ) Schätzung unter Berücksichtigung der Demontagen 
und Kriegsverlusle. 

Der Wert der neu zugewachsenen Wasserkraf t­
werke wird allerdings dadurch beeinträchtigt, daß 
bei ihrem Bau die spezifisch österreichischen Bedürf­
nisse nicht berücksichtigt wurden. Rund 6 2 % der 
im Krieg neu erbauten Wasserkraftanlagen liegen in 
Ti ro l und Vorar lberg außerhalb des inneroster-
reichischen Verbundnetzes. Im Jahre 1947 sollen 
zwar die Vorar lberger Wasserkraftwerke an das 
österreichische Verbundnetz durch eine nokV-
Lei tung über den Arlberg angeschlossen werden. 



Über die Wirtschaftlichkeit dieses Vorhabens sind 
jedoch die Meinungen geteilt. Da in den ver­
gangenen Jahren die hydraulisch erzeugte Sommer­
energie viel stärker zugenommen hat als die Wintcr-
energie, muß der erhöhte Stromverbrauch in den 
Wintermonaten zu einem größeren Teil durch 
kalorische Werke gedeckt werden. 

Die Förderung von BrdÖl betrug im Jahre 1946 
schätzungsweise rund 800.000 t gegenüber rund 
33.000 i im Jahre 1937. Die Förderung ging in den 
letzten Jahren weit über eine wirtschaftlich optimale 
Ausbeute hinaus — die bisherige Höchstziffer wurde 
im Jahre 1944 mit rund 1,200.000 t erreicht —-
und sollte nach Ansicht von Fachleuten nach 
dem derzeitigen Erschließungsstand der Vorkommen 
von Zistersdorf nicht mehr als 600.000 t jährlich be­
tragen. Eine volle Deckung des Inlandsbedarfes au 
ErdÖl und Erdölprodukten wäre bei einer jahres-
förderung von 600.000 t allerdings erst nach Er­
richtung ausreichender Krackanlagen möglich. Zur 
Zeit sind die Eigentumsverhältnisse in der Erdöl­
wirtschaft ungeklärt und es ist unbestimmt, in 
welchem Umfange die Erdöl quellen als österrei­
chisches Akt ivum gewertet werden dürfen. 

Im Kohlenbergbau hat die Steinkohlengewiimuug 
(Grünbach), die für die Gesamtversorgung aller­
dings nicht s tark ins Gewicht fällt, durch Kriegs­
einwirkungen einen schweren Rückschlag erlitten. 
Dagegen erreichten die Leistungen im Braunkohlen­
bergbau bereits ungefähr drei Viertel der friedens-
mäßigen Produkt ion und dürften bei besserer Aus­
rüstung mit Betriebsmitteln und bei verstärktem 
Einsatz von Arbeitskräften noch weiter steigerungs­
fällig sein. In einzelnen Revieren haben sich die ab­
bauwürdigen Vorrä te allerdings stark vermindert . 

Infolge Mangels an Kohle und Strom war im 
Jahre 1946 der Brennholsverbrauch überaus hoch. 
Während die für 1946 veranschlagte, gegenüber 
1937 s tark verminderte Nutzholzaufbringung .bis zum 
letzten^ Viertel des Forstwirtschaftsjahres nur zu 
rund 7 0 % erfüllt wurde, war die im Jahre . 1946 als 
Brennholz verwendete Holzmenge eher größer als 
vor dem Kriege. Dies ist umso bedenklicher, als 
durch Überschläge,rungcn während des Krieges der 
Holzanfall auf Jahre hinaus vermindert ist und die 
verfeuerten Holzmengen für andere Zwecke viel 
wirtschaftlicher verwendet werden könnten. 

Die Energieversorgung 

Die Energieversorgung im Jahre 1946 litt vor 
allem unter dem Mangel an Kohle. Dazu kam das 
Absinken der Leistungsfähigkeit der Wasserkraf t­
werke infolge der lauganhaltenden Trockenheit . 

a) Kohle 

Die G e s a m t rsorgung der Österreichischen 
Wirtschaft mit Kohle erreichte im Jahre 1946 nur 
6 9 % (auf Steinkohlenbasis) des Jahres 1937-
Die Inlandsförderung von Braunkohle betrug 7 4 % 
snd von Steinkohle -17%, während die Kohlcnciu-
fuhren auf 6 6 % (auf Steinkohlenbasis) des Jahres 
' 937 zurückgingen. 

Gesamtversorgung mit mineralischen Brennstoff en*) 

1937 •946" in u/(i 
in vuil >937 

Inland . • 1 -705 1.33« 74'1 
Ausland . . . . • • 3-3^0 2.185 66-2 

Insgesamt . • • 3-515 • 69-0 

*) Aul Steinkohlcnbasis gerechnet, 1 / Steinkohle - [ /• 
Koks - 2 / Braunkohlg, 

Die im Jahre 1937 importierte Kohle stammte 
hauptsächlich aus Polen und der Tschechoslowakei, 
während im Jahre 1946 Deutschland an erster Stelle 
stand. Diese Verschiebung der Kohlenmiportc ist vor 
allem darauf zurückzuführen, daß Österreich weder 
über Devisen noch in ausreichendem Umfange über 
Kompensatiousgüter verfügte, .um Kohlenimporte 
bezahlen zu können. Aus Polen setzten erst nach 
Abschluß des polnischen Handelsvertrages im Spät­
herbst 1946 etwas höhere Kohleneinfuhren ein und 
die Tschechoslowakei lieferte nur geringe Mengen 
.Braunkohle, da sie selbst keine nennenswerten 
Kohlenüberschüsse verfügbar hatte. Österreich war 
daher auf die deutschen Kohlenlieferungen, die von 
den Alliierten vorläufig gestundet wurden, angewie­
sen. Obwohl die Kohlenlieferungen aus Deutsch­
land um 231 % höher waren als im Jahre t937> 
konnten sie den Ausfall der anderen Bezugsländer 
nur zum Teil wettmachen. 

Kohleneinfuhr nach Herkunftsländern (auf Stein­

kohlenbasis) 

' 9 3 7 194^' 1946 in n / n 

in (DUO t von 1937 

Deutsches Reich . . . 806 1.863 23IT 
Polen • • 915 167 lS-2 
CSR . - 1.527 143 
Sonstige , . . . • • 52 12 2.VA 

Insgesamt . . • • 3-3«<J 2.185 66'2 

Bei der Verteilung der knappen Kohlenvorrätt: 
waren als neuer Bedarfsträger die Besatzungs­
truppen und die Hütte Linz sowie der erhöhte 
Kohlenverbrauch für die Erzeugung elektrischer 
Energie zu berücksichtigen, so daß die Kohleu-
zuteilungen an die übrigen Verbrauchergruppen 
stärker eingeschränkt werden mußte, als dem Rück­
gang der Gesamtbclicferung entsprach. 

4* 
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Kohlenbelieferung der einzelnen Verbrauchergruppen 

in 1000 t (auf Sleinkohlenbasis) 

1937 '946 1946 in °/ 
von 1937 

Bahnen . . 1.122 677 60 
Stromerzeugung . . . . 136 168 123 
Gas • • 767 389 51 

• • 1.985 ' i . i 3 5 57 
119 — 

. . 1.274 852 67 
Besatzungstruppen . 82 — 

Obwohl die Industr ie im Jahresdurchschnit t mit 
5 7 % des Verbrauchs von 1937 beliefert wurde, er­
reichte die Kapazi tä tsausnutzung nur 30 bis 3 5 % des 
Jahres 1937. Bei größerer Kohlenbelieferung hätte 
die Industr ie bedeutend höhere Leistungen erzielen 
können. Das auffallende Mißverhältnis zwischen 
Kapazi tä tsausnutzung und Produkt ionsleis tung ist 
vor allem darauf zurückzuführen, daß der Energie­
bedarf bei Verminderung der Produkt ion nicht in 
gleichem Maße eingeschränkt werden kann. Außer­
dem ergaben sich in der Kohlenbewirtschaftung, 
insbesondere infolge des Fehlens einer zuverlässigen 
Produktionsstat is t ik , Schwierigkeiten, so daß nicht 
immer die rationellste Auswer tung der knapp ver­
fügbaren Kohlenvorräte gewährleistet war. 

b) Elektrische Energie 

Die Elektrifizierung der österreichischen Wir t ­
schaft hat gegenüber der Vorkriegszeit bedeutende 
Fortschri t te gemacht. Neue energieintensive In­
dustrien (z. B. Aluminiumerzeugung) wurden er­
baut und die Produktionsverfahren in bestehenden 
Betrieben auf die Verwendung von elektrischem 
Strom umgestellt. Besonders das Gewerbe, die Haus ­
halte und zum Teil die Landwirtschaft verwenden 
im stärkeren Ausmaße als früher elektrische Ener­
gie. Der erhöhte Strombedarf hätte, selbst bei dem 
geringen Produktionsvolumen, nur durch eine 
wesentlich vergrößerte Stromerzeugung befriedigt 
werden können. 

Die gesamte Stromerzeugung war im Jahre 
1946, vor allem infolge des Ausbaues der Wasser­
kraftwerke, um rund 2 4 % ' höher als-im Jahre 1937 

und ermöglichte, t rotz hoher Expor te und relativ 
großer Übertragungsverluste , eine Steigerung des 
Gesamtverbrauches um 7%'. Besonders s tark erhöhte 
sich der Stromverbrauch in den Haushal ten, in der 
Landwirtschaft sowie im Gewerbe. Die Industr ie 
und die Bahnen dagegen bezogen weniger St rom als 
im Jahre 1937. 

Urzeugung und Verbrauch von elektrischer Energie 
1937 1946 ' 9 4 6 in "ja 

Öffentliche Elektriziläts- M , u - k W h v ™ 1 9 3 7 

versorgungsunterneh-
mungen . . . . . . 1.819 2.973 163*5 

Industrielle Eigenanlagen 928 400 1 ) 43-1 
Bahnkraftwerke . . . . 145 203 i40"o 

ErBeugung insgesamt . . 2.892 3 .576 1 ) 1 2 3 7 
H- Import ' . . — 154 — 
— Export 413 759 183*8 
— Verluste 280 620 1 ) 221-5 

1'er brauch insgesamt . 2.199 2 . 3 5 1 1 ) iOp -9 
davon: 

Industrie i-53<> 1.04c 1) 68'0 
Bahnen . . . . . . . . 242 170 70-3 
Haushalt 2S0 428 151-8 
Sonstige 3) 147 563 383*0 
Besatzungsmächte . . —- 150 — 

l ) Neue, z. T. verbesserte Schätzungen. 
-) Gewerbe, Landwirtschaft, Straßen- und Klein­

bahnen, öffentliche Beleuchtung. 

Die Stromerzeugung der Wasserkraf twerke er­
reichte 1946 im Juli mit 323 Mill. kWh den Höchst­
stand und sank bis Dezember auf die Hälf te 
(161 Mill. kWh). Die jahreszeitlich bedingte Ver­
minderung des Wasserkraf ts t romes wurde durch die 
außergewöhnliche Trockenheit im Jahre 1946 wesent­
lich erhöht. Das Energiewirtschaftskomitee be­
zifferte den Stromausfall infolge Trockenheit im 
Jahre 1946 mit 254 Mill. kWh. Mangels Kohle 
konnte der Ausfall an hydraulischem Strom nicht 
wettgemacht werden. Wohl wurde die Erzeugung 
kalorischen Stromes in den öffentlichen Elek-
tr iz i tä ts-Versorgungsunternehmungen von 5 Mill. 
kWh im Juli auf 64 Mill. kWh im Dezember ge-

- steigert und die Stromeinfuhr aus Bayern von 
1 Mill. kWh auf 30 Mill. kWh erhöht. Dennoch 
reichte dieser Zuwachs von 94 Mill. kWh nicht aus, 
innerhalb des Verbundnetzes auch nur den dringend-

. sten Bedarf in den Wintermonaten zu decken. Be­
reits im Frühherbs t mußten Stromsparmaßnahmen 
getroffen werden und in der Folgezeit führte die 
Verschärfung der Energielage wiederholt zum Zu" 
sammcnbruch des Verbundnetzes. U m Weihnachten 
wurde fast die gesamte Industr ie stillgelegt. 

Rund ein Drit tel der erzeugten Strommenge 
(759 Mill. kWh) wurde im Jahre 1946 export ier t . 
T i ro l und Vorar lberg führten auch in den Monaten 
November und Dezember je 44 Mill. kWh elektri­
scher Energie aus, als im übrigen Österreich die 
Wirtschaft aus Mangel an Strom weitgehend 
gelähmt wa r . 3 ) 

3) Siehe „Die gegenwär t ige Lage in der Energ iever ­
so rgung . Ein Bei t rag zum Vers tändnis der Kohlen- und 
Stromkrise", in Monatsberichte des üsterrfcidiischeu,Inslitutes 
für Wir t schaf t s fo rschung , XIX. Jg. , Heft Nr. 10—12, 1946. 
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Gewerbliche Produktion 

Unorganische Industriestruktur 

Die Indust r ies t ruktur Österreichs hat sich ge­
genüber der Vorkriegszeit s tark verändert . Während 
des Krieges wurde eine Reihe neuer Betriebe und 
Industrien aufgebaut, die. aber vorwiegend der 
Rüstungswirtschaft dienten und dem deutschen Wir t ­
schaftsraum angepaßt waren. Anderersei ts wurden 
bereits während des Krieges Ersatzinvest i t ionen in 
nicht kriegswichtigen Industr ien aufgeschoben. In 
weiterer Folge erlitt die Österreichische Industr ie , 
insbesondere in Ostösterreich, durch Kriegsschäden 
und Plünderungen sowie durch Beschlagnahmen und 
Demontagen der Besatzungstruppen, die sich nicht 
nur auf reine Rüstungskapazi täten erstreckten, 
schwere Verluste an Einrichtungen, Maschinen, 
Roh- und Halbfabrikaten, wodurch der gesamte 
Produktionsaufbau äußerst unharmonisch wurde. 
Die Wiedergewinnung einer organischen Industr ie­
struktur , die den Bedürfnissen der Friedenswir t­
schaft entspricht, erfordert jedoch erhebliche Inve­
stitionen. Eine generelle Aussage über die gegen­
wärt ige Industr iekapazi tä t im Vergleich zur Vor­
kriegskapazität ist nicht möglich und erst S t ruktur ­
untersuchungen über einzelne Wirtschaftszweige 
werden ein zuverlässiges Bild über die gegenwärtige 
Kapazi tä t der verschiedenen Industr ien, ihre tech­
nische Ausrüs tung und ihre Verwertbarkei t in der 
Friedenswirtschaft vermitteln. In einigen Industr ie­
zweigen, wie in der Eisengewinnung und in der 
Aluminium-Elektrolyse, sind Überkapäzi täten vor­
handen, die in der Friedenswirtschaft unmit telbar 
kaum jemals zur Gänze ausgenützt werden können, 
während in anderen Produktionszweigen große 
Lücken entstanden sind und eine Reihe an sich wert­
voller Maschinenausrüstungen und Betriebe nicht 
ausgewertet werden kann, weil die vor- oder nach­
gelagerten Produktionsstufen ausgefallen sind oder 
einzelne Maschinen oder Maschinenbestandteile 
fehlen. 

Besonders die Produktionsmit tel industr ien, wie 
der Maschinenbau, der Stahl- und Eisenbau und die 
Elektroindustr ie , haben schwere Verluste an Werk­
zeugmaschinen erlitten, die weit über den Maschinen­
zuwachs während des Krieges hinausgehen. 

Diese Teilverluste wiegen umso schwerer, als 
die fehlenden Maschinen und Anlagen zurzeit weder 
im Inland erzeugt noch aus dem Ausland nach­
geschafft werden können. Österreich war bereits 
vor dem Kr i eg in erheblichem Umfang auf die Ein­
fuhr von Maschinen und Maschinenteilen, insbe-
sonderes aus Deutschland, angewiesen. Deutschland 
fällt zumindest vorläufig als Lieferant aus und zur 

Nachschaffung von Maschinen aus anderen leistungs­
fähigen Ländern fehlen Österreich gegenwärt ig die 
erforderlichen Devisen oder Kredite . 

Bestand an Werkseugmaschincn 

l l e zem ber April Jänner 
Industrie IQ37 1Q45 

in Stück 
i94<i 

Elektroindustrie 12.038 T9.327 7.896 
Fahrzeugindustric 13-508 21.043 8.777 
Maschinenbau . . 8.868 18.096 7.276 
Eisen- und Metall-

warenindustrie . 23.693 29.471 23.681 
Eisen- und Stahlbau 2.624. 4.296 I.981 

Der Vergleich mit der Zahl der Werkzeug­
maschinen vor dem Krieg gibt allerdings nur ein 
unvollkommenes Bild über die Verminderung der 
Leistungsfähigkeit dieser Industriezweige, weil die 
verminderte Quali tät der Maschinen nicht berück­
sichtigt wird. 

Die Kapazi tä t der österreichischen Hütten­
industrie wurde während des Krieges stark ver­
größert . In L inz wurden ein riesiger Hüt tenkomplex 
und im Anschluß daran einige Industr ieanlagen ge­
schaffen, deren Einbau in ein harmonisches W i r t -
schaftsgefüge g r o ß e ' Schwierigkeiten bereitet. Die 
Kapazi tä t der Anlagen geht weit über den selbst 
bei optimistischer Einschätzung in Zukunft zu er­
wartenden Inlandsbedarf und die Ausfuhrmöglich-
keiten hinaus. Die vorhandenen Anlagen ermögli­
chen eine Roheisenerzeugung von etwa 1-6 Mill. t, 
für die selbst die Erzbasis des Erzberges auf die 
Dauer nicht ausreichen würde. Darüber hinaus 
fehlen jedoch die VerarbeitungsmÖgUchkeiten für 
eine derart ige Roheisenerzeugung. Dagegen wurde 
durch den Abt ranspor t der modernen Walzstrecke 
in Donawdtz und sonstige Demontagen die Walz­
werk skapazitat auf 180.000 bis 200.000 t herab­
gesetzt. Es ist vorläufig noch ein Problem, wie 
gegebenenfalls die Erzeugung • von zwei oder drei 
Hochofen verarbeitet werden soll. E in besonderer 
Mangel- besteht an Blechwalzwerken, während Rohre 
überhaupt nicht erzeugt werden können. Auch die 
Kapazi tä t der Edelstahlerzeugung hat durch De­
montagen größere Einbußen erlitten. So besteht also 
zwischen der überdimensionierten Roheisenkapazität 
einerseits und der Walzwerkskapazi tä t andererseits 
ein starkes Mißverhältnis . Eine teilweise Ausnützung 
der Kapazi tä t in beiden Großanlagen, etwa durch 
den Betrieb von einem Hochofen in Linz und einem 
in Donawitz , wie sie zur Zeit geplant ist, stellt nur 
eine Notlösung da. Die Lösung dieses schwierigen 
Problems muß auf der Basis gesamtwirtschaftlicher 
Überlegungen gefunden w rerden, wenn die ÖsterreL 
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cbiscbc Eisenindustrie nicht mit strukturellen Nach­
teilen belastet werden soll, die ihre Konkurrenz­
fähigkeit auf dem Wel tmark t nach .Eintritt nor­
maler Verhältnisse beschränkt. 

Eine weitere Uberkapazität besteht in der Alu-
miniumerzeugung. Die derzeitige Kapazi tä t beträgt 
etwa 69.000 t jährlich, gegenüber 9.000 t im 
Jahre 1937. Die während des Krieges neu errichtete 
riesige Anlage in Ranshofen kann infolge ihres un­
günstigen Standortes (Österreich muß Tonerde im­
portieren und den Strom für Ranshofen aus Bayern 
beziehen), in der österreichischen Friedenswirtschaft 
nicht voll ausgenützt werden. Gegenüber der großen 
Aluminiumerzeugungskapazität fehlen die Weiter­
verarbeitungsmöglichkeiten, da fast alle Buntmetall­
walzwerke nach Kriegsende abmontiert wurden. 
Aluminium muß daher derzeit auf Eisenstrecken ge­
walzt werden, wodurch die Quali tät der Aluminium­
erzeugnisse s tark leidet und außerdem ein fTell der 
ohnehin zu geringen Eisenwalzkapazität verloren 
geht. 

Auch in der chemischen Industrie haben sich 
starke KapazitätsVeränderungen ergeben. Die che­
mische Industr ie Österreichs war bereits vor dem 
Jahre 1938 unorganisch aufgebaut und stark vom 
Ausland abhängig. Durch die Kriegsereignisse 
wurden vor allem die Erzeugungskapazi tä ten von 
Schwefelsäure und von Gummi stark vermindert und 
damit schwer zu überbrückende Engpässe geschaffen. 
Durch den Ausfall des Werkes Moosbierbaum z. B. 
ist die Erzeugung von Schwefelsäure nur in der 
Anlage in Lies ing möglich, deren Kapazi tät nicht 
einmal ausreicht, um den Bedarf der Zellwollefabrik 
Eenzing zu decken. Anderersei ts wurde durch die 
Err ich tung der Stickstoffwerke i n E i n z die Kapazi tät 
der Stickstofferzeugung stark vergrößert . Aber auch 
hier bestehen Zweifel, ob die Anlage, deren E r ­
zeugungsmöglichkeit über den Inlandsbedarf hinaus­
geht, unter normalen Wirtschaftsverhältnissen aus­
genützt werden kann. 

Geschätzte Kapazität der chemischen Industrie 
1937 - 1 9 4 6 

Produkt Jiihrl. l ' j rmiguugsmögl ichl te i t 
in Tonnen 

Schwefelsäure 58.000 14.700 
Soda' 98.000 98.000 
Kalziumkarbid 6.000 7.000 
Gummi 30.000 2.400 
Wasserstoffsuperoxyd . . . 5.600 5.600 
Superphosphate 54.000 27.000 
Stickstoff 1.500" 61.500 

Gegenüber den schweren Kapazitätseinbußen 
und ' s t a rken Disproport ionali täten in der Eisen- und. 
Metall industrie sowie in der chemischen Industr ie 

hat die Kapazi tä t der Textilindustrie, der Beklei­

dungsindustrie sowie der Papierindustrie unter den 
Kriegsfolgen relativ weniger gelitten. E in zuver­
lässiger Überblick der Erzeugungsmöglichkeiten liegt 
jedoch insbesondere in der Text i l industr ie noch nicht 
vor. Jedenfalls bietet sich durch die während des 
Krieges errichtete Zellwollefabrik Penzing mit einer 
geschätzten Jahreskapazi tä t von 22.000 1 die Mög­
lichkeit, einen erheblichen Teil des Spinnstoffbedarfes 
durch heimische Rohstoffquellen zu decken. 

Die Produktion im Jahre 1946 

Im .Laufe des Jahres konnte in fast allen wich­
tigen Industriezweigen die Produkt ion wieder auf­
genommen werden. Eine Reihe von wichtigen Be 
trieben wurde wieder instand gesetzt und einige 
strukturelle Engpässe wurden überwunden. Dieser 
neuen Rcalkapitalbildung steht aber in vielen Zwei­
gen ein weiterer Substanzverzehr gegenüber, da der 
Ersa tz von veralteten Maschinen meist nicht mög­
lich war und viele Betriebe noch von alten Lager­
vorräten zehrten. Darüber hinaus machte sich ein 
zunehmender Mangel an Ersatztei len, die früher 
meist aus Deutschland bezogen wurden, bemerkbar, 
so daß neue Produktionshemmnisse entstanden. 

Der zentrale Engpaß der österreichischen In­
dustrie, der auch gegen Ende des Jahres den völligen 
Zusammenbruch der Wirtschaft herbeiführte, war 
neben dem Mangel an Arbeitskräften und Roh­
stoffen vor allem die ungenügende Versorgung mit 
Kohle. Die Elektrizi tätswirtschaft wäre bei genü­
gender Belieferung mit Brennstoffen in der Lage 
gewesen, den Mangel an Wasserkraf ts t rom durch 
die Erzeugung kalorischer Elektrizi tät auszuglei­
chen, da die Kapazitäten hiezu ausreichen. 

1946 
ni % v , 1937 

Energieversorgung der Industrie 

1937 194** 

Kohle (Steinkohlenbasis) 
in I O O O * 1.985 *•) 1.135 57'2 

Elek t i sche Energie 
Mill. k W h J . 5 3 " J ° 4 ° 

1 ) Ohne Hütte Linz. 

Besonders hemmend für die Entwicklung der 
Produktion wirkte sich weiters der Umstand aus, 
daß in Ost-Österreich mehr als 200 Betriebe unter 
dem Titel „Deutsches Eigentum" beschlagnahmt 
wurden, darunter die gesamte Erdölindustr ie , ein 
Großteil der Elektroindustr ie, der chemischen In­
dustrie sowie der Eisen- und Metallindustrie. Da­
durch wurde nicht nur ein im einzelnen nicht fest­
stellbarer Teil der Produkt ion dieser Betriebe der 
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österreichischen Wirtschaft entzogen, sondern auch 
die Koordinierung der Produkt ion der Österreichi­
schen Wirtschaft unmöglich gemacht, da diese Be­
triebe sich nicht an die wirtschaftspolitischen Maß­
nahmen der österreichischen Regierung gebunden 
fühlen. 

Zuverlässige statistische Daten über die Pro­
dukt ans entwickhing liegen nur für wenige Industrien 
vor. Insbesondere über die Produkt ion der Ver-
branchsgüterindustr ie läßt sich kein umfassendes 
Bild gewinnen. Im Durchschnitt dürfte jedoch die. 
Industr ieproduktion im lahre 1946 nur etwa ein 
Drittel der Produkt ion des Jahres 1937 betragen 
haben. 

I m Bergbau konnten im Jahre 1946 in den 
meisten Zweigen wegen Arbeitermangel und geringer 
Leistungsfähigkeit der Bergarbeiter infolge schlechter 
Ernährui lg und Ausrüs tung die friedensmäßigen 
Förderungsziffern bei weitem nicht erreicht werden. 
Lediglich die Salzerzeugung war fast so hoch wie 
im Jahre 1937. 

Förderleistungen im Bergbau 

in 1000 / . 

Braunkohle 3*24] "8 2-402 - J 74"! 
Steinkohle 230-2 108-3 47'° 
E i senerz 1.884 _7 460-1 24-4 
Blei-Zinkerz . . . . 112-8 34-0 30-1 
Salz-Sole in iooo in-ä . 537*4 526'] 07-9 

( Rohmagnesit . . . . 397*9 9 P 5 23-0 
Graphit 18-2 0-3 1-6 

Abb. 5. Der Bergbau im Jahre 1946 
(Logar i thmischer Maßs t ab ; 0 1 9 3 7 = = 
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Als typische Folge der Mangellage zeigt sich 
die 'Pendenz, den Abbau auch in qualitativ schlech­
teren Revieren, die vor dem Krieg infolge Unren-
tabilität stillgelegt waren, wieder aufzunehmen. So 
ist z. B. der Kupiererzbergbau in Österreich unter 
normalen Wirtschaftsverhältnisseu unrentabel, da 
die Kupfererzvorkommcn zwar mengenmäßig nicht 
unbedeutend, aber qualitativ minderwert ig sind. Der 
Österreichische Kupfererzbergbau konnte deshalb 
schon vor dem Krieg den Weltmarktpreisen nicht 
standhalten und wurde bis auf zwei kleinere Betriebe 
in Tirol eingestellt. Im Jahre 1937 wurden nur 
noch 7 .2001 Roherz mit einem Kupfergehalt von 
1 1 7 / gefördert, während zum Teil aus eingeführten 
Frzen in der Hüt te Brixlegg 2.074 / Kupfer 
erzeugt und außerdem rund 19.000 i Kupfer im­
portiert wurden. Im Laufe des Jahres 1946 wurde 
nun der Kupfererzbergbau in Mit terberg (Salzburg), 
der seit der Wirtschaftskrise eingestellt war, wieder 
aufgenommen. Bis Jahresende wurden 5-523 / 
Kupfererz gefördert. 

. In der Eisenindustrie konnte die Roheisen­
erzeugung infolge Kohlenmangels erst im August 
1946 in einem Hochofen in Donawitz und im Oktober 
in einem kleinen Holzkohlenhochofen in Sulzau bei 
Werfen aufgenommen werden; bis Jahresende wur­
den 57.867 t Roheisen erzeugt. Demgegenüber waren 
im Jahre 1937 außer dem Holzkohlenhochofcn drei 
Hochöfen in der Steiermark in Betrieb. Die P ro ­
duktion von Rohstahl und Walzwerks waren er­
reichte im Jahre 1946 etwa 3 0 % des Jahres 1937. 

Abb. 6. Die Eisenproduktion im Jahre 1946 
(Logar i thmischer Maßs t ab ; q 1937 = ioo) 
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Eisenerzeugung 

l-rotlukl 1937 I M 6 i n o / ' ^ f , M ? 

in iooo / 

Roheisen 389-1 57'9 M'9 
Rohstahl 6 4 9 7 187-0 28-8 • 
Walzwerkswarcn . . . . 427-3 122-2 28-6 
Stahlformguß 7-4 1-9 25-9 

Die Aluminiumer zeugung wurde ebenfalls im 
August aufgenommen, mußte jedoch bereits im 
Oktober wieder wegen Strommangel eingestellt 
werden. Da die Vorra te an Tonerde gering waren, 
konnte die riesige Kapazi tä t nur etwa zu 6 % aus­
genützt werden. Insgesamt wurden in den drei Mo­
naten r.035 * Aluminium erzeugt, gegenüber rund 
4.000 t im Jahre 1937. 

Die für den Außenhandel wichtige Magnesit­

industrie produzier te im Durchschnit t 20 bis 4 5 % 

der Vorkriegsleistungen, 

Magnesiterzeugung 

Produkt 
in 1000 t 

Rohmagnesit 397'9 91'5 23-0 
Sinter-Magnesit . . . . 109-5 26-2 23-9 
Kaustisch gebr. 

Magnesit . . . . . . 47-1 20-7 43-9 
Magnesit-Ziegel 

und -Platten . . . . . 60*5 25-9 42-8 

Insgesamt wurden rund 32.000 t Magnesi t­
produkte im Wer te von 23 Mill. S. export ier t . 
Mengenmäßig hat damit die Ausfuhr erst 1 8 % ' , 

wertmäßig dagegen, auf Grund der Preiss teigerun­
gen auf dem Weltmarkt , bereits 6 6 % des Jahres 
1937 erreicht. 

Die Baustoffindustrie hat te vor allen anKohlen-
und Arbeitermangel zu leiden und konnte ihre Ka­
pazität nur zum Teil ausnützen. Insbesondere die 
Zementindustrie war trotz relativ hoher Erzeugung 
gegenüber der Vorkriegszeit nur etwa zu einem 
Dri t te l ausgenützt. 

1946 
in o/n v. 1937 

Baustoff er Zeugung 

P r o d u k t 1937 1946 

Zement i o o o ; . . . . . 429-0 366-6 85-5 
Mauerziegel, Mill. St. . 648-0 157-0 24*2 
Dachziegel, Mill. St. . 128-0 4 1 4 32-3 
Flachglas 1000 m s . . i.sgö'o1) 2.697-9 169-0 
x ) 1936. 

Das. größte Hemmnis für die Entwicklung der 
Papiererzeugung war die Verr ingerung des Holz­
aufkommens, während mit (der gegenwärtigen Ka­
pazi tät der Produkt ionsumfang des Jahres 1937 er­
reicht werden könnte. Im abgelaufenen Jah r waren 

für .d ie Papier industr ie nur etwa 4 0 % der Schleif-
holzzuteilungen des Jahres 1937 vorgesehen, doch 
auch diese Ziffer konnte nicht voll erfüllt werden, 
so daß die Papierproduktion stark hinter den frie­
densmäßigen Leistungen zurückblieb, 

Erzeugung der Papierindustrie 

Produkt 1937 ig-e ; i l *ff£m7 

in moo ( 
Holzschliff . . . . . \ . 110 32 29-1 
Zellulose 304 40 13-2 
Papier 232 95 40-9 
Pappe 64 21 32-8 

Die Kapazi tä tsausnutzung in der Textilindustrie 

betrug durchschnittlich 30 bis 5 0 % . E ine Erhöhung 
der Kapazi tä tsausnutzung scheiterte am .Mangel au 
Facharbei tern. N u r etwa 40 % des Arbeitskräfte­
bedarfes konnten gedeckt werden, während die Roh­
stoffversorgung, in erster Linie durch den Abschluß 
von Veredlungsgeschäften, im allgemeinen ausrei­
chend war. Von der Gesamtproduktion diente nur 
ein geringer Teil zur Versorgung des Inlands­
marktes , so daß insbesondere für Ost-Österreich 
die Versorgung der Bevölkerung mit Texti l ien nicht 
einmal den dringendsten Bedarf decken konnte. 

.Erzeugung der- Textilindustrie 

Produkt. 1937 1946 
1946 

In o/B v. 1937 

Baumwollspinnerei 1000 t - 32-5 12-2 37-5 
Wollspinnerei 1000 t . 8-4 2-9 34'5 
Baumwollweberei Mill. m . 108-5 38-4 35'4 
Wollweberei Mill. m . . . 12-3 3-0 24-4 

Da das inländische Häuteaufkommen gegenüber 
dem Jahre 1937 um 60%; gesunken ist und zu­
sätzliche Einfuhren an Rohhäuten, die im Jahre 1937 

etwa 6.000 t betrugen, nicht möglich waren, wurde 
die Kapazi tä t der Lederindustrie und die aller nach­
gelagerten Produktionsstufen nur zu einem Bruch­
teil ausgenützt. I m Jahre 1946 wurden etwa 
850.000 P a a r Schuhe erzeugt, die zum überwiegen­
den Teil im Inland abgesetzt wurden, während 
selbst im Jah re 1937, das infolge der hohen Arbei ts­
losigkeit keineswegs einen Normalverbrauch auf­
weist, etwa 4-5 Mill. P a a r Schuhe verkauft wurden. 

Verkehr 

Die Beanspruchung der Verkejirseinrkhtungen 
ist im Jahre 1946 nicht, wie auf Grund des ein­
geschränkten Produktionsvolumens hätte erwartet 
werden können, gesunken, sondern im Gegenteil 
durch die außerordentliche Inanspruchnahme von 
Verkehrsleistungen durch die Besatzungstruppen, 
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austausch mit den nördlichen Staaten und der Durch-
zugsverkehr in der Nordsüdr ichtung gehemmt. 

Nach Kriegsende befanden sich auf österreichi­
schem Staatsgebiet eine große Zahl von Zugsfördc-
rungsmitteln aus verschiedenen Staaten, ohne daß es 
möglich war, die früheren Eigentümer des rollenden 
Materials eindeutig festzustellen 1 ) . Ein Großteil der 
Fahrzeuge war reparaturbedürft ig. Die rasche Wie­
derherstellung des beschädigten Fuhrparkes scheiterte 
vor allem am Mangel an Reparaturwerkstä t ten, die 
durch den Kr ieg große Kapazitätseinbußen erlitten 
haben. Der fahrbereite Fuhrpark war daher mit Aus­
nahme der Güterwagen kleiner als im Jahre 1937 
und in äußerst schlechtem Zustand. 

Fahrbereiter Fuhrpark der österreichischen Slaals-

eisenb ahnen 
1937 1946 ') 1940 i" % 

in S tück v o n 1937 

Lokomotiven 2.237 I . I I I 49*7 
Güterwagen . . . . . 32.990 60.000 181-9 
Personenwagen . . . . 6.000 3-937 65-6 

*) Schätzungen unter Berücksichtigung des Fuhr­
parkes, dessen Besitzverhältnisse noch ungeklärt sind, 

. Die Verkehrsleistungen der Eisenbahnen er­
reichten im Jahre 1946 rund 8 0 % des Jahres 1937. 

Verkehrsleislungen der Österreichischen Staats­

eisenbahnen 

N u tz I a s tto 11 ne rrk i 1 o nie te r 
1937 1946 1946 in % 

Mil l ionen von 1937 

Personenzüge . . . . 412-8 477 - 6 115-7 
Güterzüge 3-784'S 2.864-4 7 5 7 

Insgesamt . . . . . 4.197*6 3.342-0 79-6 

Die Leistungen in den einzelnen Monaten wichen 
jedoch je nach der Kohlenbelieferung stark vom 
Jahresdurchschnit t ab. Insbesondere im ersten Vier­
teljahr wurden monatlich nur etwa 4 6 % der Nutz­
lasttonnenkilometer des Monatsdurchschnittes im 
Jahre 1937 zurückgelegt. Mit Einbruch der Energie­
krise im Win te r 1946/47 mußte zu neuen, starken 
_Verkehrseinscliränkungen gegriffen werden, die aller­
dings erst im Jänner 1947 voll zur Auswirkung ge­
langten. 

Die hohe Nutzlast tonnenkilometerleistung im 
Personenverkehr bei stark eingeschränktem Zugs-
verkehr ist darauf zurückzuführen, daß die Züge 
äußerst s tark überfüllt waren. 

^ ' E r s t im Frühjahr 1947 wurde vom Alliierten Rat 
der Schaffung eines eigenen österreichischen Fuhrparkes 
aus den au'f- österreichischem Boden befindlichen Zugförde­
rungsmitteln etwa im gleichen Umfange wie im Jahre 1937 
zugestimmt. 

5 

weiters durch Flüchtl ingstrausporte und Rück­
führungen von Verlagerungsgut erheblich gestiegen. 
Die Deckung des erhöhten Verkehrsbedarfes war 
jedoch aus verschiedenen Gründen stark behi-ndert, 
so daß wiederholt auftretende Transpor tschwier ig-
keiteu die Entwicklung der Wirtschaft hemmten. 

Das Schwergewicht des Transpor tes lag auf 
dem Landwege, während die Binnenschiffahrt, vor 
allem durch die ungeklärten Rechtsverhältnisse der 
Dohau-Dampfschiffahrts-Gesellscbaft, nur eine unter­
geordnete Rolle spielte. Ein beschränkter .Flugpost­
verkehr erfolgte ausschließlich durch alliierte Flug­
zeuge. 

Das Haupthindernis im Landt ranspor t war der 
, Mangel an Betriebsstoffen, Sowohl im Eisenbahn­

verkehr als auch im Kraftfahrzeugverkehr hätten 
die Verkehrsleistungen bei besserer Kohlen- und 
Treibstoff V e r s o r g u n g bedeutend gesteigert werden 
können, da sowohl der Zustand der Verkehrswege als 
auch die Zahl der Fahrbetr iebsmit tel im allgemeinen 
für ein größeres Verkehrsvolumen ausgereicht hätten. 

Die Unterschiede zwischen West- und Ostöster­
reich traten im Verkehr noch stärker hervor a ls in 
anderen Wirtschaftszweigen. In den westlichen Bun­
desländern herrschten zeitweise fast friedensmäßige 
Verkehrsverhältnisse, während in Ostösterreich selbst 
in den Sommermonaten, in denen zumindest der 
Eisenbahnverkehr seinen Höchsts tand erreichte, 
kaum der dringendste Verkehrsbedarf befriedigt wer­
den konnte. Die unterschiedliche Entwicklung des 
Verkehrs bei der Eisenbahn ist vor allem auf die 
Elektrifizierung der Bahnen in Westösterreich und 
auf die bessere Kohlenversorgung zurückzuführen. 
Im Kraf twagenverkehr standen infolge der Ver­
lagerungen von Kraftfahrzeugen im Westen erheb­
lieh mehr Verkehrsmit tel zur Verfügung als in Ost­
österreich. 

Eisenbahnverkehr 

• Von dem etwa 6.000 km umfassenden Betriebs­
netz der Österreichischen Staatseisenbahnen wurde 
mehr als ein Drit tel aller Strecken und von rund 
6.000 Brücken wurden 373, darunter mehrere große 
Donaubrücken, durch die Kriegsereignisse zerstört . In 
intensiver Arbei t konnte bis Ende 1946 das gesamte 
Betriebsnetz, mit Ausnahme von 44 Brücken, wieder 
hergestellt werden. Stark verkehrshemmend wirkte 
sich vor allem die Zerstörung der Donaubrücken aus, 
von denen nur die Nordwestbahnbrücke in Wien 
wieder notdürft ig hergestellt wurde. Dadurch wurde 
nicht nur der nördlich der Donau gelegene Tei l 
Österreichs verkehrsmäßig weitgehend vom übrigen 
Österreich abgeschnitten, sondern auch der Waren-
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Die Leistungen im Güterverkehr enthalten auch 
Güter t ransporte für die Besät zungsmächte und 
kamen daher nur zum Teil der österreichischen 
Wirtschaft zugute. Die Wagengestel lung betrug 
im Jahre 1946 nur 30 % des Jahres 1937 und 
ist bedeutend stärker zurückgegangen als die Nutz­
lasttonnenkilometerleistung im Güterverkehr. Da das 
durchschnittl iche Ladegewicht nur um etwa 1 0 % 
zugenommen hat, müssen sich die -Beförderungswege 
gegenüber der Vorkriegszeit s tark verlängert haben. 
Dies ist darauf zurückzuführen, daß sich der Güter­
verkehr in erster Linie auf längere Transpor te für 
Besatzungstruppen und für UNRRA-Lie fe rungen 
erstreckte. 

Das finanzielle Ergebnis der Staatseisenbahnen 

war durch das geringe Verkehrsvolumen, durch die 
hohen Betriebsausgaben infolge der Uberal terung und 
qualitativen Verschlechterung des Fuhrparkes sowie 
durch die hohen Aufwendungen für den Wieder­
aufbau äußerst ungünstig. Das Defizit bet rug im 
Jahre 1946 270 Mill. S. 

Gebarnngsergebnis der österreichischen Staats­

eisenbahnen im Jahre 1046 
in iooo S 

Betriebsausgaben . . 586.975 
Außerordentlicher Aufwand für den 

Wiederaufbau 126.360 

Gesamtausgaben . . . . . . . . . . 713.335 
Betriebseinnahmen: 

Reise- und Gepäckverkehr 271.049 
Güterverkehr . . . . . . T47.639 
Sonstiges 24,106 442.794 

Kassaniäßiger Abgang . 270.541 

Die Einnahmen im Reise- und Gepäckverkehr 
waren doppelt so hoch wie im Güterverkehr, während 
im Jahre 1937 das Verhäl tnis gerade umgekehrt war . 
Die Verschiebung der Einnahmerelat ion zugunsten 
des Personenverkehrs ist darauf zurückzuführen, daß 
die Verkehrsleistungen im Reiseverkehr relativ 
größer waren als im Güterverkehr und daß die Tar i fe 
im Personenverkehr im Sommer 1946 hm rund 8 0 % 
erhöht wurden , während die Tar i fe "für den Güter­
verkehr unverändert blieben. Durch die Erhöhung 
der Tar i fe für den Trans i tverkehr sowie den in­
ländischen Güterverkehr werden allerdings die Ein­
nahmen aus dem Güterverkehr im Jahre 1947 wieder 
relativ s tärker ansteigen. 

Straßenverkehr 

Durch die Kriegsereignisse wurden in Ost­
österreich viele Kraftfahrzeuge zerstört, beschädigt 
oder beschlagnahmt, während im Westen zahlreiche 

Abb. 7. Der Verkehr im Jahre 1946 
(Logar i thmischer Maßstab) 

c Nutz las t tonnenki lometer im Personenverkeh i der Staa ts ­
e i senbahnen; 0 1937 = I O O . 

b Nutz las t tonnenki lometer im Güterverkehr der S taa t s ­
e isenbahnen; 0 1937 = 100. 

c Wagenges te l lung im Güterverkehr der Staatseisen­
bahnen ; 0 1937 = I O O . 

d Betr iebski lometer im Öffentlichen Kra f twageuverkehr 
(KÖB -|- P o s t ) ; 0 1936 = 100. 
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VI IX XII 

Fahrzeuge der kapitulierenden deutschen Armee, 
insbesondere Lastkraftwagen, Spezialfahrzeuge und 
Anhänger , zugewachsen sind. Durch die Repara­
turen von Kraftfahrzeugen sowie durch die Liefe­
rungen der U N R R A und die Übergabe von Beute­
fahrzeugen durch die Alliierten wurde im Laufe des 
Jahres 1946 der fahrbereite Kraftfahrzeugbestand 
laufend vermehrt . Im November 1946 be t rug der 
Stand der einsatzbereiten Kraftfahrzeuge bereits 
92.000. Im Vergleich zur Vorkriegszeit hat sich der 
Bestand an Lastkraf twagen, Spezialfahrzeugen und 
Anhängern bedeutend vergrößert , während die Zahl 
der Personenkraftwagen, Omnibusse und Motor­
räder s tark zurückgegangen ist. . 

Fahrbereite Kraftfahrzeuge 

30. I X . 1936 1. X I . 1946 
in Stück 

Personenkraftwagen . - 30.088 17-596 
Omnibusse 2.494 865 
Lastkraftwagen . . - 13-599 20.554 
Motorräder 60.261 4*-7°7 

1946 in % 
v o n 1936 

58-5 
3 4 7 

I5i - i 
69-2 

Seit November 1946 hat sich die Zahl der 
Kraftfahrzeuge weiter erhöht, und im Februar 1947 
waren bereits rund 95.800 Kraftfahrzeuge aller A r t 
als fahrbereit registriert , gegenüber rund 110.600 im 
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Jahre 1936. Gegenüber der Vorkriegszeit hat sich 
allerdings die Quali tät der Fahrzeuge s tark ver­
schlechtert, viele sind überaltert oder nur notdürft ig 
repariert und daher wenig leistungsfähig. Bei den 
Lastkraf twagen muß außerdem berücksichtigt wer­
den, daß die Tragfähigkei t im Jahre 1946 durch­
schnittlich nur lY^t be t rug gegenüber durchschnitt­
lich 3 t im Jahre 1936, sodaß das Transpor t ­
volumen t rotz erhöhter Zahl der Lastkraf twagen 
zurückgegangen ist. Darüber hinaus hemmte die 
ungleichmäßige Vertei lung auf die einzelnen Be­
satzungszonen eine rationelle Ausnützung des Kraft­
fahrzeugbestandes. In Westösterreich war der Kraft­
fahrzeugbestand bei allen Typen mit Ausnahme der 
Autobusse größer, in Ostösterreich bei allen Typen 
mit Ausnahme der Zugmaschinen zum Teil bedeu­
tend geringer als vor dem Kriege. Während im 
Jahre 1936 rund 6 3 % des Kraftfahrzeugbestandes 
auf Ostösterreich entfielen, waren es im November 
1946 n u r . r u n d 3 5 % (im Februa r 1947 rund 3 7 % ) . 

In dem Maße, als sich der Kraftfahrzeugbestand 
vermehrte, machte sich der Mangel an Treibstoffen 
(die Österreich zur Verfügung gestellten monat­
lichen Benzinmengen aus Zistersdorf reichen kaum 
zur Aufrechterhaltung des dringendsten Kraf twagen­
verkehrs aus) sowie der Mangel an Ersatztei len und 
vor allem an Reifen bemerkbar. 

Im öffentlichen Omnibuslinienverkehr wurden 
im Jahre 1946 bereits 9 0 % ' der Betriebskilometer 
des Jahres 1936 zurückgelegt, obwohl die Zahl der 
fahrbereiten Omnibusse fast auf ein Drittel ge­
sunken ist. Die einzelneu Fahrzeuge wurden da­
durch s tark überbeansprucht. (Die durchschnittliche 
Kilometerleistung je Wagen war z . B . bei d e r K Ö B 1 ) 
mit 3276 km um 4 0 % größer als im Jahre 1937O 

Verkehr sleishmgen der Omnibuslinien 
Fahrki lometer 1946 
1936 1946 in °y<j 

in 1000 von 193G 

ICÖB 7 4 0 4 2.604 35'2 
P o s t 7.860 11.184 142-3 

Zusammen . , . 15.264 13.; 90:3 

Stadtverkehr 

Die erhöhte Beanspruchung der Verkehrsmit tel 
durch den Personenverkehr, die bereits im Reise­
verkehr der Staätseisenbahnen festgestellt wurde, 
zeigte sich noch deutlicher im Lokalverkehr in den 
einzelnen Städten, wo der Steigerung der Verkehrs­
leistungen in der Regel weniger technische Schwie­
rigkeiten entgegenstanden als im Eisenbahnverkehr. 
Die Zahl der auf der Straßenbahn beförderten Per ­

sonen war in allen Städten, zum Teil sogar um ein 
Vielfaches, hoher als vor dem Krieg. 

Verkehrsleistungen der Straßenbahnen 

Beförderte Personen 1946 

'937 1946 in o/ n 

in Mi l l ionen von 1937 

Wien 1 ) . . . . . . 472-8 615-6 130*2 
St. Pölten • • 0'3 433"3 

8-o 33-8 422-5 
Innsbruck . . • • 3 0 19-8 6o-o 
Klagenfurt . . . , 4-0 14-2 3S5'0 

S9-o . 
l ) einschließlich Stadtbahn. 

Die Zunahme der Zahl der beförderten Per ­
sonen stellte insbesondere in Wien, wo die Zahl der 
betriebsfähigen Wagen durch die Kriegseinwirkun­
gen stark abgenommen hat, große Anforderungen 
an die Straßenbahnen, denen nur unvollkommen ent­
sprochen werden konnte. Im Jahre 1946 waren im 
Durchschnit t um 3 7 % weniger Wagen in Betrieb 
als im Jahre 1938, sodaß pro Wagen monatlich 
33.400 Personen befördert wurden gegenüber 
16.900 Personen im Jahre 1938. 

Der Straßenbahnverkehr gibt allerdings kein 
vollständiges Bild über das zunehmende Verkehrs­
bedürfnis in den Städten. Während in Wien die Er­
höhung des Straßenbahnverkehrs zum Teil auf die 
Einschränkung des Autobusverkehrs zurückzuführen 
ist, wurden in den westlichen Bundeshauptstädten 
neue Obuslinien eingerichtet, deren Betriebsnetz zum 
Beispiel in Linz bereits das der Straßenbahnen 
'übersteigt.. In diesen Städten ist der Lokal verkehr 
bedeutend stärker gestiegen als die Zunahme der be­
förderten Personen auf der Straßenbahn. 

Außenhandel 

Der kommerzielle Außenhandel 

Nach den Meldungen der Zollämter 2 ) wurden 
im Jahre 1946 24-1 Mill. q Waren im Wer te von 
250-9 Mill. S eingeführt und 5*4 Mill. q im W e r t e 
von 219*3 Mill. S ausgeführt. Der Einfuhrüberschuß 
von 31-5 Mill. S ist hauptsächlich auf die Kohlen­
lieferungen aus Deutschland (i*S6 Mill. i auf Stein­
kohlenbasis) zurückzuführen, deren endgültige Ver­
rechnung bisher noch ungeklärt ist. 

Der durch die Zollämter erfaßte reguläre 
Außenhandel bet rug wertmäßig nur etwa 1 8 % und 
unter Berücksichtigung der Preissteigerungen real 
nur etwa 8 % des Außenhandelsvolumens im Jahre 

l) Kraf twagenbet r ieb der Österreichischen Bundes­
bahnen. 

2 ) Die Zollämter erfassen nur entgeltliche Waren­
lieferungen im Sinne der handelsstatistischen Grundsätze, 
nicht aber Lieferungen der UNRRA, der Alliierten und die 
Liebes gab ensendungen. 

5* 
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Der kommerzielle Außenhandel 

J a h r 

E i n f u h r A u s f u h r 
M e n g e 

in iooo q 
61.798 
24.068 

39"0 

W e r t 
in M i l l . S 

1 4 5 3 7 
250-9 

1 7 ' 3 

M e n g e 
in iooo q 

38.087 
5-382 

14*1 

W e r t 
in M i l l . K 

I .216-9 

219*3 
l8 '0 

1 9 3 7 1 ) 

I!MG s) ' 
1946 in % v. 1 9 3 7 . 

*) Ohne Gold und Silber. 
a) Einschließlich der Kohlen!ieferungen aus Deutsch­

land, vorläufig bewertet zu den deutschen Stoppreisen von 
rund 30 S je i (Weltmarktpreis rund 100 S je i). 

1937. Der Außenhandel ist damit im Vergleich zu 
den.übrigen Wirtschaftszweigen am weitesten hinter 
dem Vorkriegsumfang zurückgeblieben, obwohl in­
folge des Preisgefälles zwischen Inland und Aus­
land ein starker Expor tanre iz gegeben war. Das be­
scheidene Volumen des kommerziellen Außenhandels 
ergab sich vor allem aus der s tark verminderten 
Leistungsfähigkeit der Industrie, die im Jahre 1946 

erst in geringem Umfange Austauschprodukte be­
reitstellen konnte. Dazu kam, daß während des Kr ie ­
ges und während der Besatzungszeit wertvolle Ver­
bindungen mit den ausländischen Handelspar tnern 
verloren gegangen sind und die wirtschaftliche Lei­
stungsfähigkeit der meisten früheren Bezugsländer 
ebenfalls durch den Kr ieg geschwächt wurde, so 
daß sie gerade in jenen Gütern, die Österreich am 
dringendsten brauchte, keinen Expor tüberschuß ver­
fügbar hatten. Darüber hinaus erschwerten die un­
geordnete Währungslage, unsichere Rechtsverhält­
nisse, das komplizierte Genehmigungsverfahren so-

Abb. 8. Der kommerzielle Außenhandel im Jahre 1946 
(Logarithmischer Maßstab) 
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wie die mangelhaft funktionierende Nachrichten­
übermit t lung zusätzlich den Abschluß von Außen­
handelsgeschäften. 

Der Außenhandel wickelte sich in den ersten 
Monaten des Jahres 1946 noch überwiegend in der 
Form primit iver Kompensationsgeschäfte ab. Im 
Laufe, des Jahres 1946 konnte vor allem durch den 
Abschluß von Handels- und Zahlungsabkommen mit 
einer Reihe europäischer Staaten, wie Italien, 
Schweiz, Großbri tannien, Frankreich und Polen, das 
Außenhandelsvolumen bedeutend erweitert werden. _ 
Die Kompensationsgeschäfte wurden immer mehr 
eingeschränkt und dafür Außenhandelsgeschäfte im 
Clearingverkehr bzw. gegen freie Devisen abge­
wickelt. Von besonderer Bedeutung war ferner der 
Veredelungsverkehr, der insbesondere in der Tex t i l ­
industrie die Versorgung mit Rohstoffen ermög­
lichte. 

V er edlungs geschalte im Jahre 19461) 
E i n f u h r A u s f u h r A r b e i t s l o h n 

in 1000 S 

Abgeschlossene Geschäfte . . 78.493 78.763 39-593 
Durchgeführte Lieferungen . 21.040 5-885 

*) Nach Meldungen des Warenverkehrsbüros. — 

Der Außenhandel wurde überwiegend mit den 
unmittelbaren Nachbarstaaten getätigt . Allein der 
Handelsverkehr mit der Schweiz, der CSR und mit 
Italien umfaßte im Jahre 1946 rund 6 4 % des 
kommerziellen Außenhandels (gegenüber 23 % im 
Jahre 1 9 3 7 ) ; - au f überseeische Staaten entfielen nur 
7%' (gegenüber -17% im Jahre 1 9 3 7 ) . 

Der kommerzielle Außenhandel nach Ländern' 
937 1945 

G e b i e t E i n f u h i A u s f u h r E i n f u h i A u s f u h r 

E u r o p a 
i n 

E u r o p a 
Nord- und Westeuropa 13*2 .- 15-8 6 7 9'9 
Deutschland • I6 - I 14-8 23-8 2"I 

Sonstige Nachbarstaaten . 36-7 4 I - I 6a-1 78-2 
Ost- und Südosteuropa • 13-9 I 4 ' 4 3 * 9 • r 8 

Europa zus. . . . 79-9 86-i 94-5 . 92-0 
. 20-1 1 3 * 9 5"5 8-0 

Insgesamt . . . ioo-o 100-0 I O O ' O ioo-o 

VI fX XII 

Diese Umschichtung im Außenhandel ist 
darauf zurückzuführen, daß die Handelsbeziehungen 
mit den Nachbarstaaten verhäl tnismäßig leichter 
wieder angeknüpft . werden konnten als mit den 
t ranspor tungünst iger ' gelegenen Ländern, und darf 
nicht als ein Zeichen für einen dauernden Struktur­
wandel im österreichischen Außenhandel gewertet 
werden. Ausfuhrüberschüsse wurden hauptsächlich im 
Handelsverkehr mit Italien (18-4 Mill. S) , den U S A 
(5-6 Mill. S ) , Frankreich (4-7 Mill. S ) , Jugoslawien 



(3-5 Mill. S ) , der Schweiz (2-8 Mill. S ) .und Schwe­
den (2-3 Mill . S) erzielt. Dagegen überwog die Hin­
fuhr im Verkehr mit Deutschland (55-2 Mill. S ) , 
Polen (4-4 Mill. S) , den Niederlanden ( 3 7 Mill. S) , 
Ungarn (3-3 Mill. S) und Brasilien (2-3 Mill. S ) . 

Auch die warenmäßige Zusammensetzung des 
kommerziellen Außenhandels weist gegenüber 1.937 
einige Veränderungen auf. 

Der kommerzielle Außenhandel im letzten Quartal 

der Jahre 193? und' 1946 nach Warengruppen 
Oktober bis D e z e m b e r 

r~ l 937 ' 9 4 ö 

Lruppe Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
in % 

Lebende Tiere . . 6-4 i'5 o-6 1*9 
Nahrungsmitteln 

und Getränke . 22"4 3'5 I 3 - 0 1*7 
Rohstoffe und halb­

fertige Waren . 4i"0 28-4 "58-1 20'9 
Fertige Waren . 30-2 66-6 28-3 75-5 

Insgesamt . IOO'O ioo-o I O O ' O ioo-o 

Wie die vorstehende Übersicht für das letzte 
Quartal 1946 (eine Aufgliederung für das gesamte 
Jahr liegt nicht vor) zeigt, waren die Bemühungen 
des Einfuhrhandels verhältnismäßig noch stärker als 
vor dem Kriege auf die Einfuhr der fehlenden Roh­
stoffe und halbfertigen Waren konzentriert . Die im 
Jahre 1946 im normalen Handelsverkehr eingeführ­
ten Lebensmittel im Wer te von rund 21 Mill. S 
( 1 3 % der Gesamteinfuhr) deckten nur etwa 1% 
des Nahrungsmit telverbrauches. 

Außenhandelsbilanz 

' Bei der Beurtei lung der vorliegenden Außen­
handel sziffern darf nicht übersehen werden, daß der 
kommerzielle Außenhandel im Jahre 1946 nur einen 
Bruchteil des gesamten, über die österreichischen 
Staatsgrenzen gegangenen Warenverkehrs umfaßte. 
Der weitaus größere Tei l der Aus- und Einfuhr 
wickelte sich in anderen Formen ab, und zwar auf 
der Einfuhrseite durch die Lieferungen der U N R R A 
und der alliierten Mächte sowie durch sonstige 
Hilfssendungen ausländischer Staaten, auf der Aus-
i'uhrseite in Form direkter oder indirekter Expor te 
der Besatzungsmächte. 

Die Gesamteinfuhr Österreichs im Jahre 1946 
kann etwa auf 173 Mill. Dollar (Wer t 1946) ge­
schätzt werden. Dies entspricht nicht ganz der 
Hälfte der Einfuhr des Jahres 1937. 

Auf die kommerzielle Einfuhr (ohne die Koh­
lenlieferungen aus Deutschland) entfielen demnach 
nur rund 1 1 % der Gesamteinfuhr. Die Lebensmittel­
importe betrugen rund 125 Mill. Dol lar oder 7 0 % 
der Gesamteinfuhr. Demgegenüber war der Anteil 

Die gesamte Hinfuhr im Jahre 'T946 

Beze ichnung ( W e , . t I 9 4 f l , 7° 

„Reguläre" Einfuhr 1 ) I 9 ' 8 i i ' 4 
Kohlenlieferungen aus Deutschland 2) . . . i6 ' o 9-2 
Nahrungsniittellieferungcn der Militär­

regierungen (Jänner—März) 35'° 2 f l ' 2 

TJNRRA-Lieferungen (April—Dezember, 
einschließlich vergüteter Militärlieferun­
gen) *) 90-9 52*4 

Internationale Lebensmittelhilfslieferungen 3) i Q ' O 5-8 
Ankauf von USFA-Demobilisierungs-

Eütern B) . . • i'7 1*0 
Insgesamt . . . 1 7 3 - 4 I 0 0 " ° 

*) Ohne Kohlenlieferungen aus Deutschland; umge­
rechnet zum offiziellen Dollar-Kurs. 

2 ) Kohle (auf Steinkohlenbasis) bewertet zu Welt­
marktpreisen (1 t = 10 Dollar) . 

3 ) Schätzungen. 
*) Nach Angaben des UNRRA-Büros . 
G ) Im Jahre 1946 beanspruchter Teil des io-Mül.-Dollar-

kredits der U S A zum Ankauf von Demobilisierungsgütern. 

der importierten Nahrungsmit te l und lebenden Tiere 
an der Gesamteinfuhr im Jahre 1937 nur rund 2 8 % . 
Obwohl die Nahrungsmitteleinfuhren im Jahre 1946 
mengenmäßig fast so groß w a r e n - w i e im Jahre 
1937, konnten den NichtSelbstversorgern infolge der 
unzureichenden Eigenaufbringung nur völlig unzu­
reichende Lebensmittelrat ionen gesichert werden. 

Auch auf der Ausfuhrseite umfassen die kom­
merziellen Ausfuhren, wie sie von den Zollämtern 
erfaßt wurden, nur einen Tei l der Leistungen, die 
von der österreichischen Volkswirtschaft direkt oder 
indirekt an das Ausland erbracht wurden und daher 
für die heimische Bevölkerung nicht verfügbar' 
waren. Vor allem konnten die Leistungen an die 
Besatzungstruppen nicht berücksichtigt werden. ,Der 
von den Besatzungsmächten in Anspruch genommene 
Teil des österreichischen Sozialproduktes läßt sich 
nur ungefähr abschätzen. Allein für direkte Be­
satzungskosten wurden im abgelaufenen Jahr ein-
schießüch der den Alliierten bei Einführung der 
Schil l ingwährung zur Verfügung gestellten Beträge 
2.792 Mill. S ausgegeben. Wieviel von dieser Summe 
tatsächlich zum Ankauf Österreichischer Güter und 
Dienstleistungen verwendet wurde, ist nicht genau 
bekannt . 1 ) Außerdem wurden über die direkten Bc-

1 ) Nimmt man an, daß von den Besatzungskosten nur 
1-8 Mrd. S zu etwa doppelten Preisen gegenüber dem Jahre 
1937 realisiert wurden (diese Annahme erscheint dadurch 
einigermaßen begründet, daß nur ein Teil der erworbenen 
Güter und Dienstleistungen zu offiziellen Inlandspreisen be­
zahlt wurde, während viele Waren zu stark überhöhten 
Preisen gekauft wurden), so entspricht dies rund 270 Mill. 
Dollar. Dieser Betrag ist doppelt so hoch wie die gesamten 
UNRRA-Lieferungen, einschließlich der Nahrungsmittel­
einfuhren der Militärbehörden und der internationalen 
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satzungskosten hinaus der österreichischen Wir t ­
schaft noch weitere Teile des Volkseinkommens ent­
zogen, während andererseits Österreich durch die 
Besatzungstruppen, abgesehen von den Lebensmittel­
lieferungen, die bei der Hinfuhr in Rechnung gestellt 
wurden, auch wertvolle Hilfe geleistet wurde. 

Preisniveauunterschiede im Außenhandel 

Die Pa r i t ä t des Schilling gegenüber dem Dollar 
wurde mit 10 S und gegenüber den übrigen Wäh­
rungen entsprechend deren Dol larkurs festgelegt. 
Dadurch wurde der Schilling, gemessen an den in­
ländischen offiziellen Preisen, s tark unterbewertet . 
Da das' amerikanische Preisniveau gegenüber der 
Vorkriegszeit um rund 5 0 % gestiegen ist und der 
Wechselkurs des Jahres 1937 (1 Dollar = 5 - 3 4 S) 
ungefähr verdoppelt wurde (1 Dollar — 10 S) , müßte 
da s ' derzeitige österreichische Preisniveau (bei der 
Annahme von r alter S = 1 neuer S) heute um rund 
2 0 0 % höher liegen als im Jahre 1937, um die Kauf­
kraf tpari tä t zwischen Dollar und Schilling wieder 
herzustellen. Durch die erfolgte Umrechnung 3 alte 
S = 2 neue S ergäbe sich demnach eine Erhöhung 
des Preisniveaus um rund 3 5 0 % . Da die offiziellen 
inländischen Großhandelspreise bis Jahresende im 
groben Durchschnit t jedoch nur um etwa 100 bis 
i '5°%' gegenüber jenen im Jahre 1937 gestiegen 
sind, bestanden gegenüber den Auslandspreisen zum 
Teil erhebliche Preisdifferenzen. Die niedrigen In­
landspreise gaben den Österreichischen Expor teuren 
eine Expor tprämie , erschwerten aber andererseits, 
insbesondere bei spezialisierten F e r t i g w a r e ^ für die 
keine einheitlichen Weltmarktpreise feststellbar sind, 
die Preiserstel lung. Dem österreichischen Expor teur , 
der über die Preisverhältnisse in den Abnehmer­
staaten nur unvollkommen informiert war, fehlte 
eine zuverlässige Kalkulat ionsgrundlage. 

Bei normalem Außenhandelsverkehr würde in­
folge der s tarken Auslandsabhängigkeit der öster­
reichischen Wirtschaft über die hohen Importpreise 
das inländische Pre i s - und Kostenniveau in relativ 
kurzer Zeit an die Weltmarktpreise herangeführt 
worden sein. Diese Angleichung wurde im Jahre 

Lebensmittelhilfslieferungen. Das bedeutet allerdings nicht, 
daß Österreich in der Lage gewesen wäre, bei Wegfall der 
Besatzungskosten um 270 Mill. Dollar mehr zu exportieren, 
da nur ein kleiner Teil der Besatzungskosten zum Ankauf 
von Exportwaren,, wie 'etwa Papier und Textilien, verwendet 
wurde. Nichtsdestoweniger beeinträchtigen die Ausgaben 
der Besatzungstruppen, z. B. für Verkehrsleistungen und 
zur Befriedigung der persönlichen Bedürfnisse der Ange­
hörigen der Besatzungsmächte, den Konsum der österreichi­
schen Bevölkerung bzw. den Wiederaufbau der öster­
reichischen Wirtschaft (siehe S. 5 ff.). 

1946 jedoch dadurch hinausgeschoben, daß der über­
wiegende Teil der Einfuhr von der U N R R A be-, 
stri t ten wurde und die inländischen Verkaufspreise 
für U N R R A - W a r e n autonom nach inländischen preis­
politischen' Gesichtspunkten festgesetzt wurden. Der 
Versuch, die Preisdifferenzen durch eine Ausgleichs­

kasse, die einen Teil der Hxportgewinne zur Vcr-
bil l igung der Impor te abschöpfen sollte, zu über­
brücken, hat keinen Erfolg gezeitigt. Bemerkenswert 
ist, daß Ende 1946 infolge der inländischen Pre is -
und Kostenerhöhungen in vielen Exportzweigen, wie 
z. B. in der Bekleidungsindustrie, bereits das Welt­
marktpreisniveau erreicht wurde und die im Expor t 
erzielbaren Preise kaum mehr die Erzeugungskosten 
decken. ' Wenn auch bei einigen Expor twa ren noch 
Expor tgewinne erzielt werden konnten, so zeigte 
sich doch im allg"emeinen, daß die Spanne zwischen 
inländischen Kostenpreisen und erzielbaren Expor t ­
preisen bedeutend geringer war als die Spanne zwi­
schen Importpreisen und Inlandspreisen. Dies ist vor 

•allem darauf zurückzuführen, daß sich die realen 
Austauschverhältnisse im österreichischen Außen­
handel zu Unguns ten Österreichs verschoben haben. 
So sind die Pre ise für Nahrungsmit te l und insbe­
sondere für Getreide in jenen Ländern, die als Be­
zügsquellen in nächster Zeit in F rage kommen, be­
deutend s tärker gestiegen als die Pre ise für in­
dustrielle Erzeugnisse. In den Vereinigten Staaten 
z. B. haben sich die Großhandelspreise für Nah­
rungsmittel von 1937 bis Ende Dezember 1946 um 
8 6 % erhöht, während die Preise der übrigen Waren­
gruppen nur um 45 % : gestiegen sind. Dazu kommt 
ferner, daß die Frachtkosten ebenfalls überpropor­
tional gestiegen sind und daher insbesondere die Ge­
treideeinfuhrpreise ' zusätzlich belastet, werden. Im 
gewogenen Durchschnit t lagen im Dezember 1946 

die Lebensmittel importpreise etwa um 2 0 0 % höher 
als die inländischen Großhandelspreise. 

Überhöhung der l.ebensmittelimporipreise 

Wcrt Ende 1946, 

Warenart 
Bedarf in der gerechnet auf Grund der 

Warenart 24. Karl . -Periode inländischen Weltmarktpreise 
(3.2.-2.3. 1947) Großhandels­ e inschl . Fracht u. 

preise Nehenspesen ') 
/ ioon K 

Getreide . ] ) ' 17.864 78.760 
Fleisch , . . 6 , 2 1 0 I 9 . 9 0 I 58.40Q 
.Veit . . . . 3.876 IO.853 22 .085 
Hülsenfrüchte 2.659 2 . l 8 0 7.296 
Zucker . . . 2.807 4 . 4 9 I 9 4 7 6 

Insgesamt . . . 55.289 176 .O26 

% . . IOO'O 318-4 

*) Preise franko New-York -f Fracht -]- Nationalbank­
abgabe + Ausgleichssteuer. 

2 ) Mehl, d. i. bei 95% Ausmahlung 53-324* Getreide. 
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Die Verschlechterung der realen Austauschver­
hältnisse wird zur vollen Auswirkung gelangen, so­
bald die Lebensmittelhüfslieferungen zu Ende gehen 
und Österreich seinen Nahrungsmit te l importbedarf 
zu Weltmarktpreisen decken muß. Wenn nicht durch 
Subventionen bzw. durch verbilligte Abgabe von 
kreditierten Nahrungsmit te ln die Pre ise für impor-' 
t ierte Nahrungsmit te l tief gehalten werden, müssen 
sich die inländischen Preise an die Relationen auf 
dem Wel tmark t anpassen. Dieser Anpassungsprozeß 
würde eine s tarke Verschiebung einzelner Teilpreis­
niveaus, vor allem eine starke Erhöhung der Le­
bensmittelpreise erfordern. Die damit verbundene 
Erhöhung der Lebenshaltungskosten würde wiederum 
einen starken Druck auf die Löhne ausüben. 

Un te r diesen Aspekten erscheint eine wenigstens 
teilweise Verwendung der Erlöse für die kredit ier­
ten Nahrungsmit te l importe zur vorübergehenden 
Niedr ighal tung der Lebenshaltungskosten und Löhne 
keineswegs abwegig, weil dadurch die Österreichi­
sche Indust r ie die Chance erhielte, innerhalb einer 
angemessenen Fr i s t ihre Produkt iv i tä t wesentlich 
zu steigern und ihre internationale Wettbewerbs­
fähigkeit wieder zu erlangen. 

Ausblick auf das Jahr 1947 

Die Energiekr ise "im Winter 1946/47 hat zu 
einem neuen Rückschlag auf allen wirtschaftlichen 
Gebieten geführt, der die wirtschaftliche Entwick­
lung bis tief in das Jahr 1947 hinein entscheidend 
hemmen wird. Aller Voraussicht nach werden auch 
im Jahre 1947 in den meisten Wirtschaftszweigen 
nicht die Produktionsleistungen der Vorkriegszeit 
erzielt werden, da die Produkt iv i tä t nach wie vor 
äußerst gering ist und eine Reihe von Engpässen, 
die innerhalb relativ kurzer Zeit nicht überwunden 
werden können, die volle Ausnützung der verfüg­
baren wirtschaftlichen Kräfte verhindert . Die Lei­
stungen der österreichischen Volkswirtschaft werden 
daher nicht ausreichen, der heimischen Bevölkerung 
aus eigener Kraf t das Exis tenzminimum zu sichern. 
Durch die Herabsetzung der direkten Besatzungs­
kosten von 2.792 Mill. S im Jah re i ^ ö 1 ) auf rund 
525 Mill. S im Jahre 1947 verr inger t sich zwar der 
Teil des Sozialproduktes, der dem österreichischen 
Volk durch die Besatzungstruppen entzogen wird, 
erheblich, ohne daß jedoch dadurch, wie bereits er­
wähnt (siehe S. 38), eine wesentliche Steigerung der 
für den E x p o r t verfügbaren Waren erwartet werden 
dürfte. 

*) Einschließlich des den Alliierten bei Einführung 
der SchUHngwähning zur Verfügung gestellten Betrages 
von" 1.980 Mill, S. 

Österreich ist daher im Jahre 1947 und wahr­
scheinlich auch noch im Jahre 194S auf ausländische 
Hilfe angewiesen. Es braucht Lebensmittel , um seine 
Bevölkerung ausreichend ernähren zu können, aus­
ländische Rohstoffe und vor allem Kohle, um seine 
Industr ie wieder in Gang zu setzen, sowie Maschinen, 
um seine Produkt ionskapazi tä t zu verbessern und zu 
vervollständigen. Die wirtschaftliche Entwicklung in 
den nächsten Jahren wird daher weitgehend davon 
abhängen, in welchem Umfang Österreich bei der 
Überwindung der gegenwärtigen Schwierigkeiten 
durch ausländische Kredi te geholfen wird. 

Die bisher Österreich für das Jahr 1947 gewähr­
ten längerfristigen Kredi te und unentgeltlichen 
Hilfslieferungen sowie die zur Zeit bestehenden 
Kreditaussichten betragen rund 175 Mill. Dollar und 
gliedern sich wie folgt: 

Mill. Dol lar 

UNRRA-Lieferungen (Rest 1946 und zu­
sätzliche Hilfe für 1947) . . . . . . . 47-40 

8K-Mil l . -Pfund-KredH von Großbritan­
nien 34-— 

Voraussichtliche USA-Hilfe (Moover-
P r o g r a m m ) 1 ) . . . . • 92-50 

Sonstige Kredite (Norwegen) . . . . . 1*20 

175-10 

Von diesen Krediten entfallen voraussichtlich 120 Mill. 
Dollar, d. s. rund 69% auf Lebensmittel, 30 Mill. Dollar 
auf landwirtschaftliche Bedarfsgüter (Saatgut, Futtermittel , 
landwirtschaftliche Maschinen und Kunstdünger) und nur 
ein völlig unzureichender Betrag von etwa 21 Mill. Dollar 
auf Güter für den industriellen Bedarf (Rohstoffe, Ma­
schinen), einschließlich Brennstoffe. Wenn Österreich nicht 
zusätzlich Industrie- und Wiederaufbaukredite erhält, ist 
unter Berücksichtigung der Auswirkungen der Energie­
krise im Jahre 1947 höchstens ein Export von etwa 60 Mill. 
Dollar zu erwarten. Selbst unter der Annahme, daß der 
gesamte Devisenerlös aus dem Expor t für Industriezwecke 
verwendet wird, könnten zusammen mit den bisher ge­
sicherten Industriekrediten im Jahre 1947 nur industrielle 
Rohstoffe, Maschinen und Kohle im Wer te von rund 
80 Mill. Dollar eingeführt werden, während im Jahre 1947 
für den gleichen Zweck ohne Maschinen (berechnet auf 
Dollar-Wertbasis 1947) mehr als das Doppelte aufgewendet 
wurde. Diese geringen Einfuhren würden nicht ausreichen, 
die stark auslandsabhängige österreichische Industrie voll 
zu beschäftigen. Außerdem wäre es unmöglich, auch nur 
einige der empfindlichsten Lücken in der maschinellen Aus­
rüstung der Industrie, die durch die willkürlichen Demon­
tagen entstanden sind ) zu schließen. Der Wiederaufbau der 
österreichischen Wirtschaft würde damit stark verzögert 

l ) Nach den bisherigen Meldungen sind für Öster­
reich Zuwendungen von 155 Mill. Dollar vorgesehen. Davon 
sollen 30 Mill. Dollar bis Mitte 1947 und die restlichen 
125 Mill. Dollar von Mitte 1947 bis Mitte 1948 gewährt 
werden. Von der zweiten Rate wurde die Hälfte (62-5 Mill. 
Dollar) als Zuwendung für das Jahr 1947 gerechnet. 
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und Österreich wäre auch noch im Jahre 1048 in erheb­
lichem Umfange auf ausländische Hilfe angewiesen 1). 

Unabhängig von der Hohe der Auslandshilfe 
muß Österreich jedoch trachten, sobald als möglich 
wieder wirtschaftlich lebensfähig zu werden und 
seine Leistungsfähigkeit so weit zu steigern, daß es 
ohne ausländische Hilfe seiner Bevölkerung einen 
ausreichenden Lebensstandard sichern kann. Ks darf 
nicht damit gerechnet werden, daß die Alliierten 
Österreich auf die Dauer mit Krediten und Hilfs­
lieferungen aushelfen. Der in absehbarer Zeit zu er­
wartende Ausfall ausländischer Kredi te muß Öster­
reich in eine Wirtschaftskatastrophe führen; wenn 
nicht rechtzeitig Anstrengungen unternommen wer­
den, den Export soweit zu steigern, daß damit die 
lebensnotwendigen Einfuhren bezahlt werden kön-

•nen. Ein-Ausgleich der Zahlungsbilanz wird zusätz­
lich dadurch erschwert, daß der Fremdenverkehr, 
dessen Er t r äge vor dem Kriege einen Großteil des 
Handelsbi lanzpassivums deckte, in unmittelbarer 
Zukunft infolge der großen Schäden im Fremden­
verkehrsgewerbe und der schlechten Lebensbedin­
gungen in Österreich kaum eine große Rolle spielen 
wird. Auch die Einnahmen aus dem Trans i t verkehr 
und Transi thandel , die vor 1938 ungefähr in gleicher 
Höhe wie der Fremdenverkehr die österreichische 
Zahlungsbilanz entlasteten, werden im Jahre 1947 

voraussichtlich gering sein. 

. Die Wiederherstel lung des Außenhandelsgleich­
gewichtes setzt voraus, daß sich einerseits die Zu­
sammensetzung der Einfuhr grundlegend ändert und 
andererseits alle im Inland irgendwie entbehrlichen 
Güter export ier t werden. Solange Österreich seine 
Exporter löse bzw. die ihm gewährten Kredi te zum 
überwiegenden Teil für Nahrungsmit te l importe ver­
wendet, kann der zur Vollbeschäftigung der Indust r ie 
und zu ihrer Leistungssteigerung notwendige Im­
portbedarf an Rohstoffen und Maschinen nicht ge­
deckt werden. 

Die Wiederbelebung der Industr ie steht daher 
in engem Zusammenhang mit einer Leis tungs­
steigerung der heimischen Landwärtschaft und einer 
wirksamen Erfassung sowie zweckmäßigen Ver­
teilung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse an die 
gewerblich-industriell tätige Bevölkerung. Die Vor­
aussetzungen für eine Intensivierung der landwirt­
schaftlichen Produkt ion sind zur Zeit insofern gün-

*) Der Einfuhrbedarf der Industrie einschließlich der 
Brennstoffeinfuhren wird in verschiedenen Wirtschafts­
plänen für das Jahr 1947 auf 120 bis 147 Mill. Dollar ge­
schätzt, wobei nur ein' sehr bescheidenes Produktions­
programm zugrunde gelegt wurde. 
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stig, als sich die Preisrelationen auf dem Wel tmarkt 
stark zugunsten der landwirtschaftlichen Produkte 
verschoben haben und die Grenzproduktivität des in 
der Landwirtschaft investierten Kapitals erheblich 
gestiegen ist. 

Neben der Verbesserung der landwirtschaft­
lichen Eigenaufbringung muß vor allem der Expor t , 
der im Jahre 1946 nur etwa 8 % des Jahres 1937 
betragen hat und auch im Jahre 1947 voraussicht­
lich kaum 2 0 % der Vorkriegszeit überschreiten 
wird, bedeutend gesteigert werden. Die Versorgung 
der Bevölkerung mit Konsumgütern dürfte nur so­
weit ausgedehnt werden, als dies zur Erhal tung der 
Arbeitsfähigkeit und Gesundheit der Bevölkerung 
unerläßlich ist. Alle übrigen Bedürfnisse müssen 
vorläufig noch zugunsten der notwendigen produk­
tiven Wiederaufbauarbeiten und zugunsten des E x ­
portes zurückgestellt werden. 

Viele wirtschaftliche Probleme, konnten im 
Jahre 1946 nicht gelöst werden und es ist schwierig 
abzusehen, ob und in welcher Weise das Schicksal 
der österreichischen Wirtschaft im Jahre 1947 eine 
entscheidende Wendung erfahren wird. Die Un­
sicherheit der staatsrechtlichen Verhältnisse und .die 
noch immer weitgehende Beschränkung der Sou­
veräni tä t der österreichischen Regierung erschwerten 
oder verunmöglichten die Durchsetzung wichtiger 
wirtschaftspolitischer Maßnahmen. Die Klä rung und 
Entscheidung in den für Österreichs Zukunft schick­
salhaft bedeutsamen Fragen des „deutschen Eigen- > 
tums" , der Reparationsforderungen und Wieder­
gutmachungsansprüche an Österreich, der Las t der 
„Displaced Persons" , der Aufhebung der Besetzung 
— sogar über die Grenzen des österreichischen 
Staats- und Wirtschaftsraumes ist noch nicht end­
gült ig entschieden — hängen vom Sta,aisvertrag ab. 
Die Ungeklärtheit* dieser entscheidenden Fragen 
macht es verständlich, daß von der österreichischen 
Regierung viele, längst überfällige wirtschaftspoliti­
sche Maßnahmen, wie insbesondere die Ordnung 
der Währungsverhäl tnisse , bisher auf den Zeitpunkt 
des Abschlusses des Staatsvertrages bzw. auf die 
Zeit nach Abzug der Besatzungstruppen auf­
geschoben wurden. Durch das Scheitern der 
Moskauer Konferenz hat der Abschluß des 
Staatsver t rages eine weitere Verzögerung erfahren 
und die Regierung muß nun unabweisbar gewor­
dene wirtschaftspolitische Entscheidungen rasch 
treffen. So müssen insbesondere auf dem Gebiete der 
Preise, der Lohne und der W ä h r u n g konstruktive 
Wege beschrit ten werden, soll die Wirtschaft im 
Jahre 1947 nur einigermaßen befriedigend funktio­
nieren. 
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Der Nahrungsmittelbedarf auf Grund der Rationen 

Die Bedarfsträger. 

In der freien Marktwirtschaft sind die soziale 
S t ruk tur der Bevölkerung, die Eiukommenshöhe und 
Einkommensschichtung sowie die Preise der Nah­
rungsmittel für die Nachfrage und somit für den 
Nahrungsmit te l verbrauch entscheidend. In einem 
System der Bewirtschaftung der Güter dagegen 
"wird der Nahrungsmittelbedarf"-ausschließlich von 
der Höhe der für die einzelnen Verb rauchergr Uppen 
vorgesehenen Rationen bestimmt. 

Die versorgungsberechtigte Bevölkerung Öster­
reichs belief sich im Februar 1946 auf 7 ,208.267 1 ) , 
im Jänner 1947 auf 6,908.405 und imMärz 1947 auf 
6,901.272 Personen. Während der S tand der Be­
völkerung im ersten Nachkriegsjahr noch durch 
starke Wanderungsbewegungen beeinflußt war und 
im ganzen eine abnehmende Tendenz zeigte, dürfte 
die gegenwärt ige Bevölkerungszahl im Jahre 1947 
voraussichtlich keine größeren Veränderungen er­
fahren. Österreich hat demnach im Jahre 1947 eine 
Bevölkerung von rund 7 Mill. Menschen zu er­
nähren (das bedeutet gegenüber 1934 einen um 3-5 % 
und gegenüber 1939 um 5*4% höheren Bevölke­
rungss tand) . 

Die Zahl der gegenwärtig in Österreich lebenden 
„Displaced Persons" wird auf rund 550.000 geschätzt. Der 
Abtransport der Ausländer dürfte im Jahre 1947 voraus­
sichtlich nur teilweise durchgeführt werden können, und 
es ist anzunehmen, daß viele für die Wirtschaft Österreichs 
wertvolle Personen, soweit sie politisch t ragbar sind, auch 
weiterhin die Aufenthaltsbewilligung oder zum Teil auch 
die Österreichische Staatsbürgerschaft erhalten werden. Bei 
der Schätzung der Zahl der Bedarfsträger im Jahre 1947 
kann daher angenommen werden, daß die Verminderung 

. 1 ) Genaue, mit später vergleichbare Angaben sind erst­
malig für Februar 1946 vorhanden. 

Die Kalorienbilanz 1947 und 1937 45 

Deckung des Bedarfes der NichtSelbstversorger 
durch Ablieferung '43 

Der Einfuhrbedarf und seine Deckung 47 
Zur Methode der Schätzung von Bedarf und 

Deckung '. . 48 

der Zahl der Ausländer durch die Rückkehr von öster­
reichischen Kriegsgefangenen und allenfalls von Auslands­
österreichern ungefähr ausgeglichen werden wird. 

F ü r die Verbrau eher s t ruktur sind im österreichi­
schen Aufbr ingungs- und Verteilungssystem vor allem 
das Verhäl tnis zwischen Kartenbeziehern und Selbst­
versorgern sowie die Zahl und die Zusammensetzung 
der Zusatzkartenempfänger maßgebend. Der Anteil der 
Selbstversorger an der Gesamtbevölkerung schwankt 
zeitlich nur wenig und beträgt im Durchschnit t etwa 
27 % ; davon entfallen auf die verschiedenen Teil­
selbstversorgerkategorien schätzungsweise 30 %, d. s. 
7 % der Gesamtbevölkerung. 

Von den restlichen 7 3 % der Bevölkerung 
(N ichtSe lbs tversorger ) sind 43 %, Zusatzkarten­
empfänger (Angestellte 1 2 % , Arbei ter 1 8 % , Schwer­
arbeiter 1 1 % , Müt ter 2 % ) . Auf Grund der am 
5. Jänner 1947 ausgegebenen Lebensmittelzusatz­
karten beträgt ihre Gesamtzahl 2 ,079:175. 

Diese Ziffer stimmt allerdings mit den Ergebnissen 
anderer statistischen Erhebungen nicht ganz überein. Die 
Statistik der Sozialversicherung zählte im Dezember 1946 
1,554.200 Mitglieder (ohne Land- und Forstwirtschaft) . 
Dazu sind noch rund 22.000 Angestellte der Gemeinde Wien 
und rund 146.000 selbständige Erwerbstät ige (Stand De­
zember 1946) sowie die auf etwa 30.000 geschätzten Ange­
hörigen der freien Berufe und ebenso viele Studenten zu 
zählen, so daß die Gesamtzahl dieser Zusatzkartenberech-
tigten etwa 1,780.000 Personen beträgt. Zu ergänzen ist •» 
diese Zahl noch durch den Stand der in der Land- und 
Forstwirtschaft beschäftigten NichtSelbstversorger, weiters 
durch die große Zahl der mithelfenden Familienange­
hörigen sowie durch die in Krankenanstalten befindlichen . 
Personen, die alle Zusatzkartenempfänger sind. Es darf 
angenommen werden, daß die Summe dieser Personalstände 
im Endergebnis mit der Zahl der ausgegebenen Lebens­
mittelzusatzkarten annähernd übereinstimmt. 

Die als Grundlage der vorliegenden Bedarfs­
schätzung angenommene Verbrauchers t ruktur der 

6 
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Bevölkerung Österreichs (nach dem Stande vom 
5. Jänner 1947) dürfte sich während des Jahres 1947 

kaum im Sinne einer Verminderung des Bedarfes 
ändern. Es ist im Gegenteil zu erwarten, daß durch 
eine weitere Mehrbeschäftigung sowie durch die 
Rückkehr von Kriegsgefangenen die Zahl der Zu­
satzkartenempfänger ansteigen und sich dadurch der 
errechnete Bedarf an Nahrungsmit te ln noch er­
höhen wird. 

Die Rationen. 

Der Nahrungsmit telbedarf wird im folgenden 
auf Grund eines 1 .550 -Kalor ien-Programmes be­
rechnet und stellt daher ein äußerst bescheidenes 
Minimum dar. Der Gesamtbedarf würde sich natur­
gemäß entsprechend erhöhen, wenn die beabsichtigte 
Einführung eines i .Soo-Kalor ien-Programmes in der 
zweiten Hälf te 1947 tatsächlich möglich sein sollte. 

Im Rahmen des Gesamtkalorienverbrauches der Ver­
brauchergruppen kann die Zusammensetzung der Nah­
rungsmittel weitgehend variieren, selbst wenn man ein be­
stimmtes Verhältnis zwischen den H^auptnährstoffen als 
notwendig erachtet. Die Zusammensetzung wird sich haupt­
sächlich nach der jeweiligen Versorgungslage der einzelnen 
Nahrungsmittel richiten. Die geringen Lieferungen von 
inländischem Fleisch sowie das Bestreben, die Lebens­
haltungskosten möglichst zu verringern und gleichzeitig 
auch die Einfuhr teurer Fleischwaren zu reduzieren, ver­
anlagten eine Herabsetzung der vorgesehenen Fleisch­
rationen zugunsten einer Erhöhung der Fettzuteilungen. 
Ebenso mußte, da im Inland fast keine Hülsenfrüchte auf­
gebracht wurden, ihre Zuteilung radikal gekürzt, wenn 
nicht ganz gestrichen werden. Diese Kürzung wurde durch 
Fett und Nährmittel ausgeglichen. 

Soweit die Zusammensetzung der • Rationen 
variiert werden kann, ist auch die Bedarfsberechnung 
wandelbar. Die unserer Bedarfs Schätzung zugrunde 
gelegten Rat ionen dürften den gegenwärt igen wir t­
schaftlichen Möglichkeiten entsprechen, wenn sie 
auch vom physiologischen Standpunkt viel zu wün­
schen übr ig lassen. 

De r zulässige Verbrauch der Selbstversorger ist 
in der Selbstversorger Verordnung vom 30. Au­
gust 1946 festgelegt. Die zur Deckung des Nahrungs­
mittelverbrauches der Selbstversorger vorgeschrie-
•benen Mengen 1 ) ergeben einen durchschnittlichen 

Danach beträgt der jährliche Verbrauch eines 
Selbstversorgers 145 kg Getreide oder 183 kg Brot, das ist 
H kg je Kopf und Tag. D e r zulässige Fleisch- und 
Schlachtfettverbrauch beträgt für Selbstversoger bis 6 Jahre 
20 kg, für solche über 6 Jahre 40 kg jährlich, das sind 
110 j Fleisch oder etwa 13 g Schlachtfett und 97 g Fleisch 
pro Tag . (Der Fettanteil wird gegenwärtig mit 12% vom 
Schlachtgewicht [Schweine] angenommen; früher betrug 
dieser Anteil 20 bis 30%.) Bei Kartoffeln beträgt die 
Ration 5 kg wöchentlich oder 2G0 kg im Jahr . D e r Milch-

Tageskalorienverbrauch von rund 2.300 für E r ­
wachsene und rund 2.400 für Kinder . Der tatsäch­
liche Verbrauch dürfte selbst bei strengster Einhal­
tung der Vorschriften durch den nichtratiouierten 
Konsum an Hülsenfrüchten und Eiern beträchtlich 
höher liegen. 

Mögliche Deckung des Gesamtbedarfes durch eigene Er­
zeugung in den Jahren 1947 und 1937 

Von den Ernte- und den Viehzählungsergebnissen des 
Jahres 1946 ausgehend, soll geschätzt werden, welche 
Mengen an Hauptnahrungsmitteln die österreichische Land­
wirtschaft unter den gegebenen Umständen vermutlich 
im Jahre 1947 produzieren kann und inwieweit diese mög­
liche Produkt ion den errechneten Bedarf deckt. Bei den 
Ernteerzeugnissen wird angenommen, daß der auf die 
letzten Monate 1946 entfallende Verbrauch in gleicher Hohe 
aus der E rn t e 1947 ersetzt werden wird, Sollte die Ern te 
1947 größer als die letzte Ernte sein, so würde der heimi­
sche Nahrungsmittelfonds, wenigstens in den letzten Mo­
naten des Jahres 1947, höher angenommen werden können. 
Das geltende Aufbringungs- und Verteüungssystem wird 
zunächst unbeachtet gelassen. 

U m den Brotbedarf zu decken, müssen wegen 
der äußerst angespannten Ernährungslage neben dem 
Brotgetreide (Weizen, Roggen und Wintermeng­
getreide) auch 40 %' der Gerste zur Beimischung 
herangezogen werden. Da die Verfüt terung von 
Brotgetreide verboten ist, wird von der Ern te nur 
der Saatgutbedarf abgezogen. Un te r Berücksichti­
gung der gleichen Anbauflächen wie 1 9 4 6 3 ) und eines 
Saatgutbedarfes von 150 kg je Hek ta r bei Brot­
getreide und 140 kg bei Gerste verbleiben zum Ver­
brauch 414.0S9 t Brotgetreide und 38.525 / Gerste. 
Diese ergeben bei einer Ausmahlung von 9 5 % bei 
Brotgetreide und 8 o % ; b e i Gerste 393.384 t Brotmehl 
und 30.S20 t Gersten'mehl. Die daraus erzeugte Brot­
menge von 565.490 t'ä) konnte den gesamten Brot-
bedarf von 1 ,152.353 t zu rund 4 9 % decken. Bei 
restloser Verwendung der Ernte könnten je Kopf 
der Bevölkerung etwa 22 dkg Brot je T a g aus der 
eigenen Erzeugung zugeteilt werden. 

verbrauch ist auf 1 Li ter je Tag für Kinder bis zu 6 Jahren 
und % Liter für Selbstversorger über 6 Jahre beschränkt. 
Ferner dürfen Selbstversorger, die sich nicht juit Schlacht­
fett versorgen können, einen weiteren Yi Li ter Milch täglich 
zur Deckung des Fettbedarfes verbrauchen. Der Verbrauch 
an Hülsenfrüchten unterliegt keiner Begrenzung. Der 
Zuckerverbrauch der Selbstversorger ist dem der Karten­
bezieher gleichgestellt. Produzenten von Zuckerrüben und 
ihre Arbeiter erhalten aber Zuckerprämien. Teilselbstver­
sorger haben in den Produkten, mit denen sie sich selbst 
versorgen (mit Ausnahme von Kartoffeln), Anspruch auf 
die Selbstversorgerration, in den anderen auf die Rationen 
der Kartenbezieher. 

s ) Offizielle Anbaupläne für 1947 liegen noch nicht 
vor, doch ist allgemein eine Vergrößerung vorgesehen. 

3 ) Das Verhältnis von Mehl zu .Brot beträgt 100:133. 
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Schlacht­ 947 Lebend­
gewicht Schlacht Lebend­ gewicht 

in 0/0 des gewicht gewicht nach 
Lebend­ in kg in kg Steden *) 
gewichtes in kg 

Rinder . . . . 50 I 7 S 356 500 
Kälber . - 8 5 30 35 — 
Schweine . . 80 80 100 125 ' 
*) Steden A., Dr . Ing., Die betriebswirtschaftlichen 

Grundlagen der Landwirtschaftsförderung, 1935. 

*) Die Schlachtvieh auf bringung vom Gesamtstand be­
trägt" bei Rindern 13%, bei Kälbern 50%, bei Schwei­
nen 52%, bei Schafen 20% und bei Pferden 5%. 
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Auf Grund des Milchkühbestandes von 1946 
stehen 1947 der österreichischen Milchwirtschaft bei 
Annahme einer den heutigen Verhältnissen ent­
sprechenden geschätzten Milchleis tung 5 ) , nach Ab­
zug des Bedarfes an Aufzuchtmilch 6 ) 1-2 Mill. i 
Milch, das sind um 45%] weniger als im Durch­
schnitt 1935/1937, zur Verfügung. Nach Befrie­
digung des rationierten Vollmilchbedarfes könnten 
aus dem Milchüberschuß 2 5 . 9 5 8 1 Butter erzeugt 
werden. Un te r der Annahme, daß etwa 3 0 % der 
Selbstversorger sich nicht mit Schlachtfett ver­
sorgen können und daher einen zusätzlichen An­
spruch auf y 2 l Milch je T a g haben, würde die 
Buttererzeugung 21 .672 i betragen. Je Kopf der 
Bevölkerung würden dabei rund 60 g wöchentlich 
entfallen. Bei der Verbut terung des gesamten Milch­
überschusses würden etwa 300.0001 Magermilch 
und 70.000 t Buttermilch anfallen, wodurch alle 
Nichtselbstversorger über 12 Jahre (mit Ausnahme 
der Müt te r ) mit 3 / 8 l Magermilch täglich beteilt 
werden könnten. De r noch verbleibende Überschuß 
von etwa 127.000 £ sowie die Buttermilch könnten 
zur Käse- und Topfenerzeugung verwendet werden. 
Diese zusätzliche Zuteilung von Magermilch würde 
zwar nur eine geringe Erhöhung des Kalorien­
satzes, jedoch eine wesentliche Erleichterung des 
fühlbaren Mangels an tierischem Eiweiß bringen, 
zumal die Magermilch als Eiweißträger der Voll­
milch gleichgestellt werden kann. 

Der Rückgang der Milchproduktion im Vergleich zum 
Friedensständ ist weniger durch die Verminderung des 
Kuhbestandes als durch die Abnahme der durchschnittlichen 
Milchleistung bedingt. Die Zahl der Milchkühe hat sich 
gegenüber dem Stand von 1938 um rund 8%, die durch­
schnittliche Milchleistung dagegen um 40% verringert. Da 
sich der Anteil des Frischmilchverbrauchs an der gesamten, 
für die menschliche Ernährung verbleibenden Milchproduk r 

tion von 6 0 % im Jahre 7937 auf 4 9 % im Jahre 1947 ver­
ringert hat, und da ferner auch für die Käseerzeugung 
keine Vollmilch "verwendet wird, könnte die österreichische 
Buttererzeugung theoretisch die in den letzten Friedens­
jahren erzielte Produkt ion von 22'5 Mill. kg nahezu er­
reichen und damit die österreichische Fettlücke wesentlich 
verkleinern. Außerdem darf wohl angenommen werden, 
daß sich, bei besserer Futterversorgung im Jahre 1947 die 
sehr niedrig angenommene Milchleistung der Kühe steigern 
wird. 

Die Schlachtfetter-zeugung ist wegen der ungün­
stigen • Mastverhältnisse sehr gering und dürfte-
lediglich den Bedarf der Selbstversorger decken. Bei 
Annahme eines durchschnittlichen Fettanfalles von 
10 kg je Schwein würde die Schlachtfetterzeugung 

B ) Jahresleistung: 1.270 kg je Kuh. 
G) Jahresbedarf 389 kg je K a l b ; die Zahl der Kälber 

wird mit 65% des Kuhbestandes berechnet. 
6* 

Im Jahre 1937 J<oiinte ein um 3 % größerer 
Verbrauch von Getreideerzeugnissen (auf Brot um­
gerechnet), ohne die Verwendung von Menggetreide 
und Gerste, zu etwa 7 0 % aus der eigenen Erzeu­
gung gedeckt werden. Der Anteil der Inlandserzeu­
gung am Gesamtbedarf ging somit um 2 3 % ' zurück. 
Der Rückgang wäre noch großer ( 2 6 % ) , wenn die 
Gerste und das Menggetreide zur Broterzeugung 
nicht herangezogen würden. 

Die verringerte Bedarfsdeckung aus der heimischen 
Erzeugung ist durch den Rückgang der Ernte bedingt, die 
sich gegenüber dem Durchschnitt der Jahre 1935/1937 bei 
Weizen um rund 47% und bei Roggen um rund 55% ver­
mindert ha t 1 ) . Die Erhöhung der Ausmahlungsquote glich 
die Abnahme der Ernte allerdings wieder etwas aus. 2) 

Auf Grund der letzten durchgeführten Vieh­
bestandserhebung vom 3. Dezember 1946 und unter 
Berücksichtigung der derzeit geltenden Schlacht­
viehaufbringungsquoten und durchschnittlichen 
Tiergewichte würde der 'Fleischanfall 108.4502- be­
tragen. Diese Menge könnte den errechneten Bedarf 
von 139.418 t — rund 4 6 % davon entfallen allein 
auf Selbstversorger — zu rund 7 8 % decken. Im 
Jahre 1937 wurde in Österreich eine um 121 % über 
dem Bedarf des Jahres 1947 stehende Fleischmeuge 
verbraucht, von der rund 8 4 % oder rund 258.000 * 
durch die heimische Landwirtschaft zur Verfügung 
gestellt wurden. 

Der Rückgang um 58% in der Fleischerzeugung ist 
durch den verminderten Viehbestand und die starke Ab­
nahme der derzeit in Anrechnung gebrachten Tiergewichle 
zu erklären. Gegenüber dem letzten Friedensstand war im 
Jahre 1946 der Rinderbestand um rund 15%, der Schweiue-
bestand um' 4 8 % geringer, die Pferdehaltung war dagegen 
um rund 1 1 % und die Schafhaltung um rund 26% höher-. 
Die Schlachtgewichte sind heute bei Rindern um 29% und 
bei Schweinen um 20% niedriger als I 9 3 7 a ) . Da der Vieh­
bestand aufgestockt wird, sind derzeit auch die Schlad] t-
quoten, mit Ausnahme der bei Schweinen, niedriger als vor 
dem Kriege ') . 

x ) Die Anbauflächen verminderten sich dabei um 
rund 20% bei Weizen und um rund 3 8 % bei Roggen; die 
Hektarer t räge um rund 3 2 % bei Weizen und rund 2 6 % bei 
Roggen. : 1 1 , * 

a ) Im Jahre 1937 betrug die Ausmahlungsquote 75%. 
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Der Nahrungsmittelbedarf und seine Deckung durch die heimische Erzeugung [Übersicht 1] 

N ü l i ru i iti'sin j tt.L'1 
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ler Nicht -
selbst- der Selbst­

v e r s o r g e r 
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Er­
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*) 9 5 % A u s m a h l u n g bei Brütgetreide und 8 0 % bei Gerste. — 2 ) Gesaratbedarf an F le i sch und Schlachtfett 72.106 t, davon 8 8 % F le isch 
und 130/0 Fett . 100 kg Rohfett = 75 kg Reinfett. ~ 3 ) D a v o n 6.SS7 t Rinds- und Schweinefet t (Reinfett), 25.958 i Butter ( = 20.766 Reinfett) und 
1.972 i ü l . — 4 ) Ernte 1946: 188.126^ Hafer und 8 5 . 3 4 8 « Körnermais . — 6 ) N u r Reinkultur. — ") Milchaufbriugmig 1 , 3 1 3 . 0 9 9 * , Milchüber-
schuß 633.003 * = 35-958 t Butter (24 kg Milch = 1 kg Butter) , 309.632 i Magermilch und 72.368 / Buttermi lch . Zur D e c k u n g des Fettbedarfes 
erhalten Teil selb st versorger ( schätzungsweise 30°:'ü der Selbstversorger) i/ a Liter Milch tägl ich = 102.875 * pro Jahr. Verble ibender Milehüber-
schuß 5 2 0 . 1 3 8 / = 21.672 t Butter = 17 .338 t Reiutett . Darnach Gesamtfettaufbringung 25.897 *. — ') Errechneler Vci'l>ra\ich für 1937 auf Grund 
der Haushal t s la l i s t iken der Kammer für Arbeiter und-Anges te l l t e . — aJ N u r Weizen- und R o g g e n b r o t bei 750/0 A u s m a h l u n g des Getreides. — 
°) Reis . — 1 0 ) Kartoffelaufb r ingung ohne Saatgut 1,220.606 *. — " ) E r z e u g u n g 4" E infuhrüberschuß. 

7.750 t, d. s. 5.813 t Reinfett betragen. Der Fet t ­
bedarf der Selbstversorger allein beläuft sich aber 
schon auf 6.490 t Reinfett. Im Durchschnit t der 
Jahre 1935/1937 konnte bei einem um 4 8 % ' höheren 
Schweinebestand mehr als die doppelte Fet tmenge 
erzeugt werden. Es ist also anzunehmen, daß damals 
sowohl das Schlachtgewicht als auch der Fet tantei l 
größer waren. 

Nach Einbeziehung der geringen Produkt ion 
an Rinderfett und ö l beträgt der Zuschußbedarf an 
Reinfett 25.891 t. Im Durchschnit t 1935/1937 be­
t rug die österreichische Schmalzeinfuhr allein etwa 
37.000 t. Daneben wurden noch beachtliche Mengen 
an Speiseöl und sonstigen Produkten zur Margar ine­
erzeugung eingeführt. Bei etwa gleich hoher Butter­
erzeugung, aber einer nur etwas weniger als die 
Hälfte betragenden Schmalzproduktion ist der Zu­
schußbedarf an Fetten 1947 infolge des s tark redu­
zierten Verbrauches 3 ) um etwa 60 %' geringer 
als 1937. 

Die 1 et zte Ern te an Speisebohnen, Spei se-
erbsen und Linsen kann selbst den gegenüber vor­
herigen Planen stark verminderten Hülsenfrüchte­
bedarf nur zu 1 0 % decken. Allerdings ist die aus 
Mischkulturen gewonnene lernte nicht erfaßt wor­
den. Es ist jedoch anzunehmen, daß diese Mengen 
von den Selbstversorgern verbraucht werden, für 

.die eine Hülsenfrüchteration nicht angerechnet 
wurde. Der Anteil der Eigenerzeugung am ratio-

*) Im Jahre 1937 verbrauchte eine Vollpcrson in einer 
Arbeiterfamilie in Wien 60 g ö l , 40 g Margarine, 180 g 
Schmalz und 70 g Butter oder etwa 328 g Reinfett wö­
chentlich. In unserem Rationenschema ist ein Wochenver­
brauch von 160 g Reinfett für den Normalverbraucher vor­
gesehen (50% Verminderung des Verbrauches). 

nierten Gesamtbedarf dürfte sich somit auch nach 
Einbeziehung der Mischkulturen kaum erhöhen. Im 
Durchschnit t der Jahre 1935/1937 konnten rund 
8 2 % des Bedarfes an Hülsenfrüchten aus der 
heimische E rn t e gedeckt werden. 

Die starke Verschlechterung des Deckuugsverhaltnisses 
ist einerseits durch die 79%ige Verminderung der Erzeu­
gung, andererseits durch die Erhöhung des Bedarfes für 
1947 um 7 4 % gegenüber dem durchschnittlichen Friedens­
verbrauch bedingt. Selbst bei einer Erzeugung von 18.791 / 
(Durchschnitt 1935/1937) würde der Bedarf nur zu 47% 
gedeckt werden können. 

Der gering bemessene Nährmiitelbedarf der 
Kartenbezieher dürfte aus der eigenen Hafer- und 
Maisernte in Form von Haferflocken und Waisgrieß 
zu befriedigen sein, obwohl der größte Teil dieser 
Getreidearten 'als Fut termit tel verbraucht w i r d 1 ) . 
Auch das aus der Verwer tung eines Teiles des Kar ­
toffelüberschusses gewonnene Kartoffelmehl (Pud­
dingpulver) könnte zur Deckung des Nährmit te l ­
bedarfes beitragen. Im Frieden wurde weder Hafer 
noch Mais in größeren Mengen als Nährmit te l ver­
wendet. 

Erheblich ungünstiger gegenüber der Vor­
kriegszeit ist die Zuckerversorgung. Im Jahre 1937 
konnte der Zucker verbrauch voll aus der eigenen 
Erzeugung gedeckt werden. Der auf ein Drittel 
verminderte Zuckerbedarf für das J ah r 1947 dürfte, 
selbst bei Annahme eines friedensmäßigen Zucker­
gehaltes der R ü b e n 2 ) , nur zu 6 3 % aus eigener 
Erzeugung zu decken sein, da die Ern te gegenüber 

l ) Es wird angenommen, daß etwa 2 0 % der gesainten 
Ern te für die menschliche Ernährung verwendet werden. 

•) Im Durchschnitt der Jahre 1932/36 waren 6*9 kg 
Rüben zur Erzeugung von 1 kg Konsumzucker nötig. 



Heft 1/3 
i 9 4 7-

45 

Der Kalorienbedarf und seine Deckung durch die heimische Erzeugung [Übersicht 3] 

Nahrungsmit te l 
Kalorien-

wert 
je !;r 

*947 

Bedarf 

der N icht -
selbst- der Selbst-

V e r s org-er 
I n s g e s a m t 

E r z e u g u n g 

1937 

Gesamt­
verb rauch 

Zum 
Verbrauch 
verfgli. 3) 4) 

E r z e u g u n g 

0 i935/i937 

Mil l ionen Kalorien 

Bröl 
Fle isch 
Fett 
Nährmittel • . . 
Kindernährmittel 
Hülsenfrüchte . 
Zucker 
Kartoffeln . . . 
Milch 

I n s g e s a m t 

i) 2.400 
2.000 
8.810 
3.610 
3.600 

3-05Q 
4.000 

650 
530 

Zahl der Verbraucher 
Kalorien je T a g und Verbraucher 

1,938.286 
151.030 
429.276 

93-232 
45-572 

122.363 
174.136 
262.491 
116.235 

3.333-Soi 

5.029-335 
1.816 

837.362 
126.906 

57-177 

33-228 
249.045 
196.536 

1,490.254 

1,879.070 
2 . 1 7 3 

2,765.648 
278.836 
486.453 

93.232 
45-572 

122.3G3 
207.364 
5 1 I - 5 3 6 
3 1 2 . 7 5 1 

4,823.755 

6 , 9 0 8 . 4 0 5 

I - 9 I 3 

1 ,357.176 
216.900 
2S8.3S3 

93.232 
45-572 
12.288 

130.416 
5II-S3Ö 
312-751 

2,938.224 

2,706.000 
412.800 
841.707 

136.024 

53.985 
530.800 
33E-40O 
546.960 

5.55°-G76 

6,757.000 
2.252 

2,974.250 
617.400 
841.707 

3 ) 115-344 
70.150 

617.200 
335-400 
704.900 

6,276.351 

G,757-ooo 

2-545 

:,080.360 
5 I 5 - 5 3 0 
267.384 

57-313 
617.200 

335-400 
704.900 

4,578.087 

' ) 1937 2.500 Kalor ien je kg. — sj Errechneter Verbrauch auf Grund der Haushal t s ta t i s t iken der Arb eiterkam nie r für Arbeiter und Ange ­
stel l te . — 3 ) "keis = 3.56o Kalor ien je kg, — *) E r z e u g u n g - j - E infuhrüberschuß. 

dem Jahresdurchschnit t 1935/1937 um 7 8 % zurück­
gegangen i s t 1 ) . 

Die Kartoffelernte vermag den Bedarf zu be­
friedigen, obwohl die Ern te um rund 45 % geringer, 
der Bedarf dagegen um 53 % größer ist als der 
Verbrauch im Jahre 1937. E t w a die Hälf te der 
Ernte , 7 4 5 . 8 4 9 1 , verbleiben für die Deckung des 
Saatgutbedarfes, für die industrielle Verarbei tung 
und zur Verfüt terung. 

Die Kalorienbilanz 1947 und 1937 

Rechnet man alle Nahrungsmit te l auf Kalorien 
um- (siehe Übersicht 2 ) , so steht einem Gesamt-
kalorienbedarf von 4-8 Bill, eine mögliche Erzeu­
gung von 3 Bill. Kalorien gegenüber. Somit vermag 
die österreichische Landwirtschaft bei voller E r ­
fassung ihrer Produkt ion kalorienmäßig 61 % des 
Bedarfes der gesamten Bevölkerung zu decken. Von 
einem (mit der Zahl der Verbraucher der einzelnen 
Kategorien gewogenen) durchschnittlichen rat io­
nierten Tagesverbrauch je Kopf der Bevölkerung 
von 1913 Kalorien könnten 1.165 Kalorien aus der 
eigenen Erzeugung aufgebracht werden. 

Im Jahre 1937 wurde in den gleichen Nahrungs­
mitteln ein gegenüber 1947 um 3 0 % höherer Ver­
brauch zu 73 % gedeckt. F ü r den durchschnittlichen 
Verbrauch von 2.545 Kalorien je Kopf und T a g 
standen im Jahre 1937 1.855 Kalorien aus der 
eigenen landwirtschaftlichen Erzeugung zur Ver­
fügung. 

Die Verminderung der Erzeugung an Hauptnahrungs­
mitteln könnte durch Produkte, die früher zur menschlichen 
Ernährung nur in geringerem Umfange verwendet wurden 
(Gerste, Hafer, Mais), so weit ausgeglichen werden, daß 

, l ) Die Anbauflächen haben um rund 60%, d ie 'Hektar ­
erträge um rund 4 5 % abgenommen. 

die gesamte Kalorienaufbringung 1947 um etwa 36% ge­
ringer wäre als 1937. Die auf den Kopf der Bevölkerung 
bezogene Kalorienzuteilung aus der heimischen Produktion 
wäre dann um 690 Tageskalorien kleiner als 1937. 

Auf Grund des geltenden Verteilungssystems 
könnten im Jahre 1947 aus der Eigenaufbringung, 
nach Abzug des Selbstversörgerbedarfes (1*5 Bill. 
Kalorien) nur 43 % des Kalorienbedarfes der 
Kartenbezieher gedeckt werden. Von dem gewo­
genen durchschnittlichen Kalorienbedarf der Nicht-
selbstversorger von 1 .816 Kalorien könnten bei voller 
Erfassung der Eigenaufbringung nur 7SS Kalorien 
je Kopf und T a g beigestellt werden. 

Deckung des Bedarfes der NichtSelbstversorger durch 
Ablieferung 

Der Zuschußbedarf an Nahrungsmit te ln hängt 
aber nicht nur von der Ern te und dem Bedarf, son­
dern ebensosehr auch von der Ablieferung der ein­
zelnen Produkte ab. Die Ablieferungsmengen 
müßten' sich theoretisch, mit jenen Mengen decken, 
die nach Abzug des Bedarfes der Selbstversorger 
von der gesamten möglichen Produkt ion übrig 
bleiben. Tatsächlich aber sind die Ablieferungen 
zum Teil etwas geringer (siehe Übersicht 3) als der 
theoretisch ermittel te Gütervorrat . 

Un te r der Voraussetzung, daß die über den 
Bedarf der Selbstversorger hinausgehende Broi-
getreidemenge zur Gänze erfaßt würde, könnte die 
abgelieferte Menge den Brotbedarf der NichtSe lbst ­
versorger zu rund 2 7 % decken. Der Zuschußbedarf 
an Brotgetreide für 1947 würde rund 465.000 t be­
tragen. Der Bewirtschaftung würden sich nur jene 
Mengen entziehen, die sich aus dem Unterschied 
zwischen amtlich ausgewiesener und tatsächlich 
eingebrachter Ern te ergeben. 



In der Fleischversorgung würden nach Abzug 
des Bedarfes der Selbstversorger von der gesamten 
errechneten Fleischauf br ingung 44-997 t Fleisch 
verbleiben. Diese Menge entspräche der vorge­
sehenen Ablieferung. Soweit freilich zu geringe 
Durchschnittsgewichte angerechnet werden, entzieht 
sich ein Tei l des Fleischanfalles der Bewirtschaf­
tung. Die tatsächliche Fleischaufbringung dürfte 
auch durch Schwarzschlachtungen nicht unerheblich 
vergrößert werden. 

Am schwierigsten ist die Kontrolle der Auf­
br ingung auf dem Gebiete der Milch- und Fettwirt­

schaft. Bei voller Erfassung der errechneten Milch-
und Fet terzeugung müßte nach Deckung des Selbst­
versorgerbedarfes die Fettablieferung 22.835 * Rein­
fett betragen. Tatsächlich wird die voraussichtliche 
Ablieferung auf kaum mehr als 17.000 bis 18.000 t 

geschätzt werden dürfen. Die Ursachen liegen in 
den derzeit bestehenden wirtschaftlichen Verhält­
nissen, die sich in der Milchwirtschaft besonders 
auswirken. Ein Teil des Milchanfalles (etwa 
250.000 i) muß nämlich praktisch aus Mangel an 
Milchkannen, wegen schwieriger Transpor tverhä l t ­
nisse, Verbrauch der Besatzungstruppen u. a. als un-
aufbringbar angesehen werden. Auch wird der in der 
Selbstversorgerverordnung geregelte Milch verbrauch 
sowie der offiziell angerechnete Bedarf an Aufzucht­
milch von den Bauern als viel zu gering empfun­
den. Nicht zuletzt bieten gerade in der äußerst 
ungenügenden, Fet t ver sorgung die bestehenden 
Preis- und Währungsverhäl tnisse einen Anreiz zum 
Tausch- und Schleichhandel. 

V on der geringen Ii ülsenfr Uchte erzeugung 

dürften kaum irgendwelche Mengen abgeliefert 
werden, zumal hier kein Ablieferungszwang be­
steht. Der Hülsenfrüchtebedarf der Kartenbezieher 
muß daher voll. durch Einfuhren gedeckt werden. 

Nach Abzug der Zuckerprämien für die Rüben­
bauern wi rd die Zuckerablieferung kaum 20.000 

bis 24.000 i betragen, wodurch der ohnehin sehr 
knapp bemessene Bedarf der Kartenbezieher höch­
stens zu etwa 5 5 % gedeckt werden kann. 

Insgesamt konnten bei 'voller Erfül lung der vor­
gesehenen Ablieferung 42 % des Kalorienbedarfes 
der Kartenbezieher auf der Basis eines 1550 -Kalo-
r ien-Programmes gedeckt werden. Fü r jeden Nicht-
Selbstversorger würden daher von dem durch­
schnittlichen Satz von 1816 Kalorien (gewogener 
Durchschnitt) ründ 760 Kalorien pro T a g aus der 
eigenen Aufbr ingung zugeteilt werden. 

Der Anteil der Eigenaufbringung am Gesamt­
bedarf der NichtSelbstversorger wäre gegebenen­
falls noch durch eine Verminderung des industriellen 
Kartoffelverbrauchs zu erhöhen. Dadurch könnte 
teilweise das Defizit an Hülsenfrüchten oder Nähr­
mitteln ausgeglichen werden. 

Die Aufbringung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
wird durch eine Reihe von Faktoren erschwert. Solange die 
Pre is - und Währungs V e r h ä l t n i s s e dem Bauer nicht die 
Möglichkeit geben, aus dem Erlös der abgelieferten P r o ­
dukte seinen Bedarf an Produktionsmitteln, Bekleidung und 
Hausrat sowie die erforderlichen Dienstleistungen zu be­
zahlen, und gleichzeitig verhältnismäßig leicht die Möglich­
keit besteht, sich das Nötige und Gewünschte im Tausch­
und Schwarzhandel zu beschaffen, wird eine volle Erfas­
sung der nach Deckung des Eigenbedarfes verbleibenden 
Nahrungsmittelmengen nicht erwartet werden dürfen. 

Jm Zusammenhang mit den ungeordneten Geldverhält­
nissen steht die allgemein herrschende Flucht in die Sach­
werte, die sich u. a. in einer Aufstockung der Viehbestände 
äußert, wodurch beachtliche Mengen an Nahrungsmitteln, 
die für die menschliche Ernährung geeignet wären, ver­
füttert werden. Aus den gleichen Gründen wird meist auch 
nur das schlechtes! genährte Vieh zu Schlachtzwecken ge­
liefert. Außerdem wird leicht übersehen, daß der Bedarf 
der Selbstversorger oftmals tatsächlich größer ist als der 
auf Grund der Rationen ermittelte Bedarf. So erhalten die 
im Kollelitivverhällnis sieheriden landwirtschaftlichen Ar-

Bedarf der NichtSelbstversorger, Ablieferungsvorschreibung und Einfuhrbedarf für 1947 [Übersicht 3] 

Nah rungsm ittel 

Bedarf der 
NichtSelbst­

versorger 
Abl ieferungs­
vorschre ibung Einfuhrbedarf 

D e c k u n g des 
Bedarfes durch 

Abl ieferung 

Bedarf der 
NichtSelbst­

versorger 
Ablieferungs-

vorsebreibung Eiuf uhrbedarf 

T o n n e n °/o Mil l . Kalorien 

Fet t 
Nährmit te l , . 

8 0 7 . 6 1 9 

7 5 - 9 6 5 . 

4 8 . 7 3 6 

2 5 . 8 2 6 

1 2 . 6 5 9 

4 0 . 1 1 9 
a ) 4 3 - 5 3 4 

4 0 3 - 8 3 3 

2 1 9 . 2 7 4 . 

0 2 2 0 . 7 5 6 

4 4 . 9 9 7 

") * ) 1 7 . 6 7 6 

} 3 8 . 4 8 5 

2 4 . 0 0 0 
5 ) 4 0 3 . 8 3 3 

*) 2 1 9 . 2 7 4 

*) 58G.863 

3 0 . 9 6 8 

3 1 . 0 5 0 

4 0 . 1 1 9 

' 9 - 5 3 4 

2 7 ' 3 

59"2 

3 ö - 3 

loo'o 

5 5 ' 1 
IOO'O 
IOO'O 

1 , 9 3 8 . 3 8 6 

1 5 1 . 9 3 0 

4 2 9 . 2 7 6 

9 3 - 2 3 2 

4 5 - 5 7 2 

1 2 2 . 3 6 3 
2 ) 1 7 4 . 1 3 6 

2 6 2 . 4 9 1 

1 1 6 . 2 1 5 

5 2 9 . 8 1 4 

8 9 . 9 9 4 

1 5 5 . 7 2 6 

9 3 - 2 3 2 

4 5 . 5 7 2 

96.000 

2 6 2 . 4 9 1 

1 1 6 . 2 1 5 

1 , 4 0 8 . 4 7 2 

6 1 . 9 3 6 

2 7 3 . 5 5 1 

1 2 2 . 3 6 3 

7 8 . 1 3 6 

% 
— — - — 

3 . 3 3 3 - 5 0 1 
IOO'O 

1 , 3 8 9 . 0 4 4 

4 1 7 

r . 9 4 4 - 4 5 7 
58-3 

' ) 95 % A u s m a h l u n g bei Brotgetre ide und 8 o ° / g bei Gerste. — 2J Einschl ieß l ich des Bedarfes der Selbstversorger 5 1 . 8 4 1 i bzw. 2 0 7 . 3 6 4 Mil l . 
Kai. — a ) Re infe t t : 6 . 5 8 7 ' Rinds- und Schweinefett , 9 . 1 1 7 t Butter , 1 . 9 7 2 t Ol. — *) Mi lch le i s tung 1 , 4 2 3 . 0 8 0 t, davon für Selbst- und Tei lselbst­
versorger 3 7 0 . 8 2 2 (, für Tei l se lbstversorger zur D e c k u n g des Fettbedarfes 1 0 2 . 8 7 5 für Aufzucht 2 1 0 . 5 8 1 (, Feh lmenge 24Ö.623 für Nichtse lbs tver-
sorger 2 1 9 . 2 7 4 t; verbleibender l i e s t 2 7 3 . 5 0 5 / = 1 1 . 3 9 6 t Butter = 9 . 1 1 7 t Reinfett . — c ) Länderumlage 6 7 4 . 5 4 7 (. — ü) D. s. 464 4 7 4 ( Getreide. 
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Einfuhrbedarf an Nahrungsmitteln im Jahre 1947 
[Übersicht 4] 

Nahrungsmi t te l Einfuhrbedarf Preis je t Einfuhrwert Nahrungsmi t te l 
in t in $ in £ 

404-474 102 47,376.348 
30.968 • 846 26,198.928 

Fett (Rein-) 31-050 575 17.853.750 
Hülsenfrüchte . . . . 40.1 J9 319 8,786.061 

19-534 159 3,105.906 

586.145 103,320.993 

durch die hohen Transpor tkosten außerordentlich. 
Transportfachleute sind der Ansicht, daß eine 
Fracht von 40 Dollar je Tonne als ein Minimum 
angesehen werden müsse und die von offiziellen 
Stellen berechnete Fracht von nur 16 Dollar je 
Tonne zu niedrig bemessen sei. Bei Berücksichti­
gung einer 12V2 % igen Ta ra würden sich die Fracht ­
kosten für die gesamte erforderliche Einfuhr allein 
auf etwa 26 Mill. Dol lar belaufen. Da für die von 
der U N R R A gelieferten Waren keine Frach t in 
Anrechnung gebracht wird und außerdem ein ge­
ringer Teil der Einfuhren möglicherweise aus den 
Nachbarländern Österreichs oder anderen euro­
päischen Ländern bezogen werden wird, dürften sich 
die gesamten Frachtkosten etwas ermäßigen. 

Nach dem gegenwärtigen Verhandlungsstand scheint 
das Problem der Finanzierung der Lebensmittel einfuhren 
prinzipiell gelöst zu sein.- Aus dem UNRRA-Fonds für 
Österreich standen zu Beginn des Jahres 1947 noch 1 i'ö Mill. 
Dollar für Nahrungsmittellieferungen zur Verfügung. Von 
der zusätzlichen UNRRA-Hi l fe von 20 Will. Dollar für 
1947 sind weitere 12% Mill. Dollar für Lebensmittelliefe-
rungeti vorgesehen, so daß auch im Jahre 1947 die U N R R A 
Nahrungsmittel für 24-1 Mill. Dollar liefern wird. Aus der 
Zuwendung Großbritanniens von 8-5 Mill. engl. Pfund 
(34 Mill. Dollar) sind 6 Mill. Dollar, im Rahmen des 
Hoover-Programmes und aus einer USA-Anleihe weitere 
82-5 Mill.' Dollar für Nahrungsmitteleinfubren vorgesehen. 
Norwegen hat ferner einen Lebensmittelkredit von i"2 Mill. 
Dollar in Aussicht gestellt. Insgesamt würden somit bei 
voller und zeitgerecbter Erfüllung der angekündigten Hilfen 

• und Kredite rund 114 Mill. Dollar für Nahrungsmittel­
importe zur Verfügung stehen. Der Außenhandel wird vor 
allem infolge des geringen österreichischen Exportpotentials 
und des derzeitigen Mangels an Nahrungsmitteln in den 
österreichischen Nachbar st aaten kaum nennenswerte Men­
gen von Hauptnahrungsmitteln erbringen. Die sonstigen, 
allenfalls möglichen Lebensmittel einfuhren werden dagegen 
hauptsächlich zur Auffüllung auftretender Versorgungs­
lücken oder zur Besserung der Versorgung durch andere, 
kalorienmäßig nicht anzurechnende Zuteilungen (Obst, Ge­
müse, Sonderzuteilungen zu Feiertagen) vorzusehen sein 
und den Kreditbedarf kaum vermindern. 

W ü r d e die geplante Erhöhung der Rationen auf 
1800 Kalorien in der zweiten Hälfte des Jahres 
1947 durch einen erhöhten Verbrauch, von Getreide 
— die billigsten Kalorien — verwirklicht werden, 
würde sich durch eine zusätzliche Einfuhr von etwa 

heiler Deputatsrationen, die im allgemeinen doppelt so hoch 
wie die Selbstversorgerrationen sind. 

Obwohl auch im Jahre 1947 die Aufbringungs­
verhältnisse verbesserungsbedürftig sind, so wird 
die Deckung des Bedarfs durch die eigene Erzeu­
gung voraussichtlich doch bereits erheblich günstiger 
sein als im Vorjahr, Von einem gewogenen Jahres­
durchschnitt von 1.770 Kalorien täglich für den 
NichtSelbstversorger im Jahre 1946 (nahezu drei 
Viertel des Jahres wurde die österreichische Be­
völkerung auf einer 1200-Kalorien-Basis versorgt) 
wurden nach groben Schätzungen nur 3 9 % des 
Gesamtverbrauchs oder rund 690 Tageskalorien je 
Kartenbezieher ; aus eigener Erzeugung gedeckt. 
Selbst dieses bescheidene Ergebnis war nur durch 
die stärkere Heranziehung der Ern te 1946 in der 
zweiten Hälfte des Jahres möglich gewesen. I m 
Frühjahr 1946 konnten kaum 400 Tageskalor ien für 
den NichtSelbstversorger aus der eigenen Aufbrin­
gung beigestellt werden. Der Rest des Bedarfes 
wurde von der U N R R A und den Besatzungs­
mächten gedeckt. Aus den eigenen kommerziellen 
Einfuhren konnte nur rund i%, des gesamten 
Kalorienbedarfes befriedigt werden (siehe auch A b ­
schnitt Ernährung , Seite 1 4 ) . 

Sollte die physiologisch unbedingt erforderliche 
und geplante Erhöhung des österreichischen Er ­
nährungss tandards mit der Durchführung einer 
xSoo-Kalorien-Basis in der zweiten Hälfte des Jahres 
1947 verwirklicht werden, so würde sich, bei gleich­
bleibenden Kalorienzuteilungen für Kinder , der 
gesamte 'Kalorienbedarf der Kartenbezieher um 
209.428 Mill. Kalorien, d. s. um 6 % gegenüber der 
1550-Kalorien-Basis erhöhen. Un te r der Annahme 
gegenwärt iger Aufbringungsverhältnisse würden nur 
3 9 % des Bedarfes der NichtSelbstversorger, d. s. 
760 Kalorien je T a g und Verbraucher bei einem 
durchschnittlichen Tagessatz von 1930 Kalorien 
aus der eigenen Erzeugung gedeckt werden. Der 
Einfuhrbedarf würde sich dann auf 1 1 7 0 Tages ­
kalorien je Verbraucher erhöhen, gegenüber 1.056 

Tageskalorien bei ganzjährigem 1550 -Kalor ien-
System. 

Der Einfuhrbedarf und seine Deckung 

Eine Versorgung der NichtSelbstversorger auf 
einer 1550-Kalorien-Basis würde bei den gegen­
wärtigen Aufbringungsverhältnissen und Welt­
marktpreisen einen Zuschußbedarf an Nahrungs­

mitteln von etwas über 100 Mill. Dollar erfordern 
(siehe Übersicht 4 ) . Da der weitaus größte Teil der 
Hai iptnahrungsmit te l aus Übersee bezogen werden 
muß, verteuern sich die Nahrungsmit te l einfuhren 



69.0001 Brotgetreide der gesamte Zuschußbedarf 
um etwa 10 Mill. Dollar erhöhen. 

Neben der F rage der Finanzierung des erforderlichen 
Einfuhrminimums ist in der gegenwärtigen schwierigen 
Welternährungssituation die Beschaffung der Ware ein 
weiteres Problem. Der I E F C (International Emergency 
Food Council) nimmt die Verteilung der in. den MitgHed-
slaaten vorhandenen Naliirungsmittelüberschüsse auf die zu­
schußbedürftigen Mitglieder nach einem genauen Plan vor. 
Da jedoch die meisten Staaten dieser Organisation an­
gehören, ist eine nennenswerte zusätzliche Einfuhr von 
Hauptnabrungsmittelri über diese festgelegten Quoten hin­
aus kaum möglich. Jedenfalls dürfen die Möglichkeiten 
einer zusätzlichen Einfuhr von Lebensmitteln auf dem 
Wege über Handelsverträge für die Deckung des gesamten 
Einfuhrbedarfs nicht überschätzt werden. Die vom I E F C 
in Aussicht genommenen Lebensmittellieferungen an Öster­
reich decken nicht immer den ermittelten Bedarf, so daß, 
falls keine Erhöhung dieser Quoten erfolgen sollte, die 
entstehende Lücke in der Versorgung entweder durch zu­
sätzliche Einfuhren aus anderen, im Welternährungsrat 
nicht vertretenen Ländern (Argentinien, UdSSR) oder 
durch den Verbrauch anderer, leichter erhältlicher Nah­
rungsmittel geschlossen werden müßte. 

Der für 1947 angegebene Einfuhrbedarf an Ge­
treide wird durch die vom I E F C für Österreich be­
willigten 400.000 t nur zu 8 6 % gedeckt werden. Der 
österreichische Fleischbedarf für 1947 wurde so 
stark vermindert , daß durch die genehmigte Jahres­
quote von rund 30.000 t der Einfuhrbedarf nahezu 
voll gedeckt werden könnte. Auch die geplanten 
Fettl ieferungen an Österreich würden das Inlands­
defizit ausgleichen. Dagegen wird der niedrig ge­
haltene Einfuhrbedar i an Hülsenfrüchten von rund 
40.000 t durch die voraussichtlichen Zuschüsse kaum 
erfüllt werden können, da für die erste Hälf te 1947 

nur 11.500 # für Österreich vorgesehen sind. Den 
Zuschußbedarf an Zucker von rund 20.000 t wird 
die bisher genehmigte Zuteilung von etwa 12.000 £ 

Zucker nur zu 60 % decken. E s kann jedoch erwartet 
werden, daß die fehlenden Zuckermengen im Kom­
pensationswege aus der Tschechoslowakei beschafft 
werden. 

Die zur Zeit von der U N R R A oder dem U S A -
Kriegsminis ter ium im Wege von Zuschüssen der 
amerikanischen Besatzungsmacht an Österreich ge­
leisteten Lebensmittelhilfen werden, 'soweit es sich 
um die kontingentierten Einfuhren handelt, auf die 
in Aussicht genommenen Quoten angerechnet. 

Zur Methode der Schätzung von Bedarf und Deckung 

Von einer bestimmten Verbraucherstruktur und von 
einem festgelegten Rationenplan ausgehend, wurde der 
Nahrungsmittelbedarf der österreichischen Bevölkerung für 

das Jahr 1947 geschätzt, andererseits wurden unter der 
Annahme bestimmter, vor allem für das Jahr 1946 geltender 
Produktions- und Aufbringungsverhältnisse die mögliche 
eigene Nahrungsmittel erzeugung bzw. die voraussichtliche 
Marktleistung sowie der sich daraus ergebende Einfuhr­
bedarf zahlenmäßig berechnet. Wie jede Vorschau, muß 
auch diese als eine der vielen in der Zukunft liegenden 
Möglichkeiten gewertet werden, die durch die nachfolgenden 
Tatsachen und Umstände weitgehend modifiziert werden 
kann. Der große Mangel der Vorschau besteht darin, daß 
sie von rein statischen Annahmen ausgeht und die im Laufe 
des Jahres mögliche Entwicklung außer acht lassen muß. 

Abgesehen davon, daß durch Änderung des Rationen­
planes oder durch Erhöhung des Ernährungsstandards,etwa 
auf eine 1800-Kalorien-Basis der Bedarf an einzelnen Nah­
rungsmitteln sich weitgehend verschieben kann, ist auch 
schon durch eine Änderung der Richtlinien für die Ein­
stufung in die einzelnen Verbrauchergruppen oder durch 
eine tatsächliche Zunahme einzelner Kategorien eine E r ­
höhung des errechneten 'Nahrungsmittelbedarfes möglich 1). 

Besonders unsicher ist aber die Schätzung der E r ­
zeugung und Aufbringung an Nahrungsmitteln. Die Er­
mitt lung der Erzeugung und Ablieferung von Ernteprodukten 
ging von den Ernteziffern 1946 aus. E s ist heute noch nicht 
vorauszusagen, ob und vor allem um wieviel sich die Ern te 
1947 durch die Erhöhung der Anbauflächen, die Besserung 
der Er t r äge als Folge günstigerer Wetterverhältnisse und 
verstärkten Einsatzes von Düngemitteln und landwirtschaft­
lichen Maschinen (aus UNRRA-Lieferungen) erhöhen oder 
durch den außergewöhnlichen Frost im vergangenen Winter 
oder durch nicht vorhersehbare Witterungsunbilden ver­
mindern wird. Wahrscheinlich wird die Ern te 1947 gegen­
über 1946 höher sein. Dadurch wird sich nicht nur die 
Produktion der Feldfrüchte erhöhen, sondern auch der 
Anfall tierischer Produkte steigen. Die Besserung der 
Futterverhältnisse z. B. könnte bei gleichem Viehbestand 
einerseits die Milchleistung erhöhen und dadurch die Fett­
versorgung bessern, andererseits ein Ansteigen der Tier­
gewichte erzielen, wodurch neben der Fleisch- auch die 
Fett ver sorgung erleichtert werden könnte. Ebenso könnte 
durch eine zusätzliche Verwendung von Futtermitteln 
(Kartoffeln, Gerste, Mais) für die menschliche E rnäh rung 
und eine stärkere Schlachtviehaufbringung die Versorgungs-
lage im laufenden Jahr zu Lasten künftiger Jahre gebessert 
werden. Ebenso wäre es denkbar, daß durch eine straffere 
Bewirtschaftung oder durch ein Hinaufsetzen der Preise 
für landwirtschaftliche Produkte die Aufbringung erhöht 
würde. 

Die abgelaufenen Monate des Jahres 1947 haben aller­
dings keine Tatbestände gebracht, die eine grundlegende 
Änderung der angenommenen Verhältnisse erwarten lassen 
würden. 

*) Soweit die von offiziellen Stellen für Volkser­
nährung veröffentlichten Angaben über den Nahrungs-
mittetbedarf Österreichs im Jahre 1947 von der vorliegenden 
Schätzung abweichen, erklärt sich dies dadurch, daß jenen 
Berechnungen ein anderes Rationenschema und für die 
zweite Hälfte des Jahres 1947 eine Basis von 1800 Kalorien 
zugrunde gelegt wurde. 
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Die wirtschaftliche Lage in Österreich 
Überwindung der Stromkrise durch Leistungssteigerung 
der Wasserkraftwerke 

Die Energieversorgung der österreichischen 
Wirtschaft hat sich gegen Ende März 1947 wesent­
lich gebessert. Die Energiekrise, die mit Einbruch 
des Winters das gesamte Wirtschaftsleben lähmte, 
schien im wesentlichen überwunden, als anfangs 
Apri l durch das Ausbleiben von Kohlensendungen 
aus Polen und der Ruhr ein neuerlicher Rückschlag 
erfolgte. 

Vor allem die Produktion von elektrischer 

Energie durch Wasserkraf t stieg im Eaufe des 
Monats März, jahreszeitlich bedingt durch die ver­
besserte Wasser führung der Flüsse, s tark an. 
Während die Gesamterzeugung von elektrischer 
Energie im Jänner 1947 nur 189-9 Mill. kWh1) 

betrug und im Februar mit 152-8 Mill. kWh auf 
den niedrigsten Stand seit Beginn des Jahres 1946 sank 
(im Februar 1946 wurden 195*6Mill . kWh erzeugt) , 
wurden im März bereits wieder 216*1 Mill. kWh 

erzeugt. Infolge des langen Winte rs ist die E r ­
höhung der Stromerzeugung der Wasserkraf twerke 
erst bedeutend später eingetreten als im Vorjähr . 
Im März 1947 wurden nur 1 8 3 7 Mill. kWh 'Wasser­
kraftstrom erzeugt, gegenüber 207*2 Mill. kWh im 
März 1946, so daß trotz erhöhter Produkt ion der 
kalorischen Werke (32*4 Mill. kWh gegenüber 
19*9 Mill. kWh im Vorjahr) die Gesamterzeugung 
im März 1947 um I I - I Mill. kWh geringer war als 
im gleichen Monat des Vorjahres. Ers t gegen Ende 
März besserte sich die Stromversorgung wesentlich. 
Während anfangs März nur etwa 4-5 Mill. kWh 

täglich erzeugt wurden, steigerte sich die Produk­
tion bis Ende März auf 7-2 Mill. kWh, so daß 
Mit te Apri l die einschneidenden St romsparmaß­
nahmen nahezu vollständig aufgehoben werden 

*) Die Produktionsziffern beziehen sich nur auf die 
Öffentlichen Stromversorgungsanlagen; nicht enthalten ist 
die Erzeugung der industriellen Eigenanlagen sowie der 
Bahnkraftwerke. 

konnten. Damit ist die Versorgung der österreichi­
schen Wirtschaf t mit elektrischer Energie zunächst 
voll gesichert und eines der wesentlichsten Produk­
tionshemmnisse überwunden. 

Anhaltend schwierige Kohlenversorgung 

Demgegenüber ist die Kohlenversorgung der 
österreichischen Wirtschaft noch immer unzureichend 
und für die nächsten Monate noch keineswegs ge­
sichert. Die inländische Kohlenförderung konnte, 
zwar im ersten Quar ta l 1947 wesentlich gesteigert 
werden und erreichte im Marz mit rund 277.000 t 

(Steinkohle und Braunkohle) bereits rund 9 8 % der 
Friedensproduktion. Diese Mehrförderung konnte 
jedoch die Verminderung der Kohleneinfuhren nicht 
ausgleichen. Im ersten Quar ta l 1947 wurden monat­
lich im Durchschnit t nur 143.800 t Kohle (auf Stein­
kohlenbasis) eingeführt, gegenüber 1 S 2 . 1 0 0 1 im 
Jahre 1946 und 275.000 t im Jahre 1937. Die Ge­
samtversorgung der österreichischen Wirtschaft mit 
Kohle bet rug demnach im Jänner nur 58*8%', im 
Februar nur 5 3 ' 6 % ; und im März nur 64*7%' des 
Monatsdurchschnit ts im Jahre 1937. Dementsprechend 
deckten auch die Zuteilungen an die einzelnen Be­
darfsträger , nur einen Bruchteil des normalen Be­
darfes. Mit der Erhöhung der 'Leistung der Wasser ­
kraftwerke werden die kalorischen Werke s tark ent­
lastet. Die eingesparte Kohle wi rd dadurch für 
andere Verwendungen frei. Tro tzdem hängt die 
Wiederbelebung der Wirtschaft und insbesondere die 
Produkt ions Steigerung in der Schwerindustr ie weiter­
hin in erster Linie von einer Erhöhung der Kohlen­
einfuhren ab. 

In der ersten Dekade April sind durch das 
Ausbleiben der Steinkohle aus Polen und der ver­
minderten Anlieferung aus der Ruhr besonders für 
die auf Steinkohle bzw. Koks basierenden Industr ien 
neuerlich große Schwierigkeiten eingetreten.. Der 
Ausfall an Steinkohle bet rug im ersten Drit tel April 
rund 30.0001, eine - Menge, die bei dem für den 
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Monat April planmäßig vorgesehenen Gesamtver­
brauch von 327.000 t (Steinkohlenbasis) bzw. 
140.000 t Steinkohle s tark ins Gewicht fällt. Es ist 
zur Zeit noch nicht bekannt, wie sich der Streik 
im Ruhrgebiet anfangs April auf die weiteren 
Kohlenlieferungen aus dem Ruhrgebiet , auswirken 
wird. Nach eingegangenen Berichten soll der Streik 
weniger die Kohlenförderung als die Kohlenver­
ladung ungünst ig beeinflußt haben, Die verr ingerte 
Förderung im Monat April geht teilweise auch auf 
den Ausfall von Schichten während der Osterfeier-
tage zurück. Die Einstel lung der Kohlenlieferungen 
aus Polen mit 3 1 . März ] p m insofern überraschend, 
als das im Handelsver t rag festgelegte Kont ingent 
von 300.000 t Kohle nicht einmal zur Hälfte erfüllt 
worden war. Als Begründung wird angegeben, daß 
Österreich als Gegenleistung für die polnische Kohle 
im Wer te von 1-5 Millionen Dollar erst W a r e n für 
200.000 Dollar geliefert habe. Demgegenüber wird 
Österreichischerseits geltend gemacht, daß dje öster­
reichischen Industriellen lange Zeit hindurch die in 
F r a g e kommenden Kompensat ionswaren bereit ge­
halten haben, ohne daß die polnischen Unterhändler 
sich um das österreichische Angebot gekümmert 
hatten. Vermutlich dürften für die Lösung des 
Handelsver t rages durch Polen auch die vertraglich 
festgelegten Preise von 10 Dollar je Tonne eine 
Rolle gespielt haben, nachdem Polen inzwischen 
von anderen Ländern wesentlich höhere Pre i s ­
angebote erhalten hat. Wenn auch angenommen wer­
den darf,, daß die zur Zeit zwischen Österreich und 
Polen schwebenden Verhandlungen in absehbarer 
Zeit zu einem positiven Ergebnis gelangen werden, 
so werden doch für d i e Wiederingangsetzung der 
österreichischen Wirtschaft Wochen vergehen, ehe 
mit einem neuerlichen Anrollen polnischer Kohle 
gerechnet werden kann. 

Einen starken Auftr ieb erwar te t die österreichi­
sche Wirtschaft durch den Abschluß von Vert rägen 
mit der Schweis und mit Schweden.' Während das 
Geschäft mit der Schweiz (über die Lieferung von 
200.000 t Steinkohle) noch nicht perfekt wer­
den konnte, sind die Verhandlungen mit Schweden 
bereits zu einem definitiven Abschluß gekommen. 
Österreich soll darnach für Rechnung Schwedens 
monatlich 20.0001 Steinkohle aus Polen erhalten 
und dafür Roheisen und Walzwerker Zeugnisse , eben­
falls für Rechnung Schwedens, an verschiedene 
Länder liefern. Da die polnische Kohle nicht ver­
kokbar ist, muß sie, ehe sie der Kokerei in Linz 
zugeführt wird, gegen Ruhrkohle umgetauscht wer­
den.' Obwohl bis zur Stunde die vertraglich zu­
gesicherte polnische Kohle noch nicht in Österreich 

eingelangt ist und die polnischen Stellen bisher die 
Übernahme Österreichischer Leergarni turen ver­
weigert haben, hat das Linzer Werk bereits mit der 
Trockenlegung der Anlagen für die zweite Koks-
battcric begonnen. Da die Koksbatterien erst an­
geheizt werden können, wenn ein genügend großer 
Kohlenvorrat vorhanden ist und das Anheizen der 
Batterien selbst wieder 10 bis 14 T a g e beansprucht, 
ehe die volle Leistungsfähigkeit erreicht ist, wird 
das Anblasen des zweiten Hochofens in Linz 
günstigstenfalls erst anfangs Mai erwartet werden 

können- ( 

Neben den bisher erwähnten Kohlengeschäften 
laufen weitere Bemühungen, die dringend benötigte 
Kohle nach Österreich zu bringen. Über den- Stand 
der geführten Verhandlungen kann im Augenblick 
noch nicht berichtet werden. 

Unbeschadet der in den letzten Wochen ein­
getretenen Verbesserung der Energieversorgung ist 
die gegenwärt ige Kohlen Situation äußerst unbefrie­
digend. Während heute bereits alle Anstrengungen-
gemacht werden müßten, für den kommenden Winter 
ausreichende Kohlenreserven anzulegen, weist der 
an sich äußerst sparsam kalkulierte Kohlenplan für 
den Monat Apri i , unter der Voraussetzung, daß 
das Quantum für die zweite und dri t te Dekade 
pünktlich erfüllt wird, ein Defizit von mindestens 
3,0.000 t Steinkohle und 1S.000 t Koks auf. Wenn 
auch für die kommenden- Monate eine Erleichterung 
in der Kohlenversorgung erwartet werden kann, so 
gilt es vorläufig doch noch als ein ungelöstes 
Problem, wie im nächsten halben Jah r über die 
Erfül lung der monatlichen Kohlenpläne hinaus die 
zur Vermeidung' einer neuerlichen Energiekrise im 
Win te r 1947/48 unerläßlichen Kohlenreserven an­
geschafft werden sollen. 

Die verschiedenen ins Auge gefaßten Spar­
maßnahmen im Energieverbrauch und die zur Zeit 
mit Erfolg betriebene Steigerung der heimischen 
Kohlenförderung sowie die kurzfrist ig zu erwarten­
den For tschr i t te auf dem Gebiet der Elektr izi täts-
wirtschaft werden die auch für den nächsten Winter 
zu erwartende angespannte Energieversorgungslage 
wohl erleichtern, aber nicht vermeiden können. Das 
Schicksal der Österreichischen Wirtschaft hängt da­
her nach wie vor weitgehend von der rechtzeitigen 
Sicherung ausreichender und quali tat iv entsprechen­
der Kohlenlieferungen aus dem. Auslande ab. 

Bemühungen um eine Leistungssteigerung der heimischen 
Kohlenproduktion 

•Die Erhöhung der heimischen Kohlenförderung 
in den letzten Monaten ist offenbar auf die Ge­
währung von Leistungsprämien im Kohlenbergbau 
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zurückzuführen, obwohl festgehalten werden muß, 
daß die Förderleistungen pro Arbeiter noch immer 
weit hinter den vor 1937 erreichten Ergebnissen 
zurückbleiben. Die einzelnen Bergarbeiter erhalten, 
je nach ihren Leistungen, Prämienscheine, die zum 
Bezug von Haushaltsartikeln^ Bekleidungsgegen­
ständen und anderen Mangelwaren berechtigen. 
Außerdem werden die Bergarbeiter bevorzugt mit 
Zigaretten beteilt, während erhöhte Lebensmittel­
rationen bisher infolge des Einspruches der Alliierten 
nicht gewährt werden konnten. Durch, diese Maß­
nahmen steigerte sich die Leis tung des einzelnen 
Arbei ters und auch der Mangel an Bergarbeitern 
hat durch den Zustrom von neuen Arbeitskräften 
abgenommen. Allerdings s tammen diese Kräfte vor­
wiegend aus der Landwirtschaft , wo selbst dringend 
jede Hand gebraucht wird. Das Beispiel im Kohlen­
bergbau-zeigt jedenfalls, daß in einer ausgesprochenen 
Mangellage die Erhöhung des Realeinkommens der 
.wirksamste Anreiz zur Leis tungsste igerung ist. 
Freilich sind der Differenzierung der Realeinkommen 
bei dem gegenwärt ig äußerst knappen Sozialprodukt 
enge Grenzen gesetzt und die Bevorzugung be­
st immter Berufsgruppen schmälert die Versorgung 
der übrigen Bevölkerung. 

Guter Anlauf der Schlüsselindustrien, Hemmungen in den 
nachgeordneten Industrien 

Mit der. Besserung der Energieversorgung war 
die wichtigste Voraussetzung für das Wiederanlaufen 

• der Produktion und damit auch für die Besserung 
der gesamtwirtschaftlichen Lage gegeben. In rascher 
Aufeinanderfolge wurde die ' Produkt ion in den 
wichtigsten Schlüsselindustrien wieder aufgenommen: 
am 19. M a r z wurde eine Koksofenbatterie in Linz 
angeheizt und damit nicht nur mit der für die Land­
wirtschaft besonders wichtigen Stickstoffproduktion 
begonnen, sondern auch die Voraussetzung für das 
spätere Wiederanblasen des Donawitzer Hochofens 
geschaffen; am 22. März begann das W e r k ' R a n s ­
hofen, das seit November 1946 stillgelegt war, mit 
der Erzeugung von Aluminium; am 3 1 . März wurde 
der Hochofen in Donawitz wieder voll in Betrieb 
genommen und einige Tage später wurde in Linz 
bereits mit der Trockenlegung einer zweiten Koks­
batterie begonnen. Durch den Ver t rag mit Schweden, 
wird ferner voraussichtlich im Mai das Anblasen 
eines zweiten Hochofens in Linz ermöglicht werden. 
Inwieweit die Hoffnung berechtigt ist, in absehbarer 
Zeit in Donawitz noch einen zweiten Hochofen an­
zublasen, hängt vom Erfolg der zur Zeit schweben­
den Kohlenverhandlungen ab. 

Der günstige Star t in den Schlüsselindustrien 
darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß durch 

den monatelangen Produktionsst i l ls tand gerade in 
den wichtigsten Betrieben empfindliche Lücken ent­
standen sind, und daß der Mangel an Zwischen­
produkten die Wiederbelebung der Produkt ion in 
den weiterverarbeitenden Industr ien entscheidend 
hemmt. Über den Produkt ionsrückgang in den ver­
gangenen Monaten liegen bereits aus den wichtig­
sten Produktionsgebieten Ziffern vor, die erkennen 
lassen, wie schwer die österreichische Wirtschaft 
unter der Energiekrise gelitten hat. Im Februa r 1947 
wurden in Prozent der höchsten Monatsproduktion 
des Jahres 1946 produzier t : 

Roheisen 3*9 S in te rmagnes i t . . . 50*6 
Rohstahl 47-8 Mauerziegel 1)2) . . . 6-o 
W a l z w a r e n 72-4 Dachziegel 1 ) 2 ) . . . 3-4 
Holzstoff 40-4 Zement 1) 29-6 
Zellulose 3 0 8 Kalk 1) 26-6 
Pap ie r 44-3 ' Kalkstickstoff l) 3) . . i5'0 
P a p p e 4 2 7 Kaus t i sche Soda l) . 5 3 4 
Rohmagnes i t . . . . 60-4 Ka lz iumkarb id 1) . . 16-3 

*) Jänner 1947. — -) Rückgang überwiegend saison­
bedingt. — 3 ) Produkt ion ab Mitte Jänner vollkommen 
stillgelegt. 

Dieser Produktionsausfal l kann naturgemäß 
nicht in kurzer Zeit wieder aufgeholt werden. So 
traten mit der Behebung der schwersten Energie­
krise Ende März neue Engpässe auf, die entweder 
direkt auf den Mangel an inländischen Zwischen­
produkten oder auf das Fehlen ausländischer Roh­
stoffe und Halbfabr ikate zurückzuführen sind. Be­
sonders fühlbar ist der Mangel an Eisenwaren und 
Walzwerksprodükten, der eine wirksame - Eisen­
bewirtschaftung unmöglich macht. Die Vertei lungs­
quoten für Walzwerkserzeugnisse in den kommenden 
Monaten werden über die Kontingente i m ersten 
Quar ta l 1947 nicht hinausgehen, so daß vor allem 
im Fahrzeugbau die geplante Produkt ion nicht er­
reicht werden kann. Es ist daher beabsichtigt, das 
monatliche Erzeugungsprogramm für Lastkraf t ­
wagen von 300 a u f - I O O Stück, für Motorräder von 
2500 auf 500 Stück und für Fahr räde r von 25.000 
auf 5000 Stück herabzusetzen. Ebenso wirkt in der 
lederverarbeitenden Industr ie die starke Einschrän­
kung der ledererzeugenden Industr ie durch die 
Stromkrise nach. ' Die Schuhindustrie kann daher 
nur einen Tei l des Erzeugungsprogrammes erfüllen. 
In der Text i l indus t r ie bewirken die äußerst gerin­
gen Zuteilungen von Kunstseide (im März 1947 

( wurden nur 18 t Kunstseide gegenüber einem Bedarf 
von 150 t zugewiesen) eine fast völlige Einstel lung 
der Kunstseidenverarbeitung, wahrend den Text i l ­
veredlungsindustrien selbst die für eine einge­
schränkte Produkt ion notwendigen Farbstoffe 
fehlen. 

7 * 


